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Vorbemerkung. 


Die Ausführungen enthalten den der 9. Generalſynode 1930 
erſtatteten gemeinſamen Bericht des Kirchenſenats und des Evan— 
geliſchen Oberkirchenrats über ihre Tätigkeit ſowie über wichtige 
Ereigniſſe auf dem Gebiet des kirchlichen Oebens ſeit der außer— 
ordentlichen Tagung der 8. Seneralfynode im Jahre 1927 (unter 
Fortlaſſung einiger nicht allgemein intereſſierender Anlagen) und die 
zu dieſem Bericht gefaßten Entſchließungen der Generalſynode. 
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Abkürzungen. 


EOK. = Evangeliſcher Oberkirchenrat. 

DEKA. — Deutſcher Evangeliſcher Kirchenausſchuß. 

GS. = Generalſynode. 

KGBG. — Kirchengemeindebeamtengeſetz vom 10. Mai 1927 K Bl. S. 242). 

KGVBl. — Kirchliches Geſetz- und Verordnungs⸗Blatt. 

KO. — Kirchenordnung für die evangeliſchen Gemeinden der Provinz 
Weſtfalen und der Rheinprovinz vom 6. November 1923 (KGVBl. 
1924 S. 166). 

KS. — Kirchenſenat. 

Vhdl. - Gedruckte Verhandlungen der Generalſynode. 

Vu. — Verfaſſungsurkunde für die Evangeliſche Kirche der altpreußiſchen 


Union vom 29. September 1922 (KGVBl. 1924 S. 123). 


I. Zuſammenſetzung und Betätigung des K. im allgemeinen. 

Der Kirchenſenat iſt ſeit der Erſtattung des der GS. bei ihrer 
außerordentlichen Tagung im Frühjahr 1927 vorgelegten Tätigkeits- 
berichts bis Ende Januar 1930 zu 18 Tagungen mit insgeſamt 
25 Sitzungstagen zuſammengetreten. Eine dieſer Tagungen fand im 
September 1928 in Erfurt ſtatt und wurde mit einer gemeinſamen 
Beſichtigung der dortigen Lutherſtätten verbunden, da der KS. ein 
Urteil über die etwaige Verwendbarkeit des ehemaligen Auguſtiner— 
kloſters für kirchliche Zwecke gewinnen wollte; auch nahmen die Mit- 
glieder des KS. geſchloſſen an einem Feſtgottesdienſt in de: neu 
erbauten Lutherkirche teil. Im übrigen verſammelte ſich der KS. 
regelmäßig in Berlin. 

Daneben traten die dem KS. gemäß Art. 130 Abſ. 2 VU. 
angegliederten Sonderausſchüſſe, über deren Tätigkeit weiter unten 
bei Erörterung der von ihnen behandelten Aufgaben berichtet werden 
wird, zu zahlreichen Sonderberatungen zuſammen, während die Beſchlüſſe 
des Engeren Ausſchuſſes (Art. 130 Abſ. 1 VU.) vorwiegend in 
dem in $ 14 der Geſchäftsordnung für den KS. vom 11. Dezember 1925 
(KGVBl. S. 221) vorgeſehenen Wege ſchriftlicher Abſtimmung gefaßt 
wurden. 

In der Zuſammenſetzung des KS. waren in der Berichts— 
zeit einige Anderungen infolge Wechſels im Vorſitz der Provinzial⸗ 
kirchenräte zu verzeichnen. Es traten in den KS. ein im November 1927: 

Superintendent Koch-Bad Oeynhauſen, Präſes der Weſtfäliſchen 

Provinzialſynode, als Vorſitzender des Weſtfäliſchen Provinzial⸗ 

kirchenrats anſtelle von Superintendent i. R. D. Kockelke, 
im Herbſt 1929: 

Rittergutsbeſitzer von Kleiſt-Gr. Kröſſin, Präſes der Pommerſchen 

Provinzialſynode, als Vorſitzender des Pommerſchen Provinzial- 

kirchenrats anſtelle von Superintendent i. R. D. Wetzel, 

Superintendent Schultze-Ohlau, Präſes der Schleſiſchen 

Provinzialſynode, als Vorſitzender des Schleſiſchen Provinzial- 

kirchenrats anſtelle von Paſtor prim. Kraeuſel, 

Pfarrer Daniel-Danzig, Präſes der Landesſynode der Freien 

Stadt Danzig, als Vorſitzender des Danziger Landeskirchenrats 

anſtelle von Superintendent i. R. Polenske. 

15 


4 


Außerdem hatte der KS. den Tod einiger von der GS. 
gewählter ſtellvertretender Mitglieder, 

des Landrats a. D. Dr. von Brockhuſen-Gr. Juſtin ( Mitte 

Oktober 1928), des Superintendenten D. Winkhaus⸗Dortmund 

(+ 6. März 1929) und des Superintendenten D. Witte-Stolp i. P. 

(+ 12. April 1929) 
zu beklagen. 

Endlich hatten auch die weiter unten mitgeteilten Anderungen 
im Perſonalbeſtand des EOK. und in der Beſetzung einiger General⸗ 
ſuperintendenturen ſowie der gemäß Art. 104 Abſ. 2 VU. von 2 zu 
2 Jahren ſich vollziehende Wechſel im Vorſitz der Konſiſtorien derjenigen 
Kirchenprovinzen, welche in mehrere Generalſuperintendenturſprengel 
aufgeteilt ſind, entſprechende Veränderungen in der Zuſammenſetzung 
des KS. zur Folge. 

Der im Herbſt 1929 eingetretene Wechſel im Vorſitz des Sächſiſchen 
Provinzialkirchenrats hatte eine Veränderung in dem Beſtande der 
ordentlichen Mitglieder des KS. nicht zur Folge, da der bisherige 
Vorſitzende des Provinzialkirchenrats Rittergutsbeſitzer D. Winckler 
in ſeiner Eigenſchaft als Präſes der 8. GS. gemäß Art. 128 Abſ. 1 
Ziff. 1, Art. 129 Abſ. 1 VU. auch weiter Mitglied und Vorſitzender 
des KS. verblieb, während ſein Nachfolger im Vorſitz des Provinzial⸗ 
kirchenrats Univerſitätsprofeſſor Geh. Konſiſtorialrat D. Dr. Eger dem 
KS. bereits von Anfang an als von der GS. gewähltes Mitglied 
angehörte. Dagegen entſtanden mit dem genannten Wechſel Zweifel, 
ob zur Vertretung D. Dr. Eger's im KS. fortan weiter ſeine von der 
GS. gewählten Stellvertreter berufen waren, oder ob dieſe Vertretung 
nunmehr dem ſtellvertretenden Vorſitzenden des Sächſiſchen Provinzial⸗ 
kirchenrats oblag. Der KS. hat ſich in dem einzigen Falle, in dem 
die Heranziehung eines Stellvertreters für D. Dr. Eger erforderlich 
wurde, für die Zuziehung ſeines von der GS. gewählten 1. Stell⸗ 
vertreters entſchieden, im übrigen aber eine Klärung der Frage durch 
die GS. für erforderlich erachtet. 


II. Allgemeine kirchliche Verwaltung. 
In den führenden Amtern der allgemeinen kirchlichen Verwaltung 
find ſeit der Synodaltagung 1927 mehrfach weſentliche Perſonal— 
veränderungen eingetreten. Dem EO K. hat der Tod zwei hervor- 


ragende Perſönlichkeiten entriffen, deren ganze Kraft dem Dienſte der 
Kirche gewidmet war, den geiſtlichen Vizepräſidenten Oberdomprediger 
D. Dr. Conrad (+ 9. September 1927) und den weltlichen Vize⸗ 
präſidenten D. Dr. Duske (+ 9. November 1929). Wenn der KS. 
und der EOK. dieſer beiden Männer in Dankbarkeit und Verehrung 
gedenken, ſo müſſen neben ihnen in gleichem Sinne zugleich die Namen 
des früheren Präſidenten des EOK. D. Moeller und des früheren 
geiſtlichen Vizepräſidenten D. Lahuſen genannt werden, die in den 
verantwortungsſchweren Jahren des Überganges vom alten zum neuen 
Recht an führender Stelle geſtanden haben und aus ihrem Ruheſtand 
im Herbſt des Jahres 1927 in die Ewigkeit heimgerufen worden ſind. 


In die im EOR. entſtandenen Lücken wurden vom KS. der 
Generalſuperintendent von Berlin D. Burghart als geiſtlicher Vize- 
präſident und der Geheime und Oberkonſiſtorialrat D. Hundt, 
Dirigent im EO K., als weltlicher Vizepräſident berufen. Anläßlich 
der Berufung von D. Burghart entſtand die Frage, ob bei einem 
Ausſcheiden des Vorſitzenden des Konſiſtoriums innerhalb der in Art. 104 
Abſ. 2 Satz 2 VU. vorgeſehenen 2 jährigen Periode der Vorſitz ſofort 
für neue 2 Jahre auf den nächſtberufenen Generalſuperintendenten 
oder für den Reſt der laufenden Periode auf den ſtellvertretenden 
Vorſitzenden (Art. 104 Abſ. 2 Satz 3 BU.) äberzugehen habe. Die 
Frage wurde in dem erſteren Sinne entſchieden. 


Weitere Veränderungen im EOK. und in der Leitung der 
Kirchenprovinzen traten dadurch ein, daß Oberkonſiſtorialrat D. Karow 
zum Nachfolger von D. Burghart in die Berliner Generalſuper— 
intendentur, Oberkonſiſtorialrat D. Stoltenhoff zum Nachfolger des 
in den Ruheſtand übergetretenen rheiniſchen Generalſuperintendenten 
D. Klingemann berufen wurden. An ihrer Stelle traten Konſiſtorialrat 
D. Dr. Jeremias-Magdeburg und Pfarrer Lie. Dick-Barmen in 
den EOK. als Mitglieder ein. Zum Nachfolger des in den Ruheſtand 
getretenen Generalſuperintendenten D. Kiehl-Schneidemühl wurde 
Superintendent Hegner-Elbing, zum Nachfolger des verſtorbenen 
Generalſuperintendenten D. Meyer-Magdeburg Pfarrer Eger-Berlin⸗ 
Dahlem vom KS. ernannt. 


Für die Geſchäftsführung der kirchlichen Behörden im 
allgemeinen hat die GS. in einer Entſchließung vom 12. Mai 1927 
den KS. und den EOR. aufgefordert, Bedacht zu nehmen auf die 
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Einführung organiſatoriſcher und techniſcher Maßnahmen zur Er- 
leichterung der Arbeitslaſt und zur Steigerung des Wirkungsgrads 
der Arbeit, ſoweit dies nur irgend nach den finanziellen Mitteln möglich 
ſei. Die Maßnahmen, die zur Verwirklichung dieſer dankenswerten 
Anregung bisher haben getroffen werden können, bewegen ſich nach 
verſchiedenen Richtungen. 

Zunächſt iſt die bereits in den Jahren 1925 und 1926 einge— 
leitete, mit der Verſelbſtändigung der Kirche und der Erweiterung 
ihrer Aufgaben dringend notwendig gewordene Vermehrung der 
Kräfte in den 3 folgenden Etatsjahren weiter fortgeführt und damit 
fürs erſte zu einem gewiſſen vorläufigen Abſchluß gebracht worden. 
Beim EOK. wurden durch Umwandlung planmäßiger Konfiftorialrats- 
ſtellen 2 neue Mitgliederſtellen geſchaffen, die den Konſiſtorialräten 
Banke und Henſelmann vom KS. verliehen wurden. Mit der 
Beratung des Kollegiums in beſtimmten Fachfragen wurden Pfarrer 
D. Dr. Schubert und Profeſſor Reimann betraut. Eine Büro- 
hilfsarbeiterſtelle wurde in eine planmäßige Bürobeamtenſtelle umge— 
wandelt; die Kanzleikräfte wurden vermehrt. Bei den Konſiſtorien 
wurde die nebenamtliche Generalſuperintendentur in Schneidemühl in 
eine hauptamtliche umgewandelt; 4 Konſiſtorialratsſtellen und eine 
Bürobeamtenſtelle wurden neu geſchaffen, die Stelle eines nebenamt⸗ 
lichen Mitglieds in eine hauptamtliche, 4 Bürohilfsarbeiterſtellen in 
planmäßige umgewandelt und auch hier die Kanzleikräfte merklich 
vermehrt. Der geſamte Bürobedarf der Generalſuperintendenten, der 
bisher einſchließlich der von ihnen beſchäftigten Kanzleikräfte von ihnen 
ſelbſt aus einer Pauſchalvergütung hatte beſtritten werden müſſen, 
wurde auf den Haushalt übernommen. Weitergehende Wünſche nach 
Stellenvermehrungen haben mit Rückſicht auf die Geſamtlage des 
Finanzweſens bis auf weiteres zurückgeſtellt werden müſſen. 

Neben dieſen zur Erleichterung der Arbeitslaſt unvermeidlichen 
Perſonalvermehrungen, die naturgemäß wiederum eine Steigerung des 
Geſchäftsbetriebs nach ſich zogen, iſt gleichzeitig aber auch durch 
organiſatoriſche und techniſche Maßnahmen auf Erhöhung des 
Wirkungsgrads der Arbeit Bedacht genommen worden. Zur Verein- 
fachung des Geſchäftsgangs im EOR. hat fein Präſident neue An- 
weiſungen erlaſſen. Im Zuſammenhange damit ſind vor allem zur 
Entlaſtung des Präſidenten und des weltlichen Vizepräſidenten des 
EOR. einem Mitgliede des Kollegiums die Funktionen eines Dirigenten 
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mit der Befugnis zur abſchließenden Zeichnung gewiſſer laufender 
Geſchäfte übertragen worden. Die neuzeitlichen techniſchen Hilfsmittel 
zur Erleichterung des Büro- und Kanzleibetriebs wurden ergänzt 
und vermehrt, auch der Anpaſſung der Büchereien an den neueſten 
Stand der Fachliteratur beſondere Aufmerkſamkeit zugewendet. 

Zur Entlaſtung der Konſiſtorien auf dem Gebiet der Statiſtik, 
die heute für die Kirche ebenſo unentbehrlich iſt wie für die Staats⸗ 
verwaltung und die Wirtſchaftspolitik, ſind auf Grund der in Weſt⸗ 
falen und der Rheinprovinz gemachten guten Erfahrungen beſonders 
geeignete Geiſtliche in einem vom kirchenſtatiſtiſchen Amt des Deutſchen 
Evangeliſchen Kirchenbundes abgehaltenen Informationskurſus für die 
nebenamtliche Verwaltung provinzialkirchlicher ſtatiſtiſcher Amter vor- 
gebildet worden. 

Des weiteren find KS. und EOK. gemeinfam bemüht geweſen, 
dem erwähnten, richtunggebenden Beſchluß der GS. durch Abbürdung 
von Geſchäften auf nachgeordnete Dienſtſtellen Rechnung zu 
tragen. Insbeſondere iſt dies geſchehen zwecks Entlaſtung des EOK. 
durch Erweiterung der Zuſtändigkeit der Konſiſtorien zur Genehmigung 
von Beſchlüſſen auf dem Gebiete der kirchlichen Vermögensverwaltung 
(Verordnung des KS. vom 22. Mai 1928, KGVBl. S. 149) ſowie 
durch Erweiterung der Zuſtändigkeit der Superintendenten und 
der Präſidien der Konſiſtorien bei der Urlaubserteilung an Geiſtliche 
(Erlaß des EOK. vom 10. Oktober 1928, KGVBl. S. 268). In 
derſelben Richtung bewegen ſich neue Beſtimmungen, die der EOK. 
unter dem 9. Februar 1929 — E. O. I 1920/28 — für die Aner⸗ 
kennung der Notwendigkeit der Wiederbeſetzung von Pfarrſtellen erlaſſen 
hat. Über weitere Maßnahmen im Intereſſe der Dezentraliſation 
ſind die Erwägungen noch nicht abgeſchloſſen. 

Als ein unentbehrliches Hilfsmittel der kirchlichen Arbeit erweiſt 
ſich immer mehr die perſönliche Fühlungnahme der General— 
ſuperintendenten mit ihren Superintendenten in Angelegen⸗ 
heiten des kirchlichen Lebens. Da ſich herausgeſtellt hat, daß eine 
einmalige jährliche Beſprechung, wie ſie die Verfaſſung (Art. 101 
Abſ. 2 Ziff. 7) als Mindeſtmaß vorſieht, nicht ausreicht, ſind Mittel 
für eine zweite jährliche Beſprechung bereitgeſtellt worden, die ins⸗ 
beſondere auch für die Beſprechung von Verwaltungsangelegenheiten 
unter Zuziehung der Sachbearbeiter der Konſiſtorien Gelegenheit 
bietet. 
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Hinſichtlich der Beſoldung der Beamten der allgemeinen 
kirchlichen Verwaltung und der Amtsbezeichnungen darf auf 
die Mitteilungen der Anlage 1 zu den Generalſynodalbeſchlüſſen 64 
und 65 von 1927 Bezug genommen werden. Die durch die Ent- 
ſchließung der GS. ermöglichte Beſoldungsregelung iſt in der Beamten— 
ſchaft mit großer Dankbarkeit aufgenommen worden. Einzelne Punkte, 
bei denen ſich kleine Unebenheiten der Beſoldungsordnung herausgeſtellt 
haben, werden zu gegebener Zeit vom KS. ausgeglichen werden können. 

Die Verſelbſtändigung der Kirche hat es ermöglicht, aber auch 
dazu genötigt, die Beſchaffung von Dienſtgebäuden und von 
Dienſtwohnungen auf Koſten der Kirche in die Hand zu nehmen. 
So hat in Schneidemühl in Ermangelung geeigneter Unterbringungs- 
möglichkeiten für das Konſiſtorium ein eigenes Dienſtgebäude geſchaffen 
werden müſſen, in dem zugleich Dienſtwohnungen für den General- 
ſuperintendenten und den dort die Geſchäfte des Konſiſtorialpräſidenten 
wahrnehmenden Oberkonſiſtorialrat vorgeſehen find. Auch die Evan⸗ 
geliſche Kirche des Memelgebiets hat zum Ankauf eines eigenen 
Konſiſtorialgebäudes ſchreiten müſſen. In Magdeburg hat die Un— 
zulänglichkeit der Dienſträume des Konſiſtoriums, in das vor einigen 
Jahren eine Notwohnung für den Konſiſtorialpräſidenten eingebaut 
worden war, ſowie die Schwierigkeit, für den neuernannten Generalſuper⸗ 
intendenten eine geeignete Wohnung ausfindig zu machen, zum Ankauf 
eines Hauſes geführt, das die Einrichtung von Wohnungen für die 
beiden Amtsträger ermöglicht und ausreichenden Baugrund gewährt, 
um ſpäter auch für die beiden anderen Generalſuperintendenten 
Wohnungen zu bauen. In Münſter, wo beſonders ſchwierige Wohnungs⸗ 
verhältniſſe beſtehen, hat aus kirchlichen Mitteln ein Haus im Erb- 
baurecht errichtet werden können, das dem Konſiſtorialpräſidenten und 
einem Mitgliede des Konſiſtoriums angemeſſene Wohnungsmöglichkeit 
ſchafft. Auch für den nahe bevorſtehenden Fall eines Wechſels in der 
dortigen Generalſuperintendentur iſt dem neuen Amtsträger ein Heim 
dadurch geſichert, daß der EOK. das Haus des jetzigen General: 
ſuperintendenten käuflich erworben hat. Auch an anderen Stellen 
ſind Bedürfniſſe dieſer Art vorhanden. Bei der jetzigen angeſpannten 
Finanzlage kann dem naturgemäß nur allmählich nach Maßgabe der 
verfügbaren Mittel Rechnung getragen werden. 

Die Rechtsausſchüſſe haben ſich in die ihnen durch die Vers 
faſſung zugewieſene Tätigkeit mehr und mehr eingearbeitet und zu 
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unentbehrlichen Organen des kirchlichen Rechtslebens entwickelt. Beim 
Rechtsausſchuß der Kirche wurden vom 1. Januar 1927 bis zum 
31. Dezember 1929 27 Gemeinde- und Kreisſatzungen, 23 Diſziplinar⸗ 
verfahren, 2 Penſionierungsſachen, 7 Sachen auf dem Gebiet der 
kirchlichen Vermögens verwaltung, 1 auf dem Gebiet des Pfarr⸗ 
beſoldungsrechts, 2 Beanſtandungen von Beſchlüſſen kirchlicher Organe 
und 5 ſonſtige Fragen behandelt, die insgeſamt in 12 z. T. mehr- 
tägigen Tagungen erledigt wurden. 


Zu Abſchnitt II hat die Generalſynode am 11. März 1930 
folgende Entſchließung gefaßt: 

1. Die Generalſynode nimmt Kenntnis von den auf Grund 
der früheren Verhandlungen getroffenen Maßnahmen auf dem Gebiet 
der allgemeinen kirchlichen Verwaltung. Sie erwartet, daß der 
Kirchenſenat und der Evangeliſche Oberkirchenrat in ihren Bemühungen 
um eine weitere Dezentraliſation fortfahren werden, damit der 
Evangeliſche Oberkirchenrat und die Evangeliſchen Konſiſtorien durch 
Abbürdung von Geſchäften auf nachgeordnete Dienſtſtellen für 
wichtigere Arbeiten freier geſtellt werden. 

2. Um den vieler Orts beſtehenden Schwierigkeiten abzuhelfen, 
erſucht ſie, in der Beſchaffung dringend erforderlicher Dienſtgebände 
und ⸗Wohnungen, ſoweit irgend ſich die Mittel beſchaffen laſſen, 
fortzufahren. 


III. Berfaffung und Geſetzgebung. 

Die 9. Generalſynode wird die erſte GS. der altpreußiſchen 
Kirche ſein, die in vollem Ausmaß nach den Vorſchriften des 
neuen kirchlichen Verfaſſungsrechts und durch die in der Ver— 
faſſungsurkunde von 1922 vorgeſehenen Organe gebildet iſt. Auch bei 
den Wahlen und Berufungen zur 8. GS. find zwar ſchon die Vor- 
ſchriften des neuen Verfaſſungsrechts zur Anwendung gekommen; der 
Erlaß der notwendigen Beſtimmungen über die Durchführung des 
neuen Rechts ſowie die Ausübung des Berufungsrechts lag jedoch 
damals vielfach noch in den Händen von Organen, die entſprechend 
dem Einführungsgeſetz zur BU. aus einer Verbindung der früheren 


Synodalvorſtände mit dem EOR. und den Konſiſtorien gebildet waren. 
Diejes Übergangsſtadium iſt jetzt überwunden. Die Wahlen für die 
kirchlichen Gemeindekörperſchaften und zu den Synoden in den Pro— 
vinzen, auf denen ſich die Wahlen zur GS. aufbauen, haben ſich 
nunmehr faſt überall nach neuen kirchlichen Ordnungen vollzogen, und 
ebenſo ſind die Entſendungen und Berufungen zu den Synoden diesmal 
überall durch die verfaſſungsmäßig zuſtändigen Stellen erfolgt. 

An der Neugeſtaltung der kirchlichen Wahlordnungen 
iſt der Kirchenſenat durch einige Anderungen der kirchlichen Gemeinde: 
wahlordnung und der Provinzialſynodalwahlordnung für die öſtlichen 
Provinzen beteiligt geweſen. Die Erfahrungen der Wahlen von 1925 
ſowie das dem KS. durch den Generalſynodalbeſchluß Nr. 7 vom 
29. April 1927 (Vhdl. 1 S. 169) überwieſene Material ſind dabei 
ſorgfältig berückſichtigt worden, ſoweit das ohne Anderung der Ver— 
faſſungs⸗ und wahlgeſetzlichen Beſtimmungen möglich war. Mit 
Ermächtigung des KS. hat deſſen Vorſitzender die Kirchliche Gemeinde— 
wahlordnung und die Provinzialſynodalwahlordnung unter dem 22. Mai 
und dem 24. November 1928 in neuer Faſſung bekannt gegeben (KGVBl. 
S. 153 und 275). Zu dem von der GS. am 9. Mai 1927 verab⸗ 
ſchiedeten Kirchengeſetz betr. die Entſendung der Fachvertreter zur GS. 
hat der KS. unter dem 22. Mai 1928 die erforderlichen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen erlaſſen (KG VBl. ©. 150). 

Auch die Kirchenprovinzen haben inzwiſchen die in der BU. und in 
der KO. vorgeſehenen Sonderbeſtimmungen verabſchiedet, die entſprechend 
der den Provinzen eingeräumten Autonomie die Wahlen zu den Kreis⸗ 
ſynoden und zu den beiden weſtlichen Provinzialſynoden, die Größe der 
öſtlichen Provinzialſynoden ſowie das Verfahren zwecks Entſendung der 
Fachvertreter zu den Kreis- und Provinzialſynoden nach den beſonderen 
Bedürfniſſen der einzelnen Provinzen regeln. Soweit dies in Form kirch⸗ 
licher Provinzialgeſetze zu geſchehen hatte, haben die 1927 von den Pro: 
vinzialſynoden beſchloſſenen Geſetze die erforderliche Beſtätigung des 
KS. gefunden. Nur für diejenigen Provinzen, deren Synoden ſich 
erſt 1929 abſchließend mit dieſen Fragen befaßt haben (Brandenburg, 
z. T. auch Oſtpreußen und Memel), harren die Beſchlüſſe noch der 
formalen Erledigung. Sehr dankenswert iſt die Zuſammenſtellung aller 
einſchlägigen Vorſchriften in den „Quellen des Deutſchen Evangeliſchen 
Kirchenrechts“ von Gieſe⸗Hoſemann, in denen die Hälfte des einen der 
beiden Bände „Wahlrecht“ den altpreußiſchen Beſtimmungen gewidmet iſt. 
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Nachdem ſo das kirchliche Wahlrecht im Sinne der Verfaſſung 
geordnet war, ſah ſich der KS. bei der Beſtimmung des Beginns 
der diesmaligen Tagung der GS. gemäß Art. 121 Abſ. 3 VU. 
vor eine grundſätzliche Verfaſſungsfrage geſtellt. Es war zu berück— 
ſichtigen, daß die neugebildeten Provinzialſynoden erſt im Herbſt 1929, 
und zwar teilweiſe erſt in der zweiten Hälfte des November, zu ihren 
ordentlichen Tagungen zuſammentraten und daß zur Weiterleitung 
und geſchäftlichen Vorbereitung ihrer für die GS. beſtimmten Beſchlüſſe 
ein ausreichender Zeitraum erforderlich war. Vor allem aber hielt 
es der KS. für ſeine Pflicht, den Termin für die GS. ſo zu wählen, 
daß der GS. diesmal die zu ihren wichtigſten Rechten gehörende Feſt⸗— 
ſtellung des Haushaltplans ermöglicht wurde, nachdem die 8. GS. 
infolge des Zeitpunkts ihrer Tagungen die Feſtſtellung der Haushalt— 
pläne dem KS. hatte überlaſſen müſſen. Anderſeits ließen ſich die 
Etats vorbereitungen aus Gründen, die in der Natur der Sache liegen, 
nicht vor Mitte Februar 1930 abſchließen. Da aber die 8. ordent⸗ 
liche GS. bereits vom 5. bis 15. Dezember 1925 getagt hatte, ent: 
ſtand die Frage, ob ein derartiger Aufſchub der Tagung mit der 
Beſtimmung des Art. 121 Abſ. 1 VU. vereinbar ſei, wonach die 
GS. von 4 zu 4 Jahren zuſammentritt. Der KS. iſt in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem EO K. der Auffaſſung, daß Art. 121 Abſ. 1 VU. 
der Einberufung der GS. innerhalb der erſten Monate des Jahres 
1930 nicht im Wege ſteht, und zwar aus folgenden Gründen: 

Eine Berechnung der „4 Jahre“ a die ad diem iſt ſchon wegen 
der Unmöglichkeit der Durchführung abzulehnen. Aber auch eine 
Geſetzesauslegung in dem Sinne, daß der Beginn des der letzten 
ordentlichen Generalſynodaltagung folgenden Kalenderjahrs maßgebend 
ſei, würde willkürlich und undurchführbar ſein. Denn da die erſte GS. 
neuen Stils bereits im Dezember 1925 als dem denkbar frühſten Termin 
einberufen wurde, würde bei derartiger Auslegung der Zeitpunkt der 
ordentlichen Generalſynodaltagungen ein für alle Mal für Ende November 
oder Anfang Dezember feſtgelegt ſein, weil ein früherer Termin wegen 
der unmittelbar vorhergehenden Tagungen der Provinzialſynoden, ein 
ſpäterer wegen der Weihnachtszeit nicht in Betracht käme. Die 
Schwierigkeiten, vor die ſich diesmal der KS. geſtellt ſah, würden ſich 
damit alle 4 Jahre wiederholen. Um zu praktiſch brauchbaren Er⸗ 
gebniſſen zu gelangen, iſt nach Anſicht des KS. davon auszugehen, 
daß Art. 121 Abſ. 1 und Abſ. 3 BU. dem KS. bei der Auswahl des 
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Termins ein gewiſſes Ermeſſen anheimgeben, das auch wegen der 
äußeren Geſichtspunkte, die bei der Terminbeſtimmung zu beobachten 
find, ſchlechterdings unentbehrlich iſt. Die Grenzen, die dieſem Er- 
meſſen durch Art. 121 Abſ. 1 VU. gezogen ſind, müſſen entweder 
dahin gedeutet werden, daß die Einberufung der GS. innerhalb eines 
Zeitraums von 3 ½ bis 4% Jahren nach der letzten ordentlichen 
Tagung erfolgen muß, oder, in Anknüpfung an den Gedanken, daß 
das Etatsrecht der GS. eines ihrer wichtigſten Rechte iſt, dahin, daß 
die „4 Jahre“ als 4 Etatsjahre verſtanden werden. Da beide Aus⸗ 
legungsmöglichkeiten die vom KS. diesmal getroffene Terminswahl 
rechtfertigen, ſah ſich dieſer nicht veranlaßt, ſich für eine von ihnen 
zu entſcheiden. Dagegen hält ſich der KS. für verpflichtet, der GS. 
hiermit Gelegenheit zu geben, zu der Frage in ihrer Geſamtheit 
Stellung zu nehmen. 

Die Durchführung des kirchlichen Verfaſſungsrechts, das 
in ſeiner notwendigen Beſchränkung auf das Grundſätzliche naturgemäß 
in vielen Beziehungen der Ergänzung bedarf, hat auch abgeſehen von 
der geſchilderten Ordnung des kirchlichen Wahlrechts mancherlei Fort- 
ſchritte gezeigt. So hat der KS. dem Problem der kirchlichen 
Gemeindefreizügigkeit, das die BU. in Art. 6 Abſ. 2 und 3 
aufgerollt hat, näher zu kommen geſucht. Die Aufgabe bot erhebliche 
Schwierigkeiten, weil das in den neuzeitlichen, großſtädtiſchen 
Verhältniſſen begründete und von der Verfaſſung als berechtigt 
anerkannte Beſtreben, beim Umzug in eine andere Kirchengemeinde 
derſelben Stadt aus beſonderen Gründen das Verbleiben in den bis- 
herigen kirchlichen Verhältniſſen zu ermöglichen, mit der Notwendigkeit 
räumlicher Geſchloſſenheit der kirchlichen Gemeindearbeit und des 
kirchlichen Gemeindedienſtes nur in engen Grenzen vereinbar iſt. Da⸗ 
neben waren Rückſichten auf die Steuertechnik und auf den vom Staat 
erhobenen Anſpruch auf Mitwirkung bei Umgemeindung von einzelnen 
Perſonen mit zu erwägen. Ob ſich die vom KS. unter dem 23. Februar 
1928 (KGV Bl. S. 37) erlaſſenen Beſtimmungen als ausreichend und 
brauchbar erweiſen werden, wird abgewartet werden müſſen; erſt nach 
Gewinnung der nötigen Erfahrungen wird ſich auch überſehen laſſen, 
ob und in welcher Form der Gegenſtand der GS. zwecks geſetzlicher 
Regelung zu unterbreiten ſein wird. 

Die für die öſtlichen Provinzen neue Beſtimmung des Art. 28 
Abſ. 3 der VII., daß der Vorſitz im Gemeindekirchenrat in 
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Gemeinden mit mehreren Pfarrſtellen wechſelt, ift zum 1. April 1929 
zum erſten Male in größerem Umfange praktiſch geworden. Zur 
Sicherung eines reibungsloſen Übergangs hat der EOK. nach Benehmen 
mit den Konſiſtorien unter dem 5. Februar 1929 — E. O. J 261 — 
allgemeine Richtlinien herausgegeben. 

Wiederholt haben Vorgänge bei der Überlaſſung von Kirchen— 
gebäuden zu gottes dienſtlichen Feiern von Organiſationen 
politiſcher Struktur zu Mißhelligkeiten innerhalb der kirchlichen Körper: 
ſchaften und auch zu Erörterungen in der Öffentlichkeit geführt. Der 
EOK. hat deshalb in einem Runderlaß an die Konſiſtorien vom 
23. April 1929 zu den einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen (Art. 25 
Abſ. 2 VU., § 92 Abſ. 2 KO.) Erläuterungen gegeben, durch die einer 
verſchiedenartigen Auslegung der Beſtimmungen über die Einräumung 
der kirchlichen Gebäude zu gottesdienſtlichen Handlungen evangeliſcher 
Vereinigungen vorgebeugt und einer mißbräuchlichen Verwendung der 
Kirchengebäude gewehrt, zugleich aber auch die überparteiliche Haltung 


der Kirche gewahrt werden ſoll. Der Erlaß wird mit Rückſicht auf, 9 


ſeine grundſätzliche Bedeutung beigefügt. 

Die von der Verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung in ihrer 
Entſchließung IV zu Art. 61 VU. angeregte Nachprüfung der bis— 
herigen Kreiseinteilung iſt ſeit den der GS. 1927 darüber erſtatteten 
Berichten (Vhdl. II S. 44 und 361 ff.) weſentlich gefördert; immerhin 
iſt die von der 8. GS. auf der Tagung 1927 ausgeſprochene Erwartung, 
daß die einer Förderung der Neuabgrenzung der Kirchenkreiſe ſich 
entgegenſtellenden, vielfach in der Sache liegenden zähen Widerſtände 
und Schwierigkeiten ſchließlich einer ausdauernden Arbeit der Beteiligten 
weichen werden (a. a. O. 1 S. 566 Nr. 5), noch nicht in allen von 
der Frage betroffenen Kirchenprovinzen in Erfüllung gegangen. Ein 
ſehr beachtenswerter Fortſchritt iſt in der Provinz Sachſen zu ver- 
zeichnen, wo ein ganz beſonderes Bedürfnis zur Zuſammenlegung von 
Kirchenkreiſen beſtand. Die großangelegte, langjährige und mühevolle 
Vorarbeit ſämtlicher Beteiligten ermöglichte es der Sächſiſchen Provinzial⸗ 
ſynode 1927, 20 Kirchenkreiſe in Fortfall zu bringen, ſodaß, nachdem 
noch zwei Kirchenkreiſe anderweit fortgefallen ſind, in Zukunft ſtatt 95 
nur noch 73 Kirchenkreiſe in der Provinz Sachſen beſtehen werden. 
In Brandenburg hat ein Sonderausſchuß für die Neuabgrenzung der 
Kirchenkreiſe der Provinzialſynode 1929 Vorſchläge vorgelegt. Nach⸗ 
dem bereits mehrere Kirchenkreiſe umgeſtaltet worden ſind, ſollen die 
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ſonſt noch in Ausſicht genommenen Veränderungen im weſentlichen 
nicht ſofort, ſondern nach und nach, namentlich bei Erledigung einer 
Superintendentur eingeleitet werden. In Weſtfalen hat der Provinzial⸗ 
kirchenrat entgegen dem Votum der Kreisſynodalvorſtände bei zwei 
Kirchenkreiſen eine Neuordnung für notwendig erachtet und bereits 
1922 eine entſprechende Stellungnahme der Provinzialſynode beantragt. 
Die Provinzialſynode gab den Antrag dem Provinzialkirchenrat zwecks 
erneuter Behandlung der ganzen Frage zurück. Die ſpätere Entwicklung 
iſt noch nicht bekannt, da zur Zeit die Verhandlungen der Weſtfäliſchen 
Provinzialſynode 1929 nicht vorliegen. Am ſchwierigſten geſtaltet ſich 
die Schaffung neuer Kirchenkreiſe in der Provinz Pommern. Die 
Rückſicht auf die Eigenart der pommerſchen Kirchengemeinden und die 
Verkehrsverhältniſſe der Provinz haben den Provinzialkirchenrat und 
die Provinzialſynode veranlaßt, bisher von einer umfaſſenderen Neu— 
geſtaltung der Kirchenkreiſe abzuſehen, obwohl ein über die bis jetzt 
durchgeführten geringfügigen Veränderungen hinausgehendes Bedürfnis 
nach Zuſammenlegung oder Aufhebung von Kirchenkreiſen anerkannt 
wird. KS. und EOK. ſehen es als ihre Aufgabe an, die notwendige 
Bildung leiſtungsfähiger Kirchenkreiſe weiter mit Nachdruck zu fördern. 

Die Kürzung der Generalſynodalperiode auf 4 Jahre (Art. 117 
Abſ. 1 VU.) gab Anlaß zur Prüfung, ob es notwendig oder zweckmäßig 
ſei, die in § 30 Abſ. 1 des Kirchengeſetzes betreffend Verfahren bei 
Beanſtandung der Lehre von Geiſtlichen vom 16. März 1910 (K GVBl. 
S. 7) entſprechend der früheren Dauer einer Generalſynodalperiode 
auf 6 Jahre feſtgeſetzte Amtsdauer der nicht beamteten Mitglieder 
des Spruchkollegiums durch eine Anderung jener Beſtimmung des 
Lehrbeanſtandungsgeſetzes gleichfalls auf 4 Jahre abzukürzen. Der KS. 
hat dieſe Frage in Übereinſtimmung mit dem EOK. verneint. Soweit 
es ſich um die von den Synoden zu wählenden Mitglieder des Spruch— 
kollegiums handelt, iſt eine Anderung entbehrlich, weil nach Abſatz 2 
a. a. O., der als Spezialvorſchrift der Beſtimmung des Abſatzes 1 vorgeht, 
ohnehin die Wahlen zum Spruchkollegium für die Dauer einer General⸗ 
ſynodalperiode, mithin nach neuem Recht für 4 Jahre zu erfolgen haben. 
Bezüglich der früher vom Könige, jetzt vom KS. zu ernennenden Mit⸗ 
glieder hält es der KS. für angezeigt, daß es bei der bisherigen ſechs⸗ 
jährigen Amtsdauer verbleibt. Die Provinzialkirchenräte ſind von dieſer 
Stellungnahme des KS. rechtzeitig vor der vorjährigen Tagung der 
Provinzialſynoden in Kenntnis geſetzt und darauf aufmerkſam gemacht 
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worden, daß die Provinzialſynoden künftig am Schluſſe jeder einer 
ordentlichen Verſammlung der GS. vorangehenden ordentlichen Tagung 
die Wahlen zum Spruchkollegium gemäß $ 29 Ziff. 11 bis 13 a. a. O. 
vorzunehmen haben. Entſprechend werden die der GS. nach § 29 
Ziff. 7 bis 9 a. a. O. obliegenden Wahlen — vorausgeſetzt, daß die 
GS. ſich der Auffaſſung des KS. anſchließt, — am Schluß jeder 
ordentlichen Tagung der GS. zu vollziehen ſein. Demgemäß wäre 
dann auch bei der bevorſtehenden Tagung zu verfahren. 

Das von der GS. am 4. Mai 1927 verabſchiedete Kirchengeſetz 
betreffend Verpachtung von Grundbeſitz der Kirchengemeinden hat zu 
Zweifeln Anlaß gegeben, wie die Beſtimmung in Art. 161 Abſ. 2 VII., 
nach der unter Umſtänden die Stimmen der Rheiniſchen und der Weſt— 
fäliſchen Provinzialſynode „durchzuzählen“ ſind, rechneriſch durchzu— 
führen ſei. Die Frage war für den vorliegenden Fall ohne Belang, 
da nach der rheiniſchen wie nach der weſtfäliſchen Berechnungsart die 
Zuſtimmung zum Geſetz außer Zweifel ſtand; gleichwohl hat der KS. 
es für geboten erachtet, die Frage für künftige Fälle zu klären. Dies 
iſt im Einverſtändnis mit den beiden beteiligten Provinzialkirchenräten 
in dem Sinne geſchehen, daß in Zukunft bei Feſtſtellung des Ab- 
ſtimmungsergebniſſes gemäß Art. 161 Abſ. 2 Vu. der Wert der 
Einzelſtimme in jeder der beiden Synoden für ſich nach dem Grund— 
ſatze, 1 geteilt durch die Zahl der geſetzmäßigen Mitglieder der Synode, 
berechnet werden ſoll. 

Die notwendige Schaffung neuer, den veränderten kirchlichen und 
politiſchen Verhältniſſen angepaßter Verfaſſungsbeſtimmungen 
für die unierte evangeliſche Kirche in Polen ſteht leider noch 
immer aus. Zwar iſt ein gewiſſer Fortſchritt zu verzeichnen; unter 
dem 6. März 1928 iſt nach Verſtändigung mit dem General⸗ 
ſuperintendenten und unter Zuſtimmung des Landesſynodalvorſtandes 
in Poſen von der polniſchen Staatsregierung im Verordnungswege 
die Einberufung einer außerordentlichen verfaſſunggebenden Synode 
der unierten evangeliſchen Kirche in Polen angeordnet worden. Dieſer 
Schritt mußte trotz gewiſſer formaler und materieller Bedenken als 
eine Förderung auf dem Gebiete der Ordnung des Verhältniſſes 
zwiſchen Staat und Kirche in Polen begrüßt werden. Die Synode 
iſt auch am 27. November 1928 zuſammengetreten und hat über einen 
Verfaſſungsentwurf in erſter und zweiter Leſung in großer Einmütigkeit 
beraten. Die weiteren Verhandlungen mußten aber vertagt werden, 


da von der Staatsregierung bezüglich einzelner Punkte eine Klärung 
gewünſcht wurde. Die Verhandlungen hierüber, zu denen ſich die 
leitenden Organe der unierten evangeliſchen Kirche bereitwillig zur 
Verfügung geſtellt haben, harren noch der Erledigung. 

Ein weſentlicher Teil der Arbeit des KS. ſowohl wie des EOK. 
und der vom KS. beſtellten Ausſchüſſe iſt der Vorbereitung geſetz— 
geberiſcher Arbeiten gewidmet geweſen. Zum Teil haben ſich 
dieſe Arbeiten zu Geſetzentwürfen verdichtet, die der GS. in ihrer 
bevorſtehenden Tagung vorgelegt werden ſollen, ſo vor allem 

der von der GS. durch Beſchluß Nr. 2 vom 27. April 1927 
(Vhdl. I S. 95) geforderte Geſetzentwurf betr. Ordnung des 
kirchlichen Lebens, 

der gleichfalls von der GS. — Beſchluß Nr. 75 vom 
12. Mai 1927 (hdl. I S. 589) — gewünſchte Entwurf 
eines Geſetzes zur Umgeſtaltung des kirchlich-ſozialen Geſetzes 
von 1904, 

ein Geſetzentwurf betr. Verſetzung der Geiſtlichen, 

ein Geſetzentwurf betr. das Pflichtjahr der Kandidaten des 
Pfarramts im Hilfsdienſt der Kirche. 

Daneben hat den KS. lebhaft die Frage beſchäftigt, ob etwa 
der GS. auch ein Entwurf zu dem in Art. 53 VU. vorgejehenen 
Geſetz zum Schutze der Minderheiten vorzulegen ſein möchte; die 
Frage hat aber als z. Zt. nicht reif zurückgeſtellt werden müſſen in 
der Erkenntnis, daß die Erwägungen, die ſeinerzeit die Verfaſſung— 
gebende Kirchenverſammlung zu einem Verzicht auf das vom EOK. 
vorgelegte Minderheitenſchutzgeſetz geführt haben, gegenwärtig noch in 
kaum vermindertem Maße fortbeſtehen. Es kommt hinzu, daß der 
Gedanke des Schutzes der Minderheiten zu einem weſentlichen Teile 
bereits in der Verfaſſung ſelbſt, vor allem durch den Grundſatz der 
Verhältniswahl verwirklicht iſt und daß gerade auf dem Gebiete, auf 
dem der Schutz der Minderheiten in letzter Zeit mit beſonderem Nach— 
druck gefordert worden iſt, nämlich zur Berückſichtigung beachtenswerter 
Minderheiten größerer Gemeinden bei der Auswahl der Geiſtlichen, 
eher durch eine Umgeſtaltung des allgemeinen Pfarrbeſetzungsrechts 
als durch das in Art. 53 VII. ins Auge gefaßte Spezialgeſetz Abhülfe 
geſchaffen werden kann. 

Eine ſolche Reform des Pfarrbeſetzungsrechts, die in 
kleinerem Maßſtabe die GS. bereits auf ihrer Tagung von 1927 
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beſchäftigt und zur Verabſchiedung eines Geſetzes geführt hat, 
erſcheint dem KS., wie eine immer wieder erneute Erwägung mit 
zunehmender Gewißheit ergeben hat, als eine der allerdringlichſten 
Aufgaben der kirchlichen Geſetzgebung. Nicht nur wegen der kaum 
überſehbaren Fülle der Beſetzungsarten oder wegen der inneren Un— 
gerechtigkeit ihrer Verteilung, die an dem einen Orte einer Gemeinde 
dauernd jeden Einfluß auf die Pfarrbeſetzung nimmt, an einem anderen 
der Gemeinde ſo freien Spielraum läßt, daß jede Möglichkeit einer 
behördlichen Einwirkung ausgeſchaltet iſt. Entſcheidend iſt vielmehr 
die immer mehr ſich befeſtigende Überzeugung, daß die Kirchenbehörden 
mit den ihnen z. Zt. zuſtehenden Beſetzungsmöglichkeiten weder der 
ihnen gegenüber gewiſſen Geiſtlichen (Auslands-, Militär-, Straf⸗ 
anſtaltsgeiſtlichen) obliegenden Verſorgungspflicht noch den Notwendig⸗ 
keiten einer geeigneten, den Intereſſen und Wünſchen der Geiſtlichen 
ſelbſt entſprechenden Unterbringung genügen können. Es beſteht weithin, 
vor allem auch bei den Generalſuperintendenten, Einmütigkeit darüber, 
daß die Kirche z. Zt. nicht im Stande iſt, die ihr dienenden geiſtlichen 
Kräfte in der durch die Kriſis der Gegenwart gebotenen rationellen 
Weiſe auszuwerten. Die großen Verſchiebungen, die ſich im Laufe 
der letzten Jahrzehnte vollzogen haben, — der Fortfall der Pfründen⸗ 
ſtellen auf dem flachen Lande, die zunehmende Konzentration des 
Volkslebens in den großen Städten, die in viel ſtärkerem Maße als 
früher Berückſichtigung heiſchenden Notwendigkeiten der Beſchulung 
und Fachausbildung der Kinder, vor allem auch der Pfarrtöchter — 
haben bei gleichbleibender Zahl der behördlich zu beſetzenden Stellen 
die angemeſſene Unterbringung der Pfarrer außerordentlich erſchwert, 
gleichzeitig aber, unterſtützt durch die allgemeine Lockerung der Sep- 
haftigkeit, die Zahl der Fälle erheblich vermehrt, in denen die Pfarrer 
ſelbſt eine Verſetzung durch die Kirchenbehörde erbitten. Alle dieſe 
Gründe laſſen es dem KS. geboten erſcheinen, eine baldige Anderung 
des Pfarrbeſetzungsrechts unter Vermehrung der kirchenbehördlichen 
Beſetzungsmöglichkeiten ernſtlichſt ins Auge zu faſſen. 

Eine kirchengeſetzliche Regelung der Vertretung der berufs— 
ſtändigen Intereſſen des Pfarrerſtandes nach Art. 45 BU. 
mußte mit Rückſicht auf die in Ausſicht ſtehende, aber zur Zeit noch 
ausſtehende diesbezügliche Regelung für Reichs- und Staatsbeamte 
noch zurückgeſtellt werden. Aus dem gleichen Grunde wurde auch die 
Neuregelung der Dienſtſtrafordnung für Kirchenbeamte ſowie 


2 
. Ker c . 


18 


der unfreiwilligen Verſetzung der Kirchenbeamten in den Ruheſtand 
auf einen ſpäteren Zeitpunkt verſchoben. 

Das umfaſſendſte, z. Zt. in Vorbereitung befindliche Werk, die 
Neugeſtaltung der Agende, iſt ſeit dem 1927 der GS. erſtatteten 
Bericht (Vhdl. II S. 44f.) weſentlich gefördert, aber zu einer Vorlage 
an die GS. noch nicht reif. Der mit den Vorarbeiten gemäß Beſchluß 
Nr. 45 der GS. vom 14. Dezember 1925 (Vhdl. 1 S. 442) betraute 
Sonderausſchuß hat ſich die möglichſte Beſchleunigung der Arbeit 
angelegen ſein laſſen. Sowohl der Geſamtausſchuß wie auch die Unter: 
ausſchüſſe ſind in regelmäßigen Abſtänden zu teilweiſe ausgedehnten 
Tagungen zuſammengetreten. Der Geſamtausſchuß hat nicht nur 
wiederholt die Richtlinien für die Arbeit der Unterausſchüſſe durch- 
beraten, ſondern hat auch folgende Abſchnitte in dritter Leſung 
abſchließend behandelt: 

1. Eingangsliturgie zum Vormittagsgottesdienſt, 

2. die andere Form des Gottesdienſtes, 

3. Beichte und Feier des Heiligen Abendmahls, 

4. Kindergottesdienſt, 

5. Liturgiſche Feiern, 

6. Konfirmation (unter Berückſichtigung des Beſchluſſes 17 der 

GS. vom 2. Mai 1927 betreffend Anderung der Konfirmations⸗ 
praxis, Vhdl. I S. 205), 

7. Trauung, 

8. Beſtattung, 

9. Ordination, 

10. Einführungen, 

11. Weihehandlungen. 

Folgende Abſchnitte befinden ſich in den abſchließenden Leſungen 
des Geſamtausſchuſſes: 

1. Schlußliturgie zum Vormittagsgottesdienſt, 

2. Abendgottesdienſte, 

3. Taufe. 

Die Bearbeitung der muſikaliſchen Fragen für die neue Agende 
hat der Agendenausſchuß einem beſonderen Muſikausſchuß übertragen, 
der unter Leitung des Geheimrats Profeſſor D. Smend ſteht und 
in dem namhafte Fachmänner ihre Mitarbeit leiſten. Der Agenden— 
ausſchuß gedenkt in den kommenden Monaten ſeine Arbeiten ſoweit 
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fördern zu können, daß der Entwurf der neuen Agende dem KS. im 
Herbſt 1930 zur Beſchlußfaſſung vorgelegt werden kann. 

Die Frage einer Anderung einzelner Beſtimmungen der 
Verfaſſungsurkunde iſt auf der letzten großen Tagung der GS. 
bewußt zurückgeſtellt (Vhdl. 1 S. 568 f.). Immerhin mehrt ſich 
das Material, das teils aus eigener Beobachtung der Kirchenleitung, 
teils infolge von Anträgen aus den Synoden und Gemeinden die 
Frage nach Anderung einzelner Verfaſſungsbeſtimmungen aufſteigen 
läßt. Der S. hat es nicht für angezeigt erachtet, jeinerjeits der 
GS. ſchon in ihrer bevorftehenden Tagung eine auf Anderung der 
Verfaſſung abzielende Vorlage zu machen, dagegen wird die Sammlung 
des Materials bei den zentralen und provinzialen Stellen fortgeſetzt. 


Die im Jahre 1927 von der GS. beſchloſſenen Geſetze 
haben ſämtlich dem zuſtändigen Staatsminiſter gemäß Art. 2 des 
Staatsgeſetzes vom 8. April 1924 (KGV Bl. S. 134) vorgelegen, ohne 
daß Einſpruch dagegen erhoben wäre. Über die Durchführung iſt, 
abgeſehen von den in Anl. 1 gemachten Mitteilungen, noch folgendes 
zu berichten: 

Die Durchführung des am 1. April 1928 in Kraft getretenen 
neuen Kirchengemeindebeamtengeſetzes vom 10. Mai 1927 
(KGVBl. S. 242), das insbeſondere auch eine Nachprüfung der An- 
ſtellungsverhältniſſe aller Beamten zwecks Feſtſtellung ihrer Beamten⸗ 
eigenſchaft erforderte, hat die kirchlichen Behörden, vornehmlich die 
Konſiſtorien, mit einer umfangreichen und vielfach rechtlich nicht ein⸗ 
fachen Arbeit belaſtet. Dieſe Schwierigkeiten ſind aber reibungslos 
überwunden, und es iſt nunmehr die durch das Geſetz erſtrebte 
Klärung der Anſtellungsverhältniſſe bei allen Beamten erreicht worden. 
Die Zahl der an die neue „Verſorgungskaſſe““) angeſchloſſenen 
Beamten betrug 
am 1. 10. 1928: 1307 mit einem Geſamteinkommen von 3958 900 RM, 

„ 1. 20ER 96 , „ ” „ 4912700 RN. 
Die Beiträge, welche die Kirchengemeinden an die Verſorgungskaſſe 
zu entrichten haben, konnten für das Rechnungsjahr 1928 noch nicht 
nach den in § 46 Abſ. 1 des KGBG. vorgeſehenen Unterlagen 


*) Anm. An den bisherigen Fonds für Organiſten, Kantoren und Küſter 
waren am 1. 10. 1926 911 Beamte mit einem Geſamteinkommen von 
1907 800 RM angeſchloſſen. 
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berechnet werden; denn die für den früheren Fonds für Organiſten, 
Kantoren und Küſter am 1. Oktober 1927 getroffenen Feſtſtellungen 
gaben für die Bedürfniſſe der nunmehr auf alle hauptamtlichen 
Kirchengemeindebeamten ausgedehnten Verſorgungskaſſe keine aus⸗ 
reichenden Unterlagen. Infolgedeſſen wurde für dieſes Jahr die 
Umlagequote auf Grund der bei der Vorbereitung des Geſetzes ver- 
anſtalteten ſtatiſtiſchen Erhebungen auf 20% des ruhegehaltsfähigen 
Dienſteinkommens der angeſchloſſenen Beamten feſtgeſetzt. Für das 
Rechnungsjahr 1929 konnte dieſe Quote auf 17,5 % herabgeſetzt 
werden. Für das Rechnungsjahr 1930 iſt die gleiche Quote in Aus⸗ 
ſicht genommen. 

Der Stand der Kaſſe hat es dem KS. ermöglicht, auf Grund 
des § 38 des KGBG. anzuordnen, daß für die Kinder der im Ruhe⸗ 
ſtand befindlichen oder verſtorbenen hauptamtlichen Kirchengemeinde- 
beamten mit Wirkung vom 1. April 1929 ab aus der Verſorgungs⸗ 
kaſſe Kinderbeihilfen in Anlehnung an die für die preußiſchen un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten geltenden Vorſchriften gewährt werden, 
ſofern dem Beamten ſolche Beihilfen während der letzten 3 Jahre 
vor dem Ausſcheiden aus ſeinem Amte neben ſeinem Dienſteinkommen 
zugeſtanden haben. N 

Wegen einer Neuregelung der Amtsbezeichnungen für die Kirchen— 
gemeindebeamten iſt wiederholt mit den führenden Vertretern der 
beteiligten Berufskreiſe Fühlung genommen; dieſe wünſchen eine 
möglichſt enge Anpaſſung an die Amtsbezeichnungen derjenigen Staats⸗ 
beamten, die nach Tätigkeit, Vorbildung und Gehalt den Kirchen 
beamten gleichſtehen. In Erwartung der — gelegentlich der ſtaatlichen 
Beſoldungsgeſetzgebung in Ausſicht geſtellten — Neuregelung der 
ſtaatlichen Amtsbezeichnungen iſt die Neuregelung der Amtsbezeichnungen 
für die Kirchengemeindebeamten — ebenſo wie für die Beamten der 
allgemeinen kirchlichen Verwaltung — bisher zurückgeſtellt worden. 
Ebenſo wurde von einer Regelung der Urlaubsverhältniſſe der Kirchen⸗ 
gemeindebeamten vorläufig abgeſehen, da es zweckmäßig erſchien, 
abzuwarten, welche Grundſätze das Reich gemäß Art. 10 der Reichs⸗ 
verfaſſung in dieſer Hinſicht für Reichs- und Staatsbeamte aufſtellen 
wird. Prüfungsordnungen für die verſchiedenen Gruppen der Kirchen⸗ 
gemeindebeamten befinden ſich zur Zeit in Vorbereitung. Auch hierbei 
iſt mit den Vertretern der beteiligten Berufskreiſe wiederholt Fühlung 
genommen. 
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Die Durchführung des Kirchengeſetzes betr. die Vorbildung und 
Anſtellungsfähigkeit der Geiſtlichen vom 5. Mai 1927 (KGV Bl. 
S. 219) hat die Kirche vor die ſchwere Aufgabe geſtellt, ſchleunigſt 
die notwendigen Stellen für die Unterbringung aller Kandidaten in 
Predigerſeminaren zu ſchaffen. Zu dieſem Zwecke hat der EOK. 
folgende Maßnahmen getroffen: Das oſtpreußiſche Predigerſeminar, 
das in ſeinen von den Karlshöfer Anſtalten gemieteten Räumen nur 
12 Kandidaten aufnehmen konnte, wurde am 15. Dezember 1928 nach 
Gut Klein⸗Neuhof bei Raſtenburg verlegt, wo die bei der Parzellierung 
des Gutes von der Kirche erworbenen Wohngebäude alle erforderlichen 
Räume für ein Seminar mit 20 — nötigenfalls 24 — Kandidaten 
enthalten. Im November 1928 errichtete der EOK. in Stettin, nachdem 
zu Oſtern 1928 das dort beſtehende Sammelvikariat aufgelöſt war, 
ein neues Predigerſeminar für 24 Kandidaten in einem Gebäude, das 
er von den Kückenmühler Anſtalten auf 20 Jahre gemietet hat. Ferner 
traf der EOK. im Herbſt 1928 mit der reformierten Kirchengemeinde 
Elberfeld ein Abkommen, das ihn berechtigt, eine Anzahl von Kandidaten 
(mindeſtens 7) in dem der Kirchengemeinde gehörenden Predigerſeminar 
unterzubringen, deſſen Betrieb in möglichſter Anlehnung an die für 
die geſamtkirchlichen Predigerſeminare geltenden Beſtimmungen geregelt 
iſt. Im Juni 1929 wurde ferner in Düſſeldorf mit dem Bau eines 
Predigerſeminars für 29 Kandidaten begonnen, das zum 1. Mai 1930 
in Betrieb genommen werden ſoll. Die ſo gewonnene Zahl der 
Seminarplätze, die zur Zeit 132 beträgt und ſich mit der Eröffnung 
des Düſſeldorfer Seminars auf 161 erhöhen wird, dürfte für 1930 
und 1931 ausreichen. Dann aber wird die mit Sicherheit zu 
erwartende Zunahme der Kandidatenzahl (die Zahl der Theologie— 
ſtudierenden an deutſchen Univerſitäten betrug: 19251941, 1926—2157, 
1927 = 2760, 1928 — 3467, 1929 = 4449) die Errichtung eines 
neuen Predigerſeminars erforderlich machen. 

Die innere Geſtaltung der Arbeit der Predigerſeminare wurde 
durch das neue Vorbildungsgeſetz entſcheidend beeinflußt. Zugleich 
mit der geſetzlichen Neuregelung wurden die Beſtimmungen über die 
Aufnahme in ein Predigerſeminar, die Ordnungen der Predigerſeminare, 
die Geſtaltung der Kuratorien im Intereſſe einer möglichſt weitgehenden 
Vereinheitlichung im Verwaltungswege neu geregelt. Dem Wunſche 
der GS. 1927 (Vhdl. 1 S. 316, 290) entſprechend wurde die über- 
lieferte Sonderſtellung des Domkandidatenſtifts und des Prediger⸗ 
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ſeminars zu Wittenberg aufrecht erhalten. Nur hat mit Rückſicht auf 
die Zahl der einzuberufenden Kandidaten die zweijährige Mitgliedſchaft 
in Wittenberg auf 1 Jahr verkürzt werden müſſen. Durch Beſuche 
des geiſtlichen Vizepräſidenten und durch in Berlin abgehaltene Be— 
ſprechungen des EOK. mit den Direktoren der Predigerſeminare iſt 
eine wirkſame Beeinfluſſung der Arbeit und eine lebendige Fühlung 
der Seminardirektoren mit der Kirchenleitung und unter einander 
erfolgreich in die Wege geleitet. Zur Sicherung einer zweckentſprechenden 
Verteilung der Ausbildung im Vikariatsjahr und im Predigerſeminar 
wurde eine Anleitung für die Ausnutzung der Vikariatszeit aufgeſtellt. 
Der einjährige Beſuch des Predigerſeminars wird bereits gegenwärtig 
als feſter Grundſatz gehandhabt. Nach Ablauf der Übergangszeit, 
welche das Geſetz von 1927 vorſieht, wird auch das Lehrvikariat, das 
fi gegenwärtig auf ſechs Monate erſtreckt, auf ein volles Jahr aus- 
gedehnt werden. Richtlinien über die Ausbildung der Lehrvikare 
befinden ſich in Vorbereitung. 


Entſprechend der Entſchließung der GS. vom 5. Mai 1927 
(Vhdl. I S. 316, 291) beſchloß der KS., daß den Beſuchern der 
Theologiſchen Schule in Bethel auf ihren Antrag hin der Beſuch 
der Schule bis zu 2 Semeſtern auf das theologiſche Univerſitätsſtudium 
angerechnet werden könne. Da der EOK. ſolche Genehmigungen erſt 
gegen Ende der Studienzeit zu erteilen vermag, wenn der geſamte 
Studiengang überſehen werden kann, wurde ferner beſchloſſen, daß auf 
entſprechendes Geſuch ein Vorbeſcheid erteilt werden könne, in dem eine 
künftige wohlwollende Erledigung in Ausſicht geſtellt wird. 


Dem immer dringenderen Erfordernis, daß von den Univerſitäten 
in ähnlicher Weiſe wie bisher in Bethel für Abiturienten, die nicht 
vom humaniſtiſchen Gymnaſium kommen, Unterricht in der lateiniſchen, 
griechiſchen und hebräiſchen Sprache erteilt wird, wurde durch die 
Gründung eines Sprachenkonvikts in Halle unter Beihilfe des 
EOR. entgegengekommen. Dieſes wurde ſofort von durchſchnittlich 
60 Studenten beſucht. 


Durch Erlaß vom 9. November 1928 beſtimmte der EOK., daß 
Abiturienten der Reformrealgymnaſien, der deutſchen Oberſchulen und 
der Aufbauſchulen mit Latein als Pflichtfach, wenn ſie das Zeugnis 
der Reife im Lateiniſchen mit „Genügend“ erworben haben, bis auf 
weiteres in gleicher Weiſe wie bereits die Abiturienten von Real- 
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gymnaſien ohne eine weitere lateiniſche Ergänzungsprüfung zu der 
erſten theologiſchen Prüfung zugelaſſen werden können. 

Im Januar 1929 beſtimmte das Miniſterium für Wiſſenſchaft 
nach voraufgegangener Fühlungnahme mit dem EOK., daß zur Ein⸗ 
ſchreibung in den evangeliſch-theologiſchen Fakultäten ohne weiteres 
die Abſolventen folgender Schularten zugelaſſen werden: Gymnaſium, 
Realgymnaſium, Oberrealſchule, deutſche Oberſchule, Aufbauſchule nach 
dem Typus der Oberrealſchule und der deutſchen Oberſchule, für 
Mädchen außerdem die entſprechenden Studienanſtalten ſowie das Ober- 
lyzeum nach den Richtlinien vom 27. März 1923. 


Die Generalſynode 
hat hierzu am 11. März 1930 folgendes beſchloſſen: 

1. Die Generalſynode tritt der Anſicht des Kirchenſenats bei, 
daß Art. 121 Abſ. 1 und 3 Vu. dem Kirchenſenat bei der Wahl des 
Zeitpunktes der Einberufung der Generalſynode ein gewiſſes Er⸗ 
meſſen anheimgeben. Die Beſtimmung des Termins für die neunte 
Generalſynode wird gebilligt. 

2. Die kirchlichen Bedürfniſſe erfordern vor allem eine ſolche 
Aufeinanderfolge der Tagungen der Provinzialſynoden und der 
Generalſynode, daß die Ergebniſſe der Provinzialſynoden für die 
ihnen folgenden Tagungen der Generalſynode voll nutzbar gemacht 
werden können. 

3. Die Nachprüfung der bisherigen Einteilung der Kirchen⸗ 
kreiſe iſt ungeachtet der ſich entgegenſtellenden Schwierigkeiten mit 
Nachdruck zu fördern. Das Ziel der Bildung leiſtungsfähigerer 
Kirchenkreiſe muß allen Beteiligten bis zu den unmittelbar durch 
die Veränderungen in ihren alten Gewohnheiten Betroffenen immer 
wieder dringlich ans Herz gelegt werden. 


IV. Finanzen.“) 
Wenn der vorige Bericht unter dem Zeichen „anhaltender Un- 
geklärtheit und Unſicherheit der kirchlichen wirtſchaftlichen Leiſtungs⸗ 
) Anm.: Der folgende Abſchnitt iſt mit der darauf ergangenen Ent⸗ 


ſchließung der Generalſynode auch im Kirchlichen Geſetz- und Verordnungs⸗ 
blatt 1930 Seite 75 ff. abgedruckt. 
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fähigkeit“ ſtand, ſo gilt dieſe Feſtſtellung auch von dem ſeit der letzten 
Tagung der GS. verfloſſenen Zeitraum, und in verſtärktem Maße 
trifft ſie leider zu für den Ausblick in die Zukunft. 


Allerdings haben die vergangenen Rechnungsjahre 1926 — 1928 
noch ein für das geſamtkirchliche Finanzweſen günſtiges ſtändiges 
Steigen des Geſamtaufkommens aus der Reichseinkommenſteuer, der 
Hauptmaßſtabſteuer für die kirchlichen Umlagen, gebracht. Dieſe Ent⸗ 
wicklung hat es, aufs ganze geſehen, bisher ermöglicht, wenigſtens den 
dringlichſten Lebensbedürfniſſen des geſamtkirchlichen Organismus, 
wenn auch zuweilen nur unter großen Schwierigkeiten und jedenfalls 
unter Verzicht auf manchen an ſich erforderlichen Ausbau der kirch⸗ 
lichen Organiſation und Arbeit, gerecht zu werden. 


Aber immer deutlicher treten jetzt die Zeichen einer wachſenden 
Verſchlechterung der allgemeinen Wirtſchaftslage zu Tage. 
Ein ganzer großer Berufsſtand wie die Landwirtſchaft, von deſſen 
Gedeih oder Verderb unſer Volksſchickſal mit beſtimmt wird, ringt 
aufs ſchwerſte um ſeine Exiſtenz. Induſtrie und Gewerbe, Handel 
und Wandel leiden unter Kapitalmangel, hohen Schuldzinſen und 
Börſenkriſen, unter wachſendem Steuerdruck und ſteigenden ſozialen 
Laſten und ſtehen weithin im Zeichen einer abſinkenden Konjunktur 
mit der Folge zunehmender Arbeitsloſigkeit. In bedrohlicher Wirt⸗ 
ſchaftsnot liegen inſonderheit die öſtlichen Grenzlande, vor allem 
Oſtpreußen, darnieder. Die Finanzlage des Reiches ſelbſt hat einen 
bedenklichen Tiefpunkt erreicht. Über die durch dies alles bedingte 
ernſte Lage des Preußiſchen Staatshaushalts für 1930 hat der Finanz⸗ 
miniſter im Landtage keinen Zweifel gelaſſen (109. Sitzung vom 
10. Dezember 1929 Sp. 9198f.). 


Dieſe Tatſachen kennzeichnen deutlich die Geſamtſituation, der 
ſich die mit der geſamten Volkswirtſchaft aufs engſte verflochtene kirch⸗ 
liche Finanzwirtſchaft für die nächſte Zukunft gegenüberſieht. Der 
Ernſt der Lage wird für ſie noch dadurch verſchärft, daß zwei Haupt⸗ 
deckungsträger der kirchlichen Finanzwirtſchaft, der kirchliche Grund⸗ 
beſitz und das kirchliche Steuerweſen, in ihrer wirkſamen Ausnutzung 
durch geſetzgeberiſche Maßnahmen des Reiches bedroht find: der kirch— 
liche Grundbeſitz durch die beabſichtigte Neuordnung des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Pachtrechts und das Kirchenſteuerweſen durch gewiſſe Maß⸗ 
nahmen der in Ausſicht ſtehenden Reichsfinanzreform. 
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Aus alledem ergibt fich zwingend die Weitergeltung der von 
Seiten des KS. und des EOK. immer wieder nachdrücklich vertretenen 
Forderung nach größter Sparſamkeit und vorſichtigſter Haushalts: 
gebarung aller kirchlichen Stellen. 

Bei dieſer Sachlage ſind auch die Vorausſetzungen für eine 
abſchließende Inangriffnahme des endgültigen organiſchen 
Neuaufbaues des kirchlichen Finanzweſens immer noch nicht 
gegeben. Abgeſehen von der Unſicherheit der Wirtſchaftslage iſt 
namentlich auf dem Gebiet des kirchlichen Steuerweſens und damit 
zugleich hinſichtlich der Neuregelung der wirtſchaftlichen Verſorgung 
des Pfarrerſtandes noch keineswegs eine feſte Grundlage erreicht, die 
es ermöglichte, das Syſtem der behelfsmäßigen Übergangsregelungen 
durch eine abſchließende geſetzliche Neuordnung zu erſetzen. Das dem 
KS. ſeitens der GS. überwieſene einſchlägige Material konnte daher 
noch nicht endgültig verwertet werden. 

Aus den Gebieten der einzelnen Deckungsträger der kirchlichen 
Finanzwirtſchaft iſt folgendes zu berichten: 

Auf die Ausnutzung des kirchlichen Grundbeſitzes iſt 
ſtändig beſonderes Augenmerk gerichtet worden. Das von der vorigen 
GS. erlaſſene Kirchengeſetz betreffend Verpachtung von Grundbeſitz der 
Kirchengemeinden hat in dieſer Hinſicht förderlich gewirkt. Eine ſchwere 
Gefährdung für die Erzielung ausreichender Erträge droht jedoch, ab- 
geſehen von der Notlage der Landwirtſchaft, von dem oben erwähnten 
Entwurf einer reichsrechtlichen Neuordnung des landwirtſchaftlichen 
Pachtrechts, der den Verpächter in ſeinem Verfügungsrecht über den 
Grund und Boden nach den verſchiedenſten Richtungen hin zu Gunſten 
der Pächter einſchneidend beſchränken will und den beſonderen Ver— 
hältniſſen des kirchlichen Pachtweſens in keiner Weiſe gerecht wird. 
Für die Geltendmachung der kirchlichen Intereſſen auf dieſem Gebiete 
gegenüber den Faktoren der Reichsgeſetzgebung iſt durch Vermittlung 
des Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbundes ſowie durch eigene Schritte 
Altpreußens bei der an der Erhaltung der kirchlichen wirtſchaftlichen 
Leiſtungsfähigkeit höchſt intereſſierten Preußiſchen Staatsregierung 
Sorge getragen worden. 

Die Auswirkung der Aufwertungsgeſetzgebung des Reiches 
vom Jahre 1925 hat auch in der Berichtszeit weiterhin zahlreiche 
Zuſchriften von Verbänden und Einzelperſonen aus den Kreiſen der 
Inflationsgeſchädigten an die leitenden Stellen der Kirche veranlaßt, 
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in denen immer wieder die Forderung nach einem Eintreten der Kirche 
für eine Verbeſſerung des Aufwertungsrechts erhoben wird. Solchem 
Appell hat ſich die Kirche bei aller gebotenen Zurückhaltung gegenüber 
dieſem ihrer Zuſtändigkeit an ſich nicht unterliegenden Rechtsgebiet 
nicht verſagen können. In dieſer Hinſicht iſt, abgeſehen von den 
früheren kirchlichen Schritten, namentlich auf die Entſchließung der GS. 
vom 12. Mai 1927 (Vhdl. I S. 582), die Entſchließung des Königs⸗ 
berger Kirchentags vom 21. Juni 1927 und auf die Eingaben des 
DEKA. an die Reichsregierung vom 20. Januar 1928 ſowie an Reichs⸗ 
regierung und Reichstag vom 23. Dezember 1929 hinzuweiſen. In 
den letzteren iſt insbeſondere ein Rentnerverſorgungsgeſetz und eine 
ausreichende Entſchädigung der infolge des Verſailler Friedensvertrags 
Geſchädigten in dem Kriegsſchädenſchlußgeſetz gefordert und die Not⸗ 
wendigkeit der Fürſorge für die Kriegsbeſchädigten und Kriegshinter⸗ 
bliebenen ſowie für die abgebauten Beamten betont worden, wobei 
auf die Geſichtspunkte chriſtlicher Ethik beſonderer Nachdruck gelegt iſt. 

Angeſichts dieſes wiederholten entſchiedenen Eintretens der 
berufenen Stellen der evangeliſchen Kirche für die Inflationsgeſchädigten 
erſcheint es unverſtändlich und berührt es doppelt ſchmerzlich, daß, 
obwohl die breiteſte Öffentlichkeit und die intereſſierten Aufwertungs⸗ 
verbände ſelbſt wiederholt hierüber unterrichtet worden ſind, von 
manchen Aufwertungsgruppen und von Einzelperſonen der Kirche 
immer wieder der Vorwurf des Schweigens und des Verſagens in der 
Aufwertungsfrage gemacht wird. Demgegenüber muß feſtgeſtellt werden, 
daß die evangeliſche Kirche als ſolche alles in ihrer Macht ſtehende 
getan hat, um auf eine geſetzliche Abhilfe der Not der Inflationsopfer 
hinzuwirken. 

Auf dem Gebiet der kirchlichen Vermögensverwaltung iſt — ab: 
geſehen von einigen noch ſchwebenden Fragen und von Einzelfällen — 
die Durchführung der Aufwertung auf der Aktiv- wie auf der 
Paſſiv⸗Seite rebus sie stantibus im weſentlichen abgeſchloſſen. Bei 
der Aufwertung kirchlicher Schulden iſt weiterhin im Einklang mit der 
Entſchließung der GS. vom 12. Mai 1927 von einer Reihe von 
Kirchengemeinden und kirchlichen Verbänden aus ſozialen Gründen, 
wenn die beiderſeitigen Verhältniſſe dies rechtfertigten, eine über das 
geſetzliche Maß hinausgehende Aufwertung freiwillig gewährt worden. 

Mit der fortſchreitenden Durchführung der Aufwertung haben 
ſich auch wieder die Zinserträge des kirchlichen Kapitalvermögens, 
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freilich nur in ſehr beſcheidenem Umfange, etwas gehoben. Für den 
größten Teil dieſes Vermögens, der in Reichs- und Staatsanleihen 
angelegt war, wirkt es ſich indeſſen ungünſtig aus, daß nach dem 
Anleiheablöſungsgeſetz die Zinſen nicht alljährlich, ſondern erſt jeweils 
nach der Ausloſung eines Teilbetrags und nur für dieſen nachträglich 
ausgezahlt werden, ſodaß dieſe Kapitalien haushaltmäßig wie 
unverzinsliche zu behandeln ſind. Einen Ausgleich hierfür ſollte die 
ſoziale Wohlfahrtsrente bedeuten, die in der Zwiſchenzeit zur Aus⸗ 
zahlung gelangt iſt und ſich jährlich auf 54% des Nennbetrags der 
als rentenfähig anerkannten Ausloſungsrechte beläuft. In der Tat 
hat ſie in einer Reihe von Fällen mehr oder weniger fühlbare Er— 
leichterungen gebracht. Indeſſen wird ſie ja nur für Anſtalten und 
Einrichtungen der Wohlfahrtspflege gewährt; ſie kommt alſo den 
Kirchengemeinden als ſolchen nicht zugute, und auch der bis zur letzten 
Inſtanz betriebene Antrag der Pfarrerverſorgungskaſſen auf Be- 
teiligung an der Rente iſt abgelehnt worden. 

Überblickt man das Geſamtergebnis der Aufwertung für die 
kirchliche Vermögensverwaltung, jo erweiſen ſich die bleibenden Inflations⸗ 
verluſte unſerer Kirche als ſo gewaltig, daß die kirchliche Finanzwirtſchaft 
ſie wohl immer ſpüren wird; allein die jährliche Zinseinbuße aus 
Kapitalien des örtlichen Pfarrſtellenvermögens im preußiſchen Gebiet 
unſerer Kirche muß z. B. auf rund 6 Millionen Reichsmark geſchätzt 
werden. 

Für das Gebiet des Kirchenſteuerweſens gilt auch heute 
noch die Feſtſtellung des letzten Berichts, daß dieſer wichtigſte Dedungs- 
träger nach wie vor unter dem Druck einer Not- und Übergangszeit 
mit ihren vielfachen Schwierigkeiten, Ungleichheiten und Unficher- 
heiten ſteht. 

Hinſichtlich der Beſteuerungsmaßſtäbe iſt allerdings ein 
weſentlicher Fortſchritt erreicht worden durch das Zuſtandekommen der 
in der Notverordnung des KS. zur Anderung des Kirchen— 
ſteuerrechts vom 28. September 1928 (KGVBl. 1929 S. 53) und 
dem ergänzenden Staatsgeſetz vom 3. Mai 1929 (KGVBl. S. 55, 
Preuß. Geſ.⸗S. S. 35) enthaltenen Novelle zum Kirchenſteuergeſetz 
vom 26. Mai 1905. 

Die Dringlichkeit einer ſolchen Novelle trat infolge der Ent- 
wicklung der Verhältniſſe ſeit der GS. von 1927 immer deutlicher 
hervor. Insbeſondere erwies die Einkommenſteuer in ihrer gegen— 
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wärtigen Geſtalt ſich immer mehr als ungeeignet, für fich allein die 
wichtigſte und vielfach einzige Grundlage der Kirchenſteuer abzugeben. 
Daneben entſtand eine unvorhergeſehene und unmittelbare Gefährdung 
der kirchlichen Finanzwirtſchaft namentlich für die ländlichen Kirchen- 
gemeinden durch mehrere im Laufe des Jahres 1928 ergangene Ent- 
ſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts, die in Auslegung des § 10 
Abi. 3 des Kirchenſteuergeſetzes vom 26. Mai 1905 die Umlegung 
der Kirchenſteuern nach dem Maßſtab der Realſteuern einſchneidend 
beſchränkten. 

Dieſe Notſtände erforderten eine ſchleunige Abhilfe, für die der 
KS. mit Zuſtimmung des Staates den Weg der Notverordnung 
beſchritten hat, zumal nach dem derzeitigen Stande der Reichs- und 
Landesſteuergeſetzgebung nur eine Übergangsregelung in Frage kam 
und für dieſe die GS. den KS. bereits in ihrem Beſchluß Nr. 74 
Ziff. 2 vom 12. Mai 1927 (hdl. I S. 578, 584) bevollmächtigt und 
mit näheren Weiſungen verſehen hatte. Im einzelnen wird wegen 
des Inhalts der Notverordnung auf die beſondere Vorlage, mit der 
die Genehmigung der GS. gemäß Art. 127 Abſ. 3 VU. erbeten wird, 
Bezug genommen. Eine in faſt allen Punkten übereinſtimmende 
Regelung iſt gleichzeitig in den übrigen evangeliſchen Kirchen Preußens 
und für die katholiſche Kirche ergangen. 

Die Novelle bezweckt, wie erwähnt, nur eine Übergangsregelung 
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die endgültige Neuordnung des kirchlichen 
Steuerrechts möglich ſein wird. Aus dieſem Grunde und mit Rückſicht 
auf die formalen Bedingtheiten einer Notverordnung konnten nur die 
dringlichſten Maßnahmen getroffen werden; eine Reihe weiterer 
Anderungswünſche mußte noch zurückgeſtellt werden. Nach den Er⸗ 
fahrungen des Steuerjahrs 1929 rechtfertigt ſich jedoch die Erwartung, 
daß wenigſtens den dringendſten aus der jetzigen ſteuerrechtlichen und 
ſteuerwirtſchaftlichen Lage entſpringenden Notſtänden auf dieſem Wege 
abgeholfen werden kann, indem den Kirchengemeinden die Aufbringung 
ihres Steuerbedarfs erleichtert und ſeine Umlegung nach gerechteren 
Maßſtäben ermöglicht wird. 

Die Novelle iſt mit Wirkung vom 1. April 1929, hinſichtlich 
der Heranziehung der Realſteuern — um die Rechtsgültigkeit der dies⸗ 
bezüglichen Steuerbeſchlüſſe des Rechnungsjahrs 1928 zu ſichern — 
mit Rückwirkung vom 1. April 1928 in Kraft getreten. Noch nicht 
wirkſam geworden iſt lediglich die Beſtimmung des Art. I $ 2, die 
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die Möglichkeit für eine Abſchwächung der hohen Progreſſion der Ein- 
kommenſteuer bei Berechnung der Kirchenſteuerzuſchläge ſchaffen ſollte. 
Auch die Durchführung dieſer Vorſchrift iſt alsbald nach ihrem Inkraft⸗ 
treten in die Wege geleitet worden, wenn auch in voller Erkenntnis 
der ſteuerpolitiſchen Tragweite jedweder Löſung dieſes ſchwierigen 
Problems gerade für das kirchliche Steuerrecht. Die in die Zeit 
dieſer Vorarbeiten fallende Ankündigung von Plänen für die Reichs- 
finanzreform, als deren Mittelpunkt eine Senkung des geſamten Reichs— 
einkommenſteuertarifs und eine beträchtliche Heraufſetzung des ſteuer⸗ 
freien Exiſtenzminimums in Ausſicht geſtellt wurden, mußte jedoch 
ſchon für die nächſte Zeit, vielleicht ehe noch die in Art. 1 § 2 a. a. O. 
vorgeſehene Verordnung des KS. in Kraft treten könnte, mit einer ſo 
weitgehenden Umgeſtaltung der Reichseinkommenſteuer ſelbſt rechnen 
laſſen, daß damit die ſteuerpolitiſchen Gründe und die ſonſtigen rechtlichen 
wie finanziellen Vorausſetzungen für ein kirchliches Vorgehen in der 
gedachten Richtung in vollem Umfange hinfällig werden könnten. 
Infolgedeſſen hat ſich der KS. auf Vorſchlag des EOK. genötigt 
geſehen, die Vorbereitungen zur Durchführung der genannten Vorſchrift 
bis auf weiteres einzuſtellen und zunächſt die weitere Entwicklung der 
Reichsfinanzreformpläne abzuwarten. 

Schon bei dieſer Frage tritt ein Moment der Unſicherheit in 
Erſcheinung, das z. Zt. das kirchliche Steuerweſen ſchwer belaſtet: 
die Ungewißheit über die zukünftige Geſtaltung der ſtaatlichen 
Beſteuerungsgrundlagen. Neben der Finanzreform ſind hier die 
immer wieder aufgeſchobene endgültige Regelung des Finanzausgleichs 
zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden ſowie der ſchon ſeit längerer 
Zeit dem Reichstag vorliegende, viel umſtrittene Entwurf eines 
Steuervereinheitlichungsgeſetzes zu nennen. Alle drei Geſetzgebungs⸗ 
werke ſind für das kirchliche Steuerweſen von höchſter Bedeutung und 
können ſeine zukünftige Geſtaltung nach jeder Richtung hin weſentlich 
beeinfluſſen. So enthält der Entwurf des Steueranpaſſungsgeſetzes 
u. a. eingehende Beſtimmungen über die Vorausſetzungen der Kirchen⸗ 
ſteuerverwaltung durch die Behörden der Reichsfinanzverwaltung: und 
die Finanzreform ſoll, wie bereits angedeutet, eine erhebliche Herauf- 
ſetzung des Exiſtenzminimums bringen, die wahrſcheinlich Millionen 
von bisher einkommenſteuer⸗ und damit kirchenſteuerpflichtigen Perſonen 
von der Einkommenſteuer befreien und an deren Stelle allenfalls nur 
ein ſelbſtändiges kommunales Beſteuerungsrecht zulaſſen würde — ein 
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Syſtemwechſel, der notwendig eine entſprechende Umſtellung des kirch— 
lichen Steuerweſens nach ſich ziehen müßte. Dieſe Perſpektive hat 
auch bereits der Preußiſche Finanzminiſter in ſeiner Etatsrede vor 
dem Landtag vom 10. Dezember 1929 angedeutet, indem er darauf 
hinwies, es werde vielleicht ein gemeinſamer Weg für die Ausübung 
des Beſteuerungsrechts der Kirchengemeinden und der politiſchen 
Gemeinden gefunden werden, der den Gedanken einer Übertragung 
der Kirchenſteuerverwaltung auf die Kommunen nahelege (109. Sitzg. 
Sp. 9220). Von dem geſamten vorſtehend gekennzeichneten Finanz— 
geſetzgebungswerk iſt bisher nur der Entwurf des Steuervereinheit— 
lichungsgeſetzes bekannt und vom Reichsrat behandelt worden. Dabei 
ſind, bisher nicht ohne Erfolg, kirchlicherſeits alle Schritte getan 
worden, um eine ausreichende Berückſichtigung der kirchlichen Belange 
zu ſichern. Auch die für eine nötige Umſtellung des Kirchenſteuer— 
weſens auf eine etwaige Wiedereinführung kommunaler Steuerrechte 
und Steuerverwaltungen zu betreibenden Sicherungen der kirchlichen 
Steuerhoheits-, Steuerverwaltungs- und Steuerertragsintereſſen unter- 
liegen auf kirchlicher Seite z. Zt. bereits eingehender Prüfung. Jeden— 
falls erſcheint es angeſichts aller dieſer noch unſicheren verſchiedenen 
Entwicklungsmöglichkeiten dringend geboten, daß die GS. wiederum 
den KS. zu den möglicherweiſe beſchleunigt — u. U. im Wege der 
Notverordnung — notwendig werdenden Maßnahmen für eine An— 
paſſung des Kirchenſteuerweſens an die Neuordnung des Maßitab- 
ſteuerrechts und der Steuerverwaltung ausdrücklich ermächtigt. 

Unter den z. Zt. obwaltenden Verhältniſſen wird die jetzige 
Kirchenſteuernovelle in ſteuertechniſcher Hinſicht hoffentlich die 
Aufbringung des Steuerbedarfs nach der tatſächlichen Leiſtungsfähigkeit 
der einzelnen Pflichtigen erleichtern, vor allem durch die Möglichkeit 
der Erhebung eines Kirchgeldes, von der die kleineren Gemeinden 
ſchon in weiteſtem Umfange Gebrauch machen, während fie für die 
großen Gemeinden noch ſtark problematiſch iſt. Dagegen bleibt die 
rechtzeitige Ermittlung des Einkommenſteuerſolls, das den Umlage- 
beſchlüſſen und Haushaltplänen zugrunde zu legen iſt, weiterhin ein 
die Kirchengemeinden ſchwer belaſtendes Problem. Ebenſo hat ſich 
trotz aller Bemühungen der leitenden kirchlichen Stellen und trotz 
dankenswerter Unterſtützung der ſtaatlichen Zentralbehörden eine all- 
jährliche und gleichmäßige Feſtſtellung der Unterlagen für die Lohn: 
ſteuerpflichtigen noch nicht ermöglichen laſſen. Von der Gewinnung 
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zuverläſſiger Unterlagen über die wirklich entrichtete Lohnſteuer bezw. 
über das tatſächliche Einkommen hängt es aber ab, in welchem Um⸗ 
fange die Steuerkraft der Gemeinden in dieſer Hinſicht für die kirchliche 
Beſteuerung erfaßt werden kann. Während die Kirchenſteuer 1927 
und 1929 ſich hierbei auf einigermaßen ausreichenden Unterlagen 
aufbauen konnte, hat man ſich 1928 und wird man ſich auch 1930 
wieder mit Behelfsmaßſtäben begnügen müſſen, nachdem die firchlicher- 
ſeits beim Reichsfinanzminiſter erhobenen ſehr dringlichen Gegenvor— 
ſtellungen erfolglos geblieben ſind. Dieſe Sachlage zwingt auch jetzt 
noch den für die kirchengemeindliche Steuerverwaltung höchſt unerwünſchten 
Notſtand alljährlich wechſelnder geſamtkirchlicher Richtlinien für das 
Verfahren bei der kirchlichen Beſteuerung auf. Eine weitere techniſche 
Schwierigkeit liegt darin, daß nach geltendem Recht ein Zwang zu 
laufenden Vorauszahlungen auf die Kirchenſteuerſchuld bis jeweils zum 
Empfang des nächſten Kirchenſteuerbeſcheids, wie ihn § 95 des Ein- 
kommenſteuergeſetzes für die Einkommenſteuer vorſieht, leider nicht 
zuläſſig iſt. Dies wirkt ſich namentlich in ſolchen Fällen, in denen 
die Veranlagung zur Einkommenſteuer erſt verhältnismäßig ſpät im 
Laufe des Steuerjahrs erfolgt und daher auch eine Veranlagung des 
Kirchenſteuerzuſchlags zur Einkommenſteuer bis dahin nicht möglich 
iſt, ebenſo für die Kirchengemeinden wie für die Steuerpflichtigen 
ungünſtig aus. Zur Abhilſe dieſes Mißſtandes iſt in den vorerwähnten 
Richtlinien die Möglichkeit einer vorläufigen Veranlagung nach 
Genehmigung des Umlagebeſchluſſes eröffnet worden, der nach dem 
Vorliegen der Einkommenſteuerveranlagung die endgültige Kirchen- 
ſteuerveranlagung zu folgen hat. Bei der künftigen geſetzlichen Neu- 
ordnung des Kirchenſteuerrechts wird aber die Einführung laufender 
Vorauszahlungen anzuſtreben ſein. 

Die ſteuerpſychologiſchen Schwierigkeiten für das kirchliche 
Umlageweſen ſind in den letzten Jahren unter dem Druck der Ver⸗ 
hältniſſe gleichfalls ſtark in den Vordergrund gerückt und erheiſchen 
weiter eine dauernde ſorgfältige Berückſichtigung ſeitens aller kirchlichen 
Stellen. Der Grund hierfür liegt vor allem in dem Anwachſen der 
öffentlichen Laſten, das angeſichts der ernſten Geſamtwirtſchaftslage 
die Forderung nach allgemeiner Steuerſenkung und Finanzreform ſowie 
nach größerer Publizität und ſtärkerer Kontrolle der öffentlichen Finanz- 
wirtſchaft immer dringlicher werden läßt. Ferner fällt hierbei die 
viel bekämpfte hohe Progreſſion der Einkommenſteuer ins Gewicht, 
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deren Auswirkung auf die Kirchenſteuer in den Kreiſen der Hoch— 
beſteuerten vielfach als unbillig und unberechtigt empfunden wird. 


Ein bedeutſames Symptom für das Gewicht dieſer pſychologiſchen 
Geſichtspunkte, die heutzutage oft mehr als die rein finanzwirtſchaftlichen 
die Feſtſetzung des kirchlichen Steuerbedarfs beſtimmen, iſt die Tatſache, 
daß die Höhe und die Verwendung der Kirchenſteuern in letzter Zeit 
weit mehr als früher Gegenſtand der öffentlichen Erörterung und 
Kritik ſowie wiſſenſchaftlicher Unterſuchungen geworden ſind. 


In dieſer Hinſicht kann ſich indeſſen die kirchliche Finanzwirtſchaft 
mit Fug und Recht des Hinweiſes darauf bedienen, daß ſie ſich auch 
während der Berichtszeit von den Grundſätzen ſparſamſter Bemeſſung 
und breiteſter Umlegung des Steuerbedarfs ſowie planmäßiger Senkung 
der Steuerzuſchläge hat leiten laſſen. Das beweiſt zunächſt ein Ver⸗ 
gleich des kirchlichen Steuerbedarfs der Jahre 1925 und 1928. 
Während 1925 ein Steuerbedarf von rund 66 Millionen AN in 
unſerem Kirchengebiet ausgeſchrieben worden iſt, ſtellte ſich der ent- 
ſprechende Bedarf für 1928 auf rund 71,7 Millionen AM. Trotz 
ſinkender Kaufkraft und ſteigender Anforderungen iſt demnach der 
Kirchenſteuerbedarf von 1925 bis 1928 nur um rund 8,6% geſtiegen, 
d. h. nicht mehr als der Index der Lebenshaltungskoſten (Reichsindex⸗ 
ziffer 1925: 139,8, Dezember 1928: 152,7, vgl. Statiſt. Jahrb. f. d. 
Deutſche Reich 1929 S. 235). 

Zur Veranſchaulichung der Kirchenſteuerbelaſtung diene 
die nachſtehende Überſicht: 

J. Evang. Bevölkerung Altpreußens (ohne Saargebiet) nach der 
Volkszählung von 1925: 18 718 876. 

Geſamtkirchenſteuerbedarf der Evangeliſchen Kirche der altpreu- 
ßiſchen Union im Rechnungsjahre 1928: rund 71711000 . 

Demnach Kirchenſteuer 1928 pro Kopf: 3,83 AM (1925 
— 353 AN). 

II. Geſamtbevölkerung des Deutſchen Reiches (ohne Saargebiet) 
nach der Volkszählung von 1925: 62 410 619. 

f Geſamtſteuereinnahmen des Reiches, der Länder und der politiſchen 
Gemeinden im Rechnungsjahre 1928: rund 13 185 000 000 AM 
(vgl. Statiſt. Jahrb. f. d. Deutſche Reich 1929 S. 449). 
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Demnach pro Kopf: — 211,26 AM (1925 169,51 7). 
Dazu Kirchenſteuer der 
Evangeliſchen in Alt 
preußen sia ene 3,83 RM (1925 3,53 AM), 
mithin Geſamtſteuer⸗ 
belaſtung der Evan⸗ 
geliſchen in Altpreußen 
19288. 4215,09 % pro Kopf (1925 = 173,04 ). 
III. Demnach Verhältnis des Kirchenſteuerbedarfs in Altpreußen 
zu der Geſamtſteuerbelaſtung 1928 
1. abſolut: 0,55% (1925: 0,62%), 
2. Anteil pro Kopf: 1,78% (1925: 2,04%). 


Die vorſtehenden Zahlen“) laſſen klar erkennen, wie wenig die 
Kirchenſteuer, aufs ganze geſehen, gegenüber der Geſamtſteuerbelaſtung 
ins Gewicht fällt, und daß ihr verhältnismäßiger Anteil an der 
letzteren ſeit 1925 ſogar noch zurückgegangen iſt. 


Dem Grundſatz breiteſter Umlegung des Steuerbedarfs 
iſt vor allem durch eine erhebliche Erweiterung der Heranziehung 
nach der Grundvermögensſteuer, beſonders in den Landgemeinden mit 
niedrigen Einkommenſteuerleiſtungen, Rechnung getragen worden. 
Demgemäß iſt die Zahl derjenigen — jeweils ſtatiſtiſch erfaßten — 
Kirchengemeinden, die neben den Einkommenſteuerzuſchlägen ſolche zur 
Grundvermögensſteuer erhoben haben, von 1038 im Jahre 1925 auf 
4952 im Jahre 1928 geſtiegen, während Zuſchläge zur Gewerbeſteuer 
1928 in 623 Kirchengemeinden erhoben worden ſind. Daneben iſt 
nunmehr auch das Kirchgeld, das bereits 1928 von zahlreichen 
Gemeinden ohne die Möglichkeit rechtlichen Zwanges erhoben wurde, 
in beſonderer Weiſe dazu beſtimmt, die Aufbringung des kirchlichen 
Bedarfs auf eine möglichſt breite Grundlage zu ſtellen. 


Der Erfolg der ſtetig ganz beſonders eindringlich verfolgten 
Politik der Steuerſenkung endlich kommt in der nachſtehenden 
Überſicht über die Bewegung der Kirchenſteuerzuſchläge zur 


*) Die Abweichungen der in vorſtehender Tabelle in Klammern ange- 
gebenen Vergleichszahlen für 1925 von der früheren Berechnung im KGVBl. 
1927 S. 166 erklären ſich daraus, daß inzwiſchen die amtlichen Ergebniſſe der 
Volkszählung und der Reichsfinanzſtatiſtik für 1925 bekannt gegeben ſind und 
nunmehr berückſichtigt werden können. 
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Einkommenſteuer — durch die bisher über °/,, des kirchlichen 


4,5% 21,1% 81,6% | = 28,6% | =19%, 25,6% 
6808 694 2869 2053 862 330 1928: 17,5 % „ 
10,19% 42,14% = 80,15% - 12,66% 4,84% 52,3% 


Das Ergebnis dieſer Überſicht, nämlich die zielbewußte Senkung 
der Kirchenſteuerſätze, wird für ganz Preußen beſtätigt durch eine 
Statiſtik des Statiſtiſchen Reichsamts über die Gemeinde- und Kirchen⸗ 
ſteuerzuſchläge der preußiſchen Städte in den Rechnungsjahren 1926 
und 1927 (Wirtſchaft und Statiſtik 1928 S. 441 f.); dieſe Statiſtik 
führt zu der Feſtſtellung des Reichsamts, daß, während die Steuern 
der politiſchen Gemeinden „eine allgemeine Erhöhung der Grund. 
ſteuer⸗ und der Gewerbeſteuerzuſchläge erkennen laſſen“, „nur die 
Zuſchläge der Kirchengemeinden zur Einkommenſteuer all— 
gemein eine Senkung erfahren haben“ (a. a. O. S. 443). 

Die vorſtehenden ziffernmäßigen Darlegungen über die Höhe der 
Kirchenſteuern und über die fortſchreitende Senkung der Kirchenſteuer⸗ 
ſätze zeigen, wie ungerechtfertigt die immer wieder erhobenen Angriffe 
gegen die Höhe der Kirchenſteuer ſind, und wie unzutreffend der Vor⸗ 
wurf einer aufwendigen kirchlichen Finanzpolitik iſt. Eine Abwehr 
derartiger Angriffe iſt in der Berichtszeit wiederholt notwendig 
geworden. Dabei bot ſich des öfteren die erwünſchte Gelegenheit, die 
Offentlichkeit, ſoweit ſie ſich für dieſe Fragen intereſſiert, über die 
Grundſätze und Ziele der kirchlichen Finanzpolitik und über die 
beſonderen Schwierigkeiten des Kirchenſteuerweſens, auch in Steuer⸗ 
fachzeitſchriften, aufzuklären. 

Trotz aller dieſer Schwierigkeiten für die Einbringung der 
Kirchenſteuer als des Hauptträgers der kirchlichen Finanzwirtſchaft 
hat deren Hauptlaſt, die wirtſchaftliche Verſorgung des Pfarrer— 
ſtandes, dank weiterer Sicherung der Staatszuſchußleiſtungen 
auf dieſem Gebiete, auch während der Berichtszeit durchgehalten und 
ausgebaut werden können. 


pero 5 alſo bis 
üb üb über über über 150 
erfaßten] bis 5%, | _ 1 je 755 ar 2 10%, über 15 % 
KGemein⸗ 510% 10-15% 15-20%] 20% | K. St.] K. St. Zufchlag 
ae Zuſchlag 
6673 302 1410 2109 1579 1273 1925: 42,6% d. Gemeinden 
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Die während der letzten ordentlichen Tagung der GS. ſchwebenden 
Maßnahmen wegen Erlaß eines auf dem damaligen Beſoldungsſtande 
beruhenden Staatsgeſetzes wurden durch das am 17. Dezember 1927 
verabſchiedete Staatsgeſetz über die Reform der Staatsbeamtenbeſoldung 
überholt. Bei den dadurch bedingten neuen, außerordentlich ſchwierigen 
und langwierigen Verhandlungen mit der Staatsregierung wegen 
entſprechender Aufbeſſerung des Pfarrerſtandes haben ſich KS. und 
EOR. zäh für die volle Erreichung der von der GS. 1927 geſteckten 
Ziele eingeſetzt, indeſſen ohne damit ganz durchdringen zu können. 
Zwar iſt das Staatsgeſetz vom 30. April 1928 (Preuß. Geſ.⸗S. 
S. 146) als ein neues, bis zum Ablauf des Rechnungsjahrs 1930 
ausdehnbares Proviſorium erreicht worden, und in ihm ſind Staats⸗ 
mittel bis zur Höhe von jährlich insgeſamt 51 000 000 2A für alle 
evangeliſchen Kirchen Preußens, alſo jährlich 8 000 000 %% mehr 
gegen bisher, „zwecks Anpaſſung“ der wirtſchaftlichen Verſorgung des 
Pfarrerſtandes an die in Beſoldungsgruppe A 2b ſtehenden unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten der früheren Beſoldungsgruppen 10 und 11 
bereitgeſtellt worden. Aber bei der den zuſtändigen Staatsminiſtern 
obliegenden Ausführung dieſes Geſetzes hat ſich eine Einigung über 
die dafür von Seiten der Kirchenleitung gemachten Vorſchläge einer 
einheitlichen Beſoldungsſkala von 4200—8400 RAN für alle Pfarr⸗ 
ſtellen leider nicht erreichen laſſen. Vielmehr ſahen ſich KS. und 
EOR. einem in ſeinem weſentlichen Kern von der Staatsregierung 
unabänderlich feſtgehaltenen Gegenangebot gegenüber, das nur eine 
Skala bis zu 7800 RAM mit Schwierigkeitszulagen von jährlich 
600 ARM für 40% der Pfarrſtellen bewilligte. Die damit der Kirchen⸗ 
leitung auferlegte ſchwere und verantwortungsvolle Entſcheidung, dies 
Gegenangebot anzunehmen oder, auf die Gefahr einer weiteren Ver⸗ 
zögerung der für den Pfarrerſtand dringlichen Verbeſſerung ſeiner 
Wirtſchaftslage hin und ohne ſichere Ausſicht für eine Durchbringung 
der kirchlichen Vorſchläge, abzulehnen, hat der KS. nach ſorgfältiger 
Prüfung aller einſchlägigen finanziellen, rechtlichen und taktiſchen 
Geſichtspunkte im Sinne einer Annahme treffen zu müſſen geglaubt. 
Jedoch ſind der Staatsregierung gegenüber die grundſätzlichen Bedenken 
der Kirchenleitung wegen der Abweichung der normalen Pfarrbeſoldungs⸗ 
ſkala von der Beſoldungsordnung der Staatsbeamten in Gruppe A 2 b 
ſowie wegen der Abſonderung eines feſten, mehr oder minder will⸗ 
kürlich bemeſſenen Höchſtbeſtandes von „ſchwierigen“ Pfarrſtellen aus- 
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drücklich aufrecht erhalten worden. Freilich ſtehen dieſen Belaſtungen 
der Neuordnung auch eine Reihe nicht zu unterſchätzender Ver⸗ 
beſſerungen gegenüber, von denen vor allem das aus Anlaß der 
Verhandlungen ſeitens der Staatsregierung der Kirche dargebotene 
ſogenannte Beſchulungsgeld für Geiſtliche in Orten ohne höhere 
Schulen Erwähnung verdient, da ein ſolches den beſonderen Wünſchen 
der GS. (Beſchl. Nr. 27 vom 4. Mai 1927) entſpricht. Wegen der 
Einzelheiten der aufgrund dieſer Verhandlungen vom KS. erlaſſenen 
Ordnung der Dienſt- und Verſorgungsbezüge des preußiſchen 
Pfarrerſtandes wird auf das KGVBl. 1928 S 135 ff. und 
S. 265 verwieſen. Ihr haben ſich alle anderen evangeliſchen Kirchen 
Preußens angeſchloſſen, wie auch die Regelung der katholiſchen 
Pfarrbeſoldung dem angeglichen iſt (Preuß. Beſoldungsblatt 1928 
S. 347). 

Die finanzielle Tragweite dieſer Neuordnung allein für unſere 
altpreußiſche Kirche war im Rechnungsjahre 1928 auf rd. 65000000 FAN 
zu veranſchlagen. Zwecks Aufbringung dieſes Bedarfs, ſoweit er nicht 
durch die Einkünfte des örtlichen Pfarrſtellen-, Pfarrwittums⸗, Kirchen⸗ 
vermögens uſw. gedeckt werden kann, hat die Staatsregierung bisher 
von der Geſamtkirche als ſolcher einen jährlichen Zuſchuß von 1,5% 
des ihren Umlageausſchreibungen zu Grunde liegenden Reichseinkommen⸗ 
ſteuerſolls und von den eine Staatszuſchußhilfe anfordernden Kirchen⸗ 
gemeinden eine Kirchenſteuerleiſtung von mindeſtens iſtmäßig 2% des für 
ihr jeweiliges Umlagegeſchäft verfügbaren Reichseinkommenſteuerſolls als 
prinzipale Deckung verlangt, ihrerſeits dagegen zu ſubſidiären Beſoldungs⸗ 
beihilfen, Ruheſtands⸗ und Hinterbliebenenzuſchüſſen Staatsmittel bis 
zur Höhe von jährlich insgeſamt 34037 000 %% bereitgeſtellt. Mit 
dieſer Laſtenverteilung hat die Neuordnung bislang dank größter An⸗ 
ſpannung und ſchärfſter Erfaſſung der prinzipalen kirchlichen Deckungs⸗ 
kräfte aus Vermögen und Steuerkraft durchgeführt werden können. 
Ihre Sicherung erfordert allerdings angeſichts der ſteigenden Neigung 
des Bedarfs, der ſinkenden Neigung der durch die ungünſtige Wirt⸗ 
ſchaftslage beeinflußten Einnahmen aus dem kirchlichen Stellenvermögen 
und der ſtaatsgeſetzlich feſtgelegten Höchſtgrenze der ſubſidiären Staats⸗ 
hilfe, daß die Bedarfsbewegung ſtändig auf das peinlichſte beobachtet 
wird und die Bedarfs deckung aus der Kirchenſteuerkraft der 
Geſamtkirche wie der Einzelgemeinden ihren unbedingten Vorrang 
vor allen übrigen Haushaltsbedürfniſſen gewahrt erhält, 
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da ihre Senkung ausgeſchloſſen, vielmehr im Gegenteil die Notwendig: 
keit ihrer Steigerung unvermeidlich erſcheint. 


Daß unter dieſen Umſtänden während der Geltungsdauer des 
Staatsgeſetzes vom 30. April 1928 an weſentliche Erweiterungen der 
auf ihm baſierenden Neuordnung nicht gedacht werden kann, dürfte 
auf der Hand liegen. Kleinere, aber für den einzelnen Geiſtlichen 
unter Umſtänden recht ſpürbare Verbeſſerungen, wie z. B. auf dem 
Neulande des Beſchulungsgeldes oder hinſichtlich der Milderung der 
Vorausſetzungen für kirchengemeindliche Zulagen in ſtaatszuſchußfreien 
Kirchengemeinden, werden ſeitens der Kirchenregierung in Verhand⸗ 
lungen mit der Staatsregierung ſtändig betrieben und ſind auch z. T. 
bereits erreicht worden. 


Dagegen iſt auf ein Entgegenkommen der Staatsregierung hin⸗ 
ſichtlich einer gehaltlichen Beſſerſtellung der Superintendenten über 
die ſtaatsſeitig inzwiſchen bewilligte Ruhegehaltsfähigkeit ihrer Ephoral⸗ 
zulagen hinaus, hinſichtlich der Nichtanrechnung örtlicher Wittums⸗ 
oder Witwenkaſſenbezüge auf die vom Staate ſubſidiär mitfinanzierte 
landeskirchliche Witwengeldverſorgung ſowie hinſichtlich einer ſtaats⸗ 
ſeitigen Erleichterung der nachholenden Vermehrung des Pfarrſtellen⸗ 
beſtandes nach den darüber gepflogenen Verhandlungen jetzt nicht zu 
rechnen. 


Die im Sinne zahlreicher Anträge und Anregungen aus Synoden, 
Gemeinden und Verbänden auch ſeitens aller beteiligten Kirchen- 
regierungen im grundſätzlichen Einvernehmen mit der Staatsregierung 
von jeher erſtrebte Reorganiſation der Pfarrerverſorgungs⸗ 
kaſſen zwecks Wiederermöglichung der dringend wünſchenswerten 
Neutraliſierung der Geiſtlichen bei der örtlichen Finanzierung ihres 
Beſoldungsbedarfs ſowie zum Zwecke der ebenſo dringlichen Herbei- 
führung eines allgemeinen Pfarrbeſoldungslaſtenausgleichs für die 
Gemeinden war auf Grund der mit der neuen Beſoldungsordnung 
erreichten Stabiliſierung der Bedarfsſeite bereits in Ausſicht genommen 
worden. Die im vorhergehenden Abſchnitt dargelegte zunehmende 
Unſicherheit und Ungeklärtheit der Faktoren auf der Deckungsſeite hat 
jedoch auch hier einen Aufſchub zwecks abwartender Beobachtung auf⸗ 
genötigt, da gerade das verſicherungstechniſche Gebäude der Pfarrer⸗ 
verſorgungskaſſen unmöglich auf dem Flugſand eines völlig labilen 
Kirchenſteuerweſens wieder aufgerichtet werden kann. 
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Für die Haushaltsgebarung der Geſamtkirche iſt, wie 
bereits erwähnt wurde, auch während der Berichtszeit der Grundſatz 
knappſter Bemeſſung des Ausgabebedarfs unter möglichſter Sicherung 
der lebenswichtigen Aufgaben, die der Geſamtkirche als ſolcher anbe— 
fohlen ſind, maßgebend geweſen. Insbeſondere haben der KS. und 
der EOK. ſich, um den Kirchengemeinden die Durchführung der 
dringend gebotenen Steuerſenkungspolitik zu ermöglichen, in der 
Bemeſſung des geſamtkirchlichen Umlagebedarfs die größtmögliche 
Beſchränkung auferlegt, obſchon z. B. vor allem das Bedürfnis nach 
hilfsweiſer geſamtkirchlicher Mitfinanzierung von Pfarrſtellengründungen 
in Siedlungs⸗, Induſtrie⸗, Diaſpora⸗ und Grenzgebieten ſowie von 
angemeſſener Inſtandhaltung vorhandener und von Bereitſtellung neuer 
kirchlicher Bauten in weit größerem Umfang als bislang befriedigt 
werden müßte. Trotzdem hat ſich eine Erhöhung der geſamtkirch— 
lichen Umlage von 17 500 000 , im Jahre 1927 auf 
19 600 000 RAM im Jahre 1929 nicht vermeiden laſſen. Dieſe 
Steigerung iſt faſt ausſchließlich durch drei Faktoren erforderlich 
geworden: in erſter Linie durch die im Jahre 1928 zur Anpaſſung 
an die Beſoldungsreform in Reich, Staat und Kommunen durch⸗ 
geführte Neuordnung der Pfarrbeſoldung ſowie der Beſoldung der 
Beamten und Angeſtellten der allgemeinen kirchlichen Verwaltung; 
ferner durch das in der vorigen Tagung der GS. beſchloſſene Kirchen. 
geſetz betr. Vorbildung und Anſtellungsfähigkeit der Geiſtlichen vom 
5. Mai 1927 (KGVBl. S. 219); endlich durch die gleichfalls dem 
Wunſch der GS. entſprechende Erhöhung der Mittel für ſoziale, 
Gemeinde-, Jugend⸗ und Wohlfahrtspflege. Immerhin hat ſich dieſe 
Steigerung des geſamtkirchlichen Umlagebedarfs von 1927 bis 1929 
(um 12% von 1927) auch in dieſem Abſchnitt wiederum noch immer 
unter den Zunahmequoten beim Zuſchußbedarf aller preußiſchen Staats⸗ 
hoheitsverwaltungen aus Steuern und Abgaben (von ſollmäßig 1927 
mit 1 262 000 000 AA auf ſollmäßig 1 455 000 000 RM für 
1929 = + rd. 15,3%) ſowie beim geſamten Zuſchußbedarf des 
preußiſchen Kultusetats (von ſollmäßig 1927 mit 548731300 ZN 
auf ſollmäßig 705 261 269 2X für 1929 = rd. 28,5% ) gehalten. 

Die bereits früher erwähnte Steigerung des Einkommenſteuerſolls 
und damit der Steuerkraft wenigſtens eines größeren Teils der Kirchen⸗ 
gemeinden hat es auch ermöglicht, daß dieſe Erhöhung des Umlage⸗ 
bedarfs nicht zu einer Steigerung der Belaſtungsquote für die Gemeinden 
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geführt hat. Vielmehr iſt infolge der erwähnten Entwicklung das 
Belaſtungsgewicht der geſamtkirchlichen Umlage in dem der deutſchen 
Reichsſteuerhoheit unterworfenen Gebiet der Kirche von rd. 4,3% (im 
Jahre 1927) auf rd. 3,1% (im Jahre 1929) des ihrer Ausſchreibung 
zugrunde gelegten Einkommenſteuerſolls zurückgegangen. Es darf auch 
feſtgeſtellt werden, daß erfreulicherweiſe das Verſtändnis der Gemeinden 
für die Notwendigkeit und Angemeſſenheit der geſamtkirchlichen Umlage- 
anforderungen ſowie für die Bedeutung der der Geſamtkirche obliegenden 
und auch nur von ihr mit dem beſten Nutzeffekt zu löſenden wichtigen 
Aufgaben dank raſtloſer Aufklärungsarbeit aller beteiligten Stellen in 
wachſendem Umfange zugenommen hat. Gleichwohl iſt die Einbringung 
der Umlage meiſt nur unter erheblichen Schwierigkeiten und Verzögerungen, 
auch niemals während der Berichtszeit ohne beträchtliche Rückſtände, 
möglich geweſen. Ob hierin eine gewiſſe Beſſerung durch Einführung 
von mehr als 2 Abführungsterminen für die geſamtkirchliche Umlage 
erzielt werden kann, unterliegt z. Zt. der Prüfung des dafür zuſtändigen 
KS. Zum Teil wirkt ſich bei jenen Stockungen allerdings das hier 
und da in den umlagepflichtigen Unterverbänden bis hinab zu den 
Kirchengemeinden obwaltende, für die Finanzfunktionen der Geſamt⸗ 
kirche höchſt nachteilige Beſtreben aus, zunächſt den eigenen Ausgabe⸗ 
plan durchzuführen, ehe den Anforderungen des nächſt höheren kirchlichen 
Umlageverbandes entſprochen wird. Zum Teil kommt es allerdings 
auch vor, daß einzelnen Kirchengemeinden durch plötzliche unvorher- 
ſehbare Einbußen an ihrer Steuerkraft oder durch ſonſtige Erſchütterungen 
ihrer Finanzwirtſchaft — hier fallen auch die früher erwähnten Mängel 
der Schätzungsunterlagen ins Gewicht — die Aufbringung ihres Umlage⸗ 
anteils empfindlich erſchwert wird, was alsdann auf die glatte Ab- 
wicklung der Umlageeinziehung bei dem nächſt höheren Umlageverband 
ſtörend übergreift. Damit derartigen Stockungen möglichſt vorgebeugt 
werden kann, iſt den Kreisſynodalverbänden wie den Kirchenprovinzen 
ſeitens der Kirchenleitung die allmähliche Anſammlung von Betriebs- 
und Ausgleichsfonds immer wieder nahegelegt worden. Zur Ein- 
ſtellung ausreichender Mittel in den Umlagehaushalt der Geſamtkirche 
zwecks Bildung eines eigenen geſamtkirchlichen Ausgleichsſtocks hat ſich 
der KS. bislang nicht entſchließen können, weil dadurch ſofort eine 
weſentliche Erhöhung der geſamtkirchlichen Umlage für einen nur 
eventuellen und gerade bei der Zentrale nach Eintritt und Umfang 
am unſicherſten abzuſchätzenden Bedarfsfall bewirkt werden würde, dem 
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vorzubeugen überdies von den der Geſamtkirche umlagepflichtigen Unter⸗ 
verbänden erwartet werden muß. 

Hinſichtlich der techniſchen Fragen des geſamtkirchlichen Umlage 
weſens ſteht im Vordergrunde die während der Berichtszeit wiederholt 
auch in der kirchlichen Öffentlichkeit erörterte Frage des Verteilungs- 
maßſtabs. Nach Art. III der Notverordnung zur vorläufigen 
Regelung des landeskirchlichen Umlagebedarfs vom 8. Dezember. 1922 
(KGVBl. 1923 S. 17) muß feine Oberverteilung auf die Provinzial 
ſynodalverbände nach dem Maßſtabe des Reichseinkommenſteuerſolls 
ſtattfinden. Es iſt verſtändlich, wenn die Zweckmäßigkeit dieſes Maß⸗ 
ſtabs in Zweifel gezogen wurde, je mehr ſich die Einkommenſteuer 
zum alleinigen oder Hauptmaßſtab der örtlichen Kirchenſteuer als 
ungeeignet erwies und insbeſondere in den Landgemeinden das Schwer— 
gewicht der Kirchenſteuer ſich nach der Richtung der Grundvermögens- 
ſteuer verlagerte. Durch die oben erörterte Erweiterung der Be⸗ 
ſteuerungsmaßſtäbe in der Kirchenſteuernovelle iſt dieſe Frage von 
neuem akut geworden. Sie iſt infolgedeſſen vom EOK. und vom KS. 
eingehend geprüft und die Einbringung einer entſprechenden Geſetzes⸗ 
vorlage ſorgfältig erwogen, jedoch zur Zeit in verneinendem Sinne 
entſchieden worden. Wenn auch dem jetzigen — wie übrigens wohl 
jedem denkbaren — Verteilungsſchlüſſel gewiſſe Mängel anhaften, ſo 
konnte doch andererſeits feſtgeſtellt werden, daß die Einkommenſteuer⸗ 
kraft immer noch als der verhältnismäßig zuverläſſigſte Gradmeſſer 
für die Leiſtungsfähigkeit größerer Wirtſchaftsgebiete erſcheint, wie 
ſie die der Geſamtkirche als Umlagepflichtige gegenüberſtehenden 
Kirchenprovinzen darſtellen. Dies ergibt die Beobachtung, daß die 
nach der Einkommenſteuerkraft bemeſſene Anteilsquote der einzelnen 
Kirchenprovinzen an der Aufbringung des geſamtkirchlichen Umlage⸗ 
bedarfs ſowohl innerhalb des Beobachtungsabſchnitts 1924 — 1928 in 
ſich wie im Vergleich dieſer Nachkriegsjahre mit der Vorkriegszeit 
keine allzu erheblichen Veränderungen aufweiſt. Infolgedeſſen wurde 
anerkannt, daß in Anbetracht der an früherer Stelle gekennzeichneten 
fortdauernden Unſicherheit der wirtſchaftlichen und finanziellen Grund⸗ 
lagen unſerer Volks. und Steuerwirtſchaft erhebliche Bedenken grund- 
ſätzlicher Art gegen eine geſetzliche Anderung des eingeſpielten Ober- 
verteilungsmaßſtabs gerade im gegenwärtigen, ohnehin ſchon genug 
mit labilen Umlagefaktoren und ſtörenden Umſtellungsanläſſen belaſteten 
Zeitpunkt beſtehen. 
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Auf Grund mehrfach an ihn gelangter Anträge hat ſich ferner 
der KS. mit der Frage beſchäftigt, ob der GS. eine Vorlage betr. 
kirchengeſetzliche Regelung der Durchführung des Rechtes der 
Kreisſynodalverbände zur Erhebung von Umlagen für 
eigene Bedürfniſſe ſowie zur Übernahme von Bürgſchaften 
und zur Aufnahme von Anleihen (Art. 62 Abſ. 3 Ziff. 4, 5 
DU., § 42 Abi. 3i und k KO.) unterbreitet werden ſolle. Dabei war 
feſtzuſtellen, daß die Verleihung des Rechtes zur Übernahme von Bürg⸗ 
ſchaften und zur Aufnahme von Anleihen an die Kreisſynodalverbände 
die vorherige Beilegung des Rechtes zur Ausſchreibung von Umlagen 
für eigene Bedürfniſſe des Kreisſynodalverbandes als notwendige 
finanzielle Grundlage für die Erfüllung der Verpflichtungen aus 
Bürgſchaften und Anleihen vorausſetzt. Der KS. hat jedoch von 
einer entſprechenden Vorlage an die GS. abgeſehen, da er der Über- 
zeugung iſt, daß angeſichts der gegenwärtig beſonders ſchwierigen und 
unſicheren Geſamtwirtſchaftslage die Einſchaltung eines neuen kirchlichen 
Steuergläubigers und die daraus ſich zwangsläufig ergebende Steigerung 
des kirchlichen Geſamtſteuerbedarfs ſich z. Zt. verbiete, zumal der Drang 
von Kreisſynodalverbänden nach eigener finanzwirtſchaftlicher Betätigung 
in Fällen eines örtlich wirklich allgemein empfundenen Bedürfniſſes 
für das Intereſſengebiet der Kreisgemeinde auch durch Anwendung 
vorhandener anderweitiger, auf freiwilliger Gemeinſchaftsleiſtung 
baſierender Rechtsformen befriedigt werden kann. Dieſe Einzelfrage 
wird nur im organiſchen Zuſammenhang mit der endgültigen Neu⸗ 
regelung des kirchlichen Finanzweſens gelöſt werden können, da ſie 
ſich von der erſt dann möglichen Neuabgrenzung des geſamtkirchlichen 
und des provinzialkirchlichen Umlagerechts, die ihrerſeits wieder eine 
entſprechende Aufgabenverteilung zwiſchen allen kirchlichen Umlage⸗ 
rechtsträgern vorausſetzt, nicht trennen läßt. 

Was endlich die geſchäftliche Behandlung des Umlage— 
haushaltplans anbetrifft, jo ermöglicht es der Termin der dies- 
jährigen Tagung der GS. — vgl. die Ausführungen auf S. 11 f. — 
endlich wieder, ihr ſelbſt den Haushaltplan des Hilfsfonds für 
landeskirchliche Zwecke für das Rechnungsjahr 1930 zur Feſtſtellung 
vorzulegen. Auf die einſchlägige Vorlage wird verwieſen. Für die 
Folgezeit bis zur nächſten Tagung der GS. dürfte allerdings wiederum, 
ſolange die Unſicherheit der kirchlichen Wirtſchaftslage der Ausführung 
des auf eine vierjährige Haushaltperiode mit ſtabilen Verhältniſſen 
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zugeſchnittenen Art. 111 Abſ. 2 Ziff. 3 VU. im Wege ſteht, der KS. 
mit den erforderlichen Vollmachten und Richtlinien für die Feſtſtellung 
der Haushaltpläne verſehen werden müſſen. 


Die Generalſynode 
hat hierzu am 11. März 1930 folgendes beſchloſſen: 

1. Die Generalſynode hat aus dem Finanzbericht des Kirchen⸗ 
ſenats und des Evangeliſchen Oberkirchenrats mit Befriedigung ent⸗ 
nommen, daß die geſamtkirchliche Finanzpolitik ſich auch während des 
diesmaligen Berichtsabſchnitts von dem volkswirtſchaftlichen Gebot 
ſparſamer Haushalts- und Umlagegebarung hat leiten laſſen. Gegen⸗ 
über dem in der öffentlichen Meinung noch immer aufkommenden 
Vorurteil ſtellt ſie mit Genugtuung feſt, daß dank dieſer Finanzgebarung 
die planmäßige Senkung der Kirchenſteuerzuſchläge zur Reichseinkommen⸗ 
ſteuer weitere Fortſchritte gemacht hat. 

Angeſichts der anhaltenden allgemeinen Wirtſchaftsnot erwartet 
die Generalſynode von den Gemeinden und Verbänden der Kirche, 
daß fie ihrer Schickſalsverbundenheit mit der ſchwer ringenden vater- 
ländiſchen Volkswirtſchaft durch Fortführung einer beſcheidenen Finanz⸗ 
gebarung Rechnung tragen, ſoweit es die Mitarbeit unſerer Kirche 
bei dem inneren Wiederaufbau unſeres Volkes nur irgend geſtattet. Die 
Gemeindeglieder aus allen Erwerbsſtänden unſeres Volkes aber 
ruft die Generalſynode dazu auf, in ihrer Opferwilligkeit für die 
Arbeit der Kirche auch unter ſchwerem, allgemeinen Steuerdruck nicht 
zu erlahmen, damit die Arbeit des Glaubens und der Liebe allen 
Anſtürmen der Religionsloſigkeit zum Trotz auch ferner geleiſtet werden 
kann. An die Regierungen und Volksvertretungen in Reich 
und Land wendet ſich die Generalſynode mit der auf die Reichsverfaſſung 
geſtützten Erwartung, daß die Vermögens- und Steuerrechte der Kirche 
vor Maßnahmen bewahrt bleiben, welche die Deckung ihres lebens⸗ 
notwendigen Finanzbedarfs gefährden würden. 

2. Die Generalſynode erkennt an, daß es angeſichts der an⸗ 
haltenden Ungeklärtheit und Unſicherheit der kirchlichen Leiſtungs⸗ 
fähigkeit, insbeſondere auf dem Hauptgebiet des Kirchenſteuerweſens 
auch bislang noch nicht möglich geworden iſt, den organiſchen Neuaufbau 
des kirchlichen Finanzweſens und die endgültige Neuregelung der von 
ihm abhängigen Finanzaufgaben dem Abſchluß näher zu führen. 


43 

3. Die Generalſynode hat mit Dank von den Bemühungen des 
Kirchenſenats und des Evangeliſchen Oberkirchenrats um eine voll: 
befriedigende Aupaſſung der wirtſchaftlichen Verſorgung des Pfarrer⸗ 
ſtandes an die geltende Staatsbeamtenbeſoldung Kenntnis genommen. 
Sie billigt die vom Kirchenſenat in dieſer Frage unter zutreffender Ab⸗ 
wägung aller dabei maßgeblichen Umſtände getroffenen Entſchließungen 
und nimmt den Vorbehalt bleibender grundſätzlicher Bedenken wegen 
der Vorenthaltung der vollen Beſoldungsſkala nach Gruppe A 25 
für den größeren Teil der Pfarrſtellen auch ihrerſeits auf. Gleichwohl 
würdigt ſie das erreichte, auf das ganze gejehen, doch als eine Verbeſſe⸗ 
rung der Verſorgungslage des Pfarrerſtandes und dankt dem Preußiſchen 
Staat für die ſtaatsgeſetzliche Sicherung ergänzender Beihilfen. 

Die Generalſynode gibt dabei der Hoffnung Ausdruck, daß dieſe 
für die Pfarrbeſoldung dauernd unentbehrliche ſtaatsgeſetzliche Sicherung 
auch über das Rechnungsjahr 1930 hinaus gewährt werden wird. 

Die Generalſynode tritt ausdrücklich der Feſtſtellung der Kirchen⸗ 
leitung bei, daß in erſter Linie die Kirchengemeinden zur Aufbringung 
ihres örtlichen Pfarrbeſoldungsbedarfs nach dem Maße ihrer Leiſtungs⸗ 
fähigkeit verpflichtet find. Sie billigt die daraus im eigenſten Intereſſe 
der Kirche abzuleitende Forderung, daß die Erfüllung dieſer Verpflichtung 
im Sinne des § 4 Abſ. 3 des Staatsgeſetzes vom 30. April 1928 den 
Vorrang unter den ſonſtigen Bedürfniſſen des kirchengemeindlichen 
Haushalts zu beanſpruchen hat. 

Die Generalſynode begrüßt im Hinblick hierauf die Abſicht der 
Kirchenleitung, die Durchführung dieſer Pfarrbeſoldungspflicht ſobald 
als möglich durch einen zeitgemäßen Wiederaufbau der Alterszulage⸗ 
kaſſe für evangeliſche Geiſtliche zu erleichtern. 


V. Innerkirchliche Arbeit. 

Über das Gemeindeleben und ſeinen Fortgang ein Urteil zu 
gewinnen, iſt in der heutigen Zeit noch ſchwerer denn ſonſt. Im 
allgemeinen wird man ſagen dürfen, daß die wachſende Gegenſätzlichkeit 
gegen das Chriſtentum und die evangeliſche Kirche im öffentlichen 
Leben die evangeliſchen Gemeinden zum engeren Zuſammenſchluß und zu 
bewußterer Wertung des evangeliſchen Gutes geführt hat. Vor allem 
in den Städten hat vielfach der Gottesdienſtbeſuch zugenommen und 
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ift die Betätigung der evangeliſchen Gemeinden auf dem Gebiet der 
Liebesarbeit reger und zielbewußter geworden. Freilich iſt in manchen 
Landgemeinden das kirchliche Leben erſchüttert, ſowohl durch die 
Gleichgültigkeit der angeſeſſenen Bevölkerung als auch infolge ſtädtiſchen 
Zufluſſes. 

In ſo gefährdeter Lage liegt vermehrte Verantwortung auf den 
Führern der Gemeinde, ſowohl auf den Gemeindekörperſchaften 
als auch auf den Pfarrern. Mit Abſicht ſind die Gemeindekörperſchaften 
vorangeſtellt, ſchon um zu bekunden, daß ſie ſich von dem Ernſt der 
Gegenwart noch mehr durchdringen laſſen müſſen, als es bei den 
Pfarrern weithin bereits geſchehen iſt. Geeignete Männer und Frauen 
für die Gemeindevertretung zu gewinnen, ihre Sitzungen für das innere 
Leben der Kirche fruchtbarer zu geſtalten, die einzelnen Mitglieder zu 
vermehrter Arbeit heranzuziehen, iſt für die leitenden kirchlichen Stellen 
ein Gegenſtand unabläßlicher Sorge geweſen und wird es noch weiterhin 
in beſonderem Maße bleiben müſſen. In Ephoralkonferenzen iſt darüber 
verhandelt, wertvolle Anregungen find dort gegeben und in die Paſtoral— 
konferenzen weiter geleitet. Kreisſynoden und Provinzialſynoden haben 
ſich damit beſchäftigt. Unter der Loſung „Männerdienſt in der 
Kirche“ ſind verheißungsvolle Anfänge gemacht, und man darf ſchon 
jetzt ſagen, daß die Teilnahme der Männer auch am Gottesdienſt 
weithin in beachtlicher Weiſe zugenommen hat. 

Daneben hat die Fürſorge der Kirchenleitung der inneren 
Pflege des Pfarrerſtandes gegolten. Ihn für die mannigfaltigen 
Aufgaben ſeines Amtes immer von neuem auszurüſten, ihn einerſeits 
zur Ausgeſtaltung des Gemeindelebens anzuregen, andererſeits den 
einzelnen Pfarrer vor der Zerſplitterung zu bewahren und zum ſtillen 
Sammeln innerer Kraft zu verpflichten, iſt das unausgeſetzte Bemühen 
der Superintendenten und Generalſuperintendenten in Freizeiten, 
Kurſen und Konferenzen geweſen. Man kann es nicht verkennen, daß 
die politiſche Spaltung des Volkes die Pfarrer oft vor ungemein 
ſchwierige Situationen ſtellt, die in jedem Augenblick viel Takt und 
Selbſtbeherrſchung erfordern. Dabei hat ſich der von der GS. mehr- 
fach aufgeſtellte Grundſatz, daß die evangeliſche Kirche über den 
Parteien ſteht, und daß der Pfarrer den Gliedern aller Parteien zu 
dienen hat, als wertvoll erwieſen und iſt von den leitenden kirchlichen 
Stellen immer wieder mit Nachdruck betont. In beſonders kritiſchen 
Augenblicken hat der EOR. gemeinſam mit den Generalſuperintendenten 
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den Pfarrern und Gemeindekirchenräten mit Richtung gebenden Hin⸗ 
weiſen gedient, die um ſo erforderlicher waren, als oft dem Einzelnen 
über den ihm zunächſt liegenden Verhältniſſen die Rückſichtnahme aufs 
ganze leicht entſchwindet. Im Blick auf die außerordentlich große 
Zahl von öffentlichen Reden und Anſprachen, die unſere Pfarrer Tag 
um Tag — oft in der ſchwierigſten Lage vor politiſch völlig verſchieden 
zuſammengeſetzter Zuhörerſchaft — halten, iſt die Zahl berechtigter 
Beanſtandungen erfreulich gering. 

Ein weſentliches mit ſeiner Bedeutung immer wachſendes Mittel 
zur Pflege des Gemeindelebens und zur Förderung und Vertiefung 
chriſtlicher Erkenntnis ſind mehr und mehr die Gemeindeblätter 
geworden (vgl. die Ausführungen des der GS. geſondert vorgelegten 
Berichts des Evangeliſchen Preßverbandes für Deutſchland über die 
Sonntagspreſſe). Die Schriftleiter der wichtigſten Blätter ſind in 
einem Verbande zuſammengeſchloſſen. Man wird urteilen dürfen, 
daß viele dieſer Blätter auf einer beachtlichen Höhe ſtehen, die 
Gemeinden im großen und ganzen gut informieren und auch die 
Beachtung der journaliſtiſch anſpruchsvolleren evangeliſchen Kreiſe 
verdienen. Neuerlich iſt die Aufmerkſamkeit auf ein möglichſtes 
Zuſammenlegen kleinerer Blätter gerichtet. So ſehr man es vom 
Gewiſſensſtandpunkt aus begreifen kann, daß ein Gemeindepfarrer ſein 
eigenes, nur für ſeine Gemeinde beſtimmtes Sonntagsblatt ſchreibt, 
ſo muß doch mit allem Ernſte geltend gemacht werden, daß zumeiſt 
die Redaktionsarbeit ihm Zeit raubt, die er für andere wichtigere 
Aufgaben noch nötiger hätte. 

Von den freien Vereinen und Verbänden wird in immer 
ſteigendem Maße ein Zuſammenarbeiten mit den Organen der ver- 
faßten Kirche geſucht. Weithin hat ſich ein wirkliches und wirk⸗ 
ſames Vertrauensverhältnis gebildet, das auch in der regen Beſchickung 
der von kirchlicher Seite ausgehenden Veranſtaltungen, in den ſich 
häufenden Einladungen an die kirchlichen Stellen zur Teilnahme an 
den verſchiedenartigſten Vereins- und Verbandstagungen, in Berichten 
über ſolche Tagungen, in Bitten um Auskunft, Hilfe und geldliche Unter- 
ſtützung zum Ausdruck kommt. In wachſendem Maße erkennt 
man, daß, ohne die Selbſtändigkeit der Inneren Miſſion und ihrer 
Verbände aufzugeben, die organiſierte Kirche den tragenden Grund 
auch aller freien Arbeit bilden muß. Die Inanſpruchnahme und 
Aktivität der leitenden kirchlichen Stellen hat ſich auf dieſem Gebiete 
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derartig geſteigert, daß davon kaum ein Zweig der Arbeit aus» 
geſchloſſen iſt. Die im folgenden aufgenommenen kurzen Überblicke, 
die durch andere Abſchnitte dieſes Berichts hinſichtlich der ſozialen 
Frage, der Sonntagsheiligung, des Schulweſens u. a. m. noch in 
weſentlichen Punkten ergänzt werden, laſſen dies genügend erkennen. 
Daneben werden der GS. über die Arbeit des Zentral-Ausſchuſſes 
für Innere Miſſion, des Guſtav Adolf-Vereins, des Evangeliſchen 
Bundes, des Evangeliſchen Preßverbandes, ſowie über die Äußere 
Miſſion Sonderberichte vorgelegt werden. 6 


* * 
* 


Evangelifation und Gemeinſchaftspflege haben ſich in 
der Berichtszeit ſtetig weiter entwickelt und feſter im kirchlichen Leben 
verwurzelt. Im Sprengel eines Generalſuperintendenten hat ſich 
neben der in der Kirchenprovinz herkömmlichen Generalkirchenviſitation 
eine Generalevangeliſation eingebürgert. Auch die in mehreren 
Sprengeln eingeführten evangeliſchen Kirchentage haben vorwiegend 
evangeliſatoriſches Gepräge. Wenn der der 8. GS. 1925 vorgelegte 
Bericht (Vhdl. II S. 236) eine günſtige Entwicklung in dem Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Kirche und Gemeinſchaft feſtſtellen konnte, ſo iſt die 
damit angedeutete Hoffnung durch die freundliche Stellungnahme 
weiter Kreiſe der Gemeinſchaftsbewegung zur Kirche und durch die 
Haltung der überwiegenden Mehrzahl der Pfarrer und Gemeinden 
den Gemeinſchaften gegenüber inzwiſchen beſtärkt worden. 

Auch die Arbeit der Volksmiſſion und Apologetik weiſt 
eine erhebliche Steigerung auf. Immer deutlicher iſt es hervor⸗ 
getreten, daß beide auf einander angewieſen ſind. Im beſonderen 
ſei auf die erſprießlichen Tätigkeiten der Apologetiſchen Zentrale in 
Spandau und des Forſchungsinſtituts für Weltanſchauungskunde in 
Lutherſtadt Wittenberg hingewieſen, die beide mit dem EOK. in viel- 
facher Verbindung ſtehen. Auf Grund einer von ihm angeregten 
Beſprechung haben beide Organiſationen ihr Arbeitsgebiet gegen 
einander abgegrenzt. Mit Unterſtützung des EOK. haben Kurſe für 
Laienſchulung in verſchiedenen Provinzen ſtattgefunden oder ſind in 
der Ausführung begriffen. 

Auf dem Gebiet der Gefangenenſeelſorge und -fürſorge 
haben ſich für die Tätigkeit der Geiſtlichen, die von der Juſtizver⸗ 
waltung im Einvernehmen mit den kirchlichen Behörden hauptamtlich, 
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nebenamtlich oder vertraglich beſchäftigt werden, beſondere Schwierig⸗ 
keiten aus dem doppelten Dienſtverhältnis nur in vereinzelten Aus⸗ 
nahmefällen ergeben. Die Tätigkeit dieſer Geiſtlichen iſt durch 
beſondere Dienſtvorſchriften und durch die vom EOK. unter Zuſtimmung 
der beteiligten ſtaatlichen Stellen erlaſſene Dienſtanweiſung vom 
24. Mai 1925 geregelt. Die „Verordnung über den Strafvollzug in 
Stufen“, die durch Preußiſchen Juſtizminiſterialerlaß vom 7. Juni 
1929 für das geſamte Staatsgebiet verbindlich geworden iſt, hat den 
Dienſt des Gefängnisgeiſtlichen organiſch in den Strafvollzug ein— 
gebaut. Welche Bedeutung ihre Einzelbeſtimmungen für die Gefangenen— 
ſeelſorge haben werden, wird ſich erſt zeigen müſſen. Gefahren für 
eine wirkſame Seelſorge in den Strafanſtalten liegen einerſeits in 
dem immer deutlicher werdenden Hervortreten der Sektenpropaganda 
und andererſeits in dem Beſtreben, einen weltanſchaulichen Erſatz für 
die Evangeliumsverkündigung auch in der geiſtigen Welt der Gefan- 
genen zu ſchaffen. Außerdem bedarf es beſonderer Beachtung, daß 
von nicht ſachlich, ſondern weltanſchaulich oder politiſch intereſſierter 
Seite auf die Trennung von Gefängnisſeelſorge und Gefängnisfürſorge 
hingearbeitet wird, während kirchlicherſeits zu betonen iſt, daß Für⸗ 
ſorge ohne Seelſorge nicht gedacht werden kann. 

Für die Förderung der Taubſtummenſeelſorge iſt der im 
Laufe der Berichtszeit erfolgte Zuſammenſchluß der Taubſtummen⸗ 
ſeelſorger Deutſchlands zu einem Reichsverbande bedeutſam. Die 
Gefahr des Säkularismus iſt auch auf dem Gebiete der Gehörloſen— 
pflege nicht zu unterſchätzen. Darum iſt eine ftraffere Zuſammen⸗ 
faſſung der Kräfte, welche hier die evangeliſchen Belange vertreten, 
zu begrüßen. Sie wird ſich auch auf die Taubſtummenſeelſorge 
innerhalb der altpreußiſchen Kirche günſtig auswirken. — Ahnliche 
Beſtrebungen der Zuſammenfaſſung find für die Pflege der evan- 
geliſchen Schwerhörigen im Gange. 

Die evangeliſchen Irrenſeelſorger ſind ſchon ſeit längerer 
Zeit in einem über das Reichsgebiet ſich erſtreckenden Verbande ver- 
einigt. Beſtrebungen, die Seelſorge von der Pſychiatrie auszuſchließen, 
haben ſich in jüngſter Zeit ſtark bemerkbar gemacht. Sie werden aber 
von den Vertretern der Seelſorge in vollem Einvernehmen mit einer 
großen Zahl maßgebender Irrenärzte erfolgreich bekämpft. 

In der Miſchehenfrage hat die GS. 1927 (Vhdl. I S. 97) 
die Einreichung regelmäßiger Berichte der Provinziale und Kreis⸗ 
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ſynoden gefordert; dieſe Berichte zeigen in einzelnen Provinzen einen 
erfreulichen Fortſchritt der Organiſation und der Arbeit, während in 
anderen wohl die Kreisſynoden, aber noch nicht die Provinzialſynoden 
ſich mit der Frage beſchäftigt haben. Eine Reihe von Miſchehenkurſen 
hat ſtattgefunden und ſtärkſte Anregungen gebracht. Angeſichts der 
ſehr verſchieden gelagerten Verhältniſſe wird es noch geraume Zeit 
erfordern, bis eine allgemeine und befriedigende Durchführung des 
Beſchluſſes der GS. ſichergeſtellt iſt. 

Der Kampf um eine Erneuerung der Sittlichkeit in unſerem 
Volke iſt von der Kirchenleitung in engſter Verbindung mit dem DEKA., 
den zuſtändigen Stellen unſerer Kirche und den in vorderſter 
Kampflinie ſtehenden Fachorganiſationen geführt worden. Beſonders 
bemerkenswert iſt das erfolgreiche Eintreten gegen die Einführung des 
Glücksſpiels in deutſchen Bädern ſowie die Geltendmachung der 
Wünſche und Forderungen evangeliſcher Sittlichkeit an den zuſtändigen 
ſtaatlichen Stellen beim Zuſtandekommen des Geſetzes zur Bekämpfung 
der Geſchlechtskrankheiten, ſowie die wirkſamen Bemühungen um die 
Beſeitigung der Beſatzungsbordelle (vgl. den Bericht S. 63 f.). Die 
Bemühungen um eine geeignete Einführung der zu konfirmierenden 
Jugend in die Aufgaben der geſchlechtlichen Sittlichkeit, um ſeelſorger⸗ 
liche Eheberatung und ſexualethiſche Beeinfluſſung der Erwachſenen, 
um den Schutz der Ehe und die Eindämmung der das eheliche Leben 
ſchädigenden Volksſeuchen ſind vielfach von Gemeinden und Vereinen 
mit Ernſt und Hingabe fortgeführt worden. 

Zur Frage der kirchlichen Bekämpfung der Alkoholnot hat 
die GS. in ihrem Beſchluß Nr. 18 vom 2. Mai 1927 (Vhdl. I 
S. 212) Stellung genommen. Der Beſchluß wurde ſämtlichen Kon⸗ 
ſiſtorien und dem DEKA. zugeleitet und hat in ſeinem erſten Teile 
weithin befruchtend und antreibend gewirkt. Auch der Königsberger 
Kirchentag von 1927 hat ſich hinter die Beſtrebungen zur Bekämpfung 
der Alkoholnot geſtellt. Dagegen iſt das im zweiten Teile des Antrags 
geforderte ſog. Schankſtättengeſetz über die erſte Leſung nicht hinaus⸗ 
gekommen und namentlich in den Beſtimmungen über das ſog. Ge⸗ 
meindebeſtimmungsrecht und das ſchutzpflichtige Jugendalter Gegen- 
ſtand heftigen bis heute noch nicht gelöſten Meinungsſtreits geweſen. 

Hinſichtlich der Bewahrung der Jugendlichen vor den 
Gefahren des Alkohols haben ſich auf eine Rundfrage des EOK. 
die Konſiſtorien und die von ihnen befragten Jugendverbände und 
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Organiſationen faſt ſämtlich für die Ausdehnung der Schutzfriſt bei 
Verabreichung geiſtiger Getränke an Jugendliche auf das 18. Lebens⸗ 
jahr ausgeſprochen. Die Dringlichkeit dieſer Forderung, in der ſich 
der EOK. mit dem DEKA. eins weiß, läßt ihre beharrliche Geltend- 
machung bei den maßgebenden Stellen geboten erſcheinen. 

Die gegenwärtige Lage auf dem Gebiet der evangeliſch⸗ kirchlichen 
Jugendarbeit bedarf der ernſteſten Aufmerkſamkeit aller kirchlichen 
Organe. Über die Schwierigkeiten dieſer Arbeit im einzelnen kann 
hier nicht berichtet werden. Es ſoll nur hingewieſen werden auf den 
ſcharfen Weltanſchauungskampf, der von ſtärkſtem Einfluß auf das 
heranwachſende Geſchlecht iſt und der eine weitere Loslöſung der 
Jugend aus dem Zuſammenhang des kirchlichen Lebens fördert. Ein 
beſonderes Merkmal dieſes Kampfes in der Gegenwart iſt, daß er in 
ſteigendem Maße in das früheſte Alter verlegt wird. Der Kampf 
geht nicht mehr allein um die Jugend, ſondern auch um die Seele 
des Kindes. Um ſo ernſter tritt die Verpflichtung der Kirche in den 
Vordergrund, ſich ihrer konfirmierten Jugend anzunehmen, um mit 
kraftvoller Verkündigung des Evangeliums ihr in den letzten Fragen 
und Entſcheidungen des Lebens zu helfen und ihr den Weg zu lebendiger 
Gliedſchaft in der Gemeinde zu weiſen. Die Fragen evangeliſcher 
Jugendführung in der gegenwärtigen Zeit ſind mit Sorgfalt neu zu 
durchdenken und alle Kräfte zu tatkräftiger und großzügiger Arbeit 
einzuſetzen. 

Der Boden, auf dem dieſe Arbeit in erſter Linie geleiſtet werden 
muß, wird immer die Gemeinde ſein. Aber Aufgabe der leitenden 
Organe der Kirche iſt es, ſtändig neue Anregungen zu geben und für 
jedwede Unterſtützung und Förderung dieſes wichtigen Zweiges der 
Gemeindepflege Sorge zu tragen. Die Durchführung dieſer Aufgabe 
liegt weſentlich in den einzelnen Kirchenprovinzen, in denen es den 
Generalſuperintendenten obliegt, ſich des geſamten Dienſtes an der 
heranwachſenden Jugend anzunehmen. Hierbei iſt zu bemerken, daß 
zu den ſchon beſtehenden Provinzialjugendpfarrämtern noch ein weiteres 
in der Provinz Pommern hinzugetreten iſt. In der Zentralinſtanz 
haben verſchiedene Gründe den EOK. veranlaßt, die Sachbearbeiter 
der Konſiſtorien für Jugendpflege, die Leiter der großen mit der 
evangeliſchen Kirche gemeinſam arbeitenden evangeliſchen Jugend— 
verbände und die Provinzialjugendpfarrer zu einer Beſprechung ein- 
zuladen. Sie befaßte ſich im weſentlichen mit folgenden Fragen: 
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1. Welche Wege fünnen gegangen werden, um die Sendung der 
Kirche an die Jugend zu einer reicheren Auswirkung kommen 
zu laſſen? 
2. Auf welchem Wege können die in der evangeliſchen Jugend— 
arbeit ſtehenden Kräfte ſtärker als bisher zu gemeinſamer 
Arbeit zuſammengefaßt werden? 
3. Wie kann die geſamte evangeliſch-kirchliche Jugendarbeit zu 
einer ſtärkeren Geltung und Vertretung im öffentlichen Leben 
gebracht werden? F 
In der Ausſprache wurden beſonders behandelt das Verhältnis 
der evangeliſchen Jugendverbände im Rahmen der kirchlichen Jugend⸗ 
arbeit, der beſondere Auftrag der von kirchlichen Organen beſtellten 
Jugendpfarrer, die Frage eines Zuſammenſchluſſes und einer Vertretung 
der nicht verbandsmäßig organiſierten gemeindlichen Jugendpflege und 
der organiſatoriſche Zuſammenſchluß aller Arbeit zu einer ſtarken 
Vertretung anderen Inſtanzen gegenüber und in der Öffentlichkeit. 
Die Beſprechung hat erwieſen, welche Bedeutung einer ſolchen Aus- 
ſprache der Führer zukommt. Beſonders deutlich trat dabei einerſeits 
der Wert und die Wichtigkeit der Arbeit der evangeliſchen Jugend» 
verbände und andererſeits die beſondere Eigenart und Schwierigkeit 
der Arbeit der von kirchlichen Organen berufenen Jugendpfarrer hervor. 
Der EOK. iſt darauf bedacht, die Ergebniſſe dieſer Verhandlung weiter 
auszuwerten und hat in Verwirklichung dieſes Planes zunächſt eine 
Ausſprache darüber mit den Generalſuperintendenten herbeigeführt. 

Um die Verbindung mit den Organen zu pflegen, die im Gebiet 
der Kirche ſich der evangeliſchen Jugendpflege annehmen, hat der EOK., 
ſoweit irgend möglich, ſich auf den großen Tagungen der einzelnen 
evangeliſchen Jugendverbände vertreten laſſen. Hierbei iſt 
beſonders zu vermerken, daß der Bundespfarrer des Oſtdeutſchen 
Jünglingsbundes durch den Generalſuperintendenten von Berlin und 
der Vorſitzende des evangeliſchen Verbandes der weiblichen Jugend 
von einem Mitgliede des EOK. bei ihrem Amtsantritt feierlich begrüßt 
und eingeführt wurden. Um der reichen Anregungen willen, die von 
den Tagungen der deutſchen Jugendpfarrer-Konferenz und des Reichs⸗ 
verbandes evangeliſcher Jugendpfarrämter ausgehen, wurden auch 
dieſe unterſtützt und beſchickt. Ebenſo hat regelmäßig ein Vertreter 
des EOR. an den Sitzungen des dem Preußiſchen Miniſterium für Volks⸗ 
wohlfahrt angegliederten Landesbeirats für Jugendpflege, Jugend⸗ 
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bewegung und Leibesübungen teilgenommen. Einem Wunſche aus 
den Reihen der Pfarrer, zur Erleichterung der Betätigung im Kreiſe 
der ſportliebenden Jugend von ſachkundiger Seite ſelbſt mit den neu- 
zeitlichen Formen der Körperpflege vertraut gemacht zu werden, iſt der 
Preußiſche Wohlfahrtsminiſter in verſtändnisvoller Weiſe entgegen⸗ 
gekommen durch Einrichtung eines Sonderkurſus für Leibes— 
übungen, der in Verbindung mit der Turnanſtalt des „Eichenfreuz- 
verbandes“ in Kaſſel⸗-Wilhelmshöhe für evangeliſche Gemeinde— 
pfarrer und Anſtaltsgeiſtliche abgehalten wurde. Die Veranſtaltung 
wurde mit großem Dank begrüßt und iſt mit außerordentlichem Erfolg 
durchgeführt worden. Von den Beteiligten wurde lebhaft der Wunſch 
nach einer Wiederholung ausgeſprochen. 

Dankbar hat der EOK. es empfunden, daß er durch die alljährliche 
geſamtkirchliche Kollekte für Jugendpflege in die Lage geſetzt war, in 
einer erheblichen Anzahl von Einzelfällen Beihilfen zu gewähren. 
So wurden z. B. Mittel gegeben für die Arbeit der evangeliſchen 
Jugendverbände, für Jugendämter, für die Einrichtung von Jugend» 
und Kinderheimen, für Kurſe zur Ausbildung von Pfarrern und 
Helfern auf dem Gebiet der Jugendpflege, für Freizeiten von Jugend⸗ 
lichen, Abiturienten und Studenten, für Jugenderholungsfürſorge, zur 
Fürſorge für die zuziehende männliche Jugend, zum Beſuch von 
Jugendtagungen u. a. m. Die planmäßigen Mittel zur Gewährung 
von Beihilfen an Kirchengemeinden und kirchliche Verbände für Auf— 
wendungen in der kirchlichen Jugendpflege ſind den Evangeliſchen 
Konſiſtorien überwieſen und beſtimmungsgemäß verwendet worden. 

Anläßlich der neuen ſtaatsgeſetzlichen Regelung für die Neu⸗ 
beſtellung der Mitglieder der Jugendämter hat der EOK. durch 
Runderlaß die Konſiſtorien veranlaßt, die erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, um unter Zuſammenfaſſung aller in der evangeliſchen 
Jugendarbeit ſtehenden Kräfte eine möglichſt ſtarke evangeliſche Ver⸗ 
tretung in den neu zu wählenden Jugendämtern zu erzielen. Über 
das Ergebnis läßt ſich gegenwärtig noch nichts berichten, da erſt der 
Abſchluß der Neuwahlen abzuwarten iſt. 

Auf dem weiten Gebiet der Wohlfahrtspflege hat die Kirchen— 
leitung die kräftig ſich regenden Beſtrebungen auf Erweiterung der 
zur Verfügung ſtehenden Pflegeſtätten nach Zahl und Größe ſowie 
auf Vertiefung der Ausbildung der Pflegekräfte im Rahmen der 
verfügbaren Mittel willig unterſtützt. Das Kirchengemeindebeamten⸗ 
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geſetz vom 10. Mai 1927 hat auch für die diakoniſch vorgebildeten 
Kräfte der Inneren Miſſion, namentlich ſoweit fie in den Kirchen- 
gemeinden in beamteter Stellung arbeiten, erhebliche Bedeutung 
gewonnen. Die Frage der Gewinnung und Schulung geeigneter 
Kräfte für den Dienſt der Liebe und die Pflege der Gemeinden wird 
mit beſonderer Aufmerkſamkeit verfolgt. Mit den Diakonenhäuſern 
haben über verſchiedene wichtige Fragen Verhandlungen ſtattgefunden. 
Die Regelung der Vorbildung der weiblichen Kräfte für den kirchlichen 
Dienſt, wie ſie Art. 55 VII. vorſieht, iſt aus den Kreiſen der ſozialen 
Frauenſchulen angeregt worden und befindet ſich in Vorbereitung. 

Der Förderung der Siedlungstätigkeit hat die Kirchenleitung 
dauernd ernſte Aufmerkſamkeit geſchenkt. In der Grenzmark wurde 
ein Pfarrer mit der beſonderen Fürſorge für die evangeliſchen Siedler 
betraut. Im Intereſſe der Gewinnung der erforderlichen Anzahl von 
Siedlern aus dem Weiten für den Oſten hat der EOK. den von der 
Inneren Miſſion für die Werbung und Beratung evangeliſcher Siedler 
neu geſchaffenen „Evangeliſchen Siedlungsdienſt“ in Bielefeld in jeder 
Weiſe unterſtützt. 

Von den Beſtrebungen, die im nächſten Sinne der Förderung 
des kirchlichen Lebens dienen, ſei die Pflege der Kirchen muſik hervor: 
gehoben. Auch auf dieſem Gebiete zeigt ſich lebhafte Bewegung. Vom 
Staat ſind neue Richtlinien für den Muſikunterricht an den 
Volksſchulen aufgeſtellt. Auf Bedenken, die ſeitens des EOK. geltend 
gemacht wurden, hat der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung erklärt, daß eine Verdrängung des einſtimmigen geiſtlichen 
Lieds oder Kirchenlieds nicht beabſichtigt ſei; die Richtlinien gäben 
für die Pflege dieſes Geſangs genügenden Raum. Um alle Bedenken 
zu zerſtreuen, hat der Miniſter ſeine Auffaſſung den Regierungen und 
dem Provinzialſchulkollegium in Berlin gleichzeitig beſonders mitgeteilt. 
Ferner iſt vom Miniſter angeordnet, daß bei der nachträglichen 
Prüfung von Schulamtsbewerbern und Lehrern für den Organiſten⸗ 
und Kantorendienſt ein Vertreter der zuſtändigen Kirche einzuladen iſt. 

Zur Sicherung eines ausreichenden kirchenmuſikaliſchen Nachwuchſes 
hat ſich die Einrichtung eigener Kirchenmuſikſchulen mehr und mehr 
als ein Bedürfnis herausgeſtellt. Z. Zt. beſtehen ſolche Schulen in 
Aſchersleben, Königsberg i. Pr. und Breslau. Zur Sicherung der 
Einheitlichkeit hat der EOK. unter dem 21. September 1928 Richt⸗ 
linien betr. Ausbildung von Organiſten und Chordirigenten auf den 
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Kirchenmuſikſchulen herausgegeben. Der Muſikfachberater des EOK. 
Profeſſor Reimann hat an den Abſchlußprüfungen der Kirchenmuſik⸗ 
ſchulen regelmäßig teilgenommen. 

Als weitere Maßnahme zur Pflege der Kirchenmuſik hat der EOK. 
eine Summe für Stipendien an Studierende der Akademie für 
Kirchen⸗ und Schulmuſik bewilligt und auch den Kirchenprovinzen die 
Bereitſtellung von Stipendien empfohlen. Der Anregung wurde von 
faſt ſämtlichen Provinzen entſprochen. 

Bei der Ausrichtung aller kirchlichen Arbeit iſt die Gegenwart 
mehr denn je weit über den Kreis der beamteten und ſynodalen Kräfte 
hinaus auf das aufopfernde Wirken und das perſönliche Sicheinſetzen 
der einzelnen Kirchenglieder angewieſen. Angeſichts dieſer Tatſache 
haben vielfache Erfahrungen in unſerm Kirchengebiet zu dem Wunſche 
geführt, daß für die Ehrung hervorragender kirchlicher Dienſte ein 
ſichtbares Zeichen eingeführt werde. Der KS. hat dieſem Wunſche 
im Oktober 1927 durch Schaffung einer Ehrenmünze der Evangeliſchen 
Kirche der altpreußiſchen Union Rechnung getragen. Die Münze beſteht aus 
einer kunſtvollen, nach einem Entwurf des Bildhauers Profeſſors Hoſaeus 
in Berlin⸗Dahlem hergeſtellten Bronzeplakette, die in einer hölzernen 
Kapſel, der Nachbildung einer im Beſitz des EOR. befindlichen, der 
Stiftungsurkunde von Mons pietatis angehängten Siegelkapſel vom 
Jahre 1696, verwahrt wird. Die vom KS. aufgeſtellten Richtlinien 
für die Verleihung der Ehrenmünze wollen eine entwertende Häufigkeit 
und eine Wiederholung von Grundſätzen, die bei Ordensverleihungen 
maßgebend waren, von vornherein ausſchalten. Die Würdigung des ein- 
zelnen Anlaſſes zur Verleihung der Münze ſoll vielmehr von rein firch- 
lichen Geſichtspunkten unter innerlicher Wertung deſſen, was Dienſt in der 
evangeliſchen Kirche und Gemeinde heißt, ausgehen. Die Verleihungen, 
die im KGVVBl. und in den Kirchlichen Amtsblättern veröffentlicht 
werden, haben ſich deshalb bis Ende 1929 auf 14 Fälle beſchränkt. 

Eine unerwartet weite Verbreitung hat die bei goldenen Ehe⸗ 
jubiläen von der Geſamtkirche mit einer Urkunde zu überreichende 
Ehegedenkmünze (Vhdl. 1925 I S. 130) gefunden. Der Bedarf 
ſtellte ſich im Jahre durchſchnittlich auf etwa 5000 Stück. 


VI. Soziale Fragen. 
Die Vorberatungen zu einem Kirchengeſetz zur Umgeſtaltung 
des kirchlich-ſozialen Geſetzes von 1904 nach Maßgabe des gegen— 
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wärtigen Bedürfniſſes im Rahmen des finanziell Möglichen, welches 
entſprechend dem Beſchluß der GS. vom 12. Mai 1927 (Vhdl. I 
S. 584 f.) vom KS. vorgelegt iſt, haben den Sozialen Ausſchuß des 
KS. bis in die Gegenwart hinein beſchäftigt. 


Seine nächſte Aufgabe ſah der Soziale Ausſchuß gemäß Punkt e 
und d des oben genannten Beſchluſſes der GS. darin, in Ergänzung 
der „Grundſätze betr. die Verwendung des landeskirchlichen Hilfs— 
fonds für Großſtädte und Induſtriegemeinden von 1904“ (Verhand— 
lungen der GS. von 1907 S. 413): 


„Richtlinien zu entwerfen, nach denen bis zum Inkrafttreten 
des Geſetzes zur Umgeſtaltung des kirchlich-ſozialen Geſetzes von 1904 
die Verteilung der Mittel des Hilfsfonds C zu erfolgen hat, und in 
dieſen Richtlinien neben der amtlich kirchlichen Sozialarbeit insbeſondere 
die ſozialen Arbeiterorganiſationen, die ſoziale Ausbildung — von 
Pfarrern, werdenden Theologen und Gliedern der Gemeinde — ſowie 
die Anſtellung von Männern und Frauen des praktiſchen Lebens, ins⸗ 
beſondere aus dem Arbeitnehmerſtand, gegebenenfalls im Anſchluß 
an die ſozial arbeitenden Verbände, zu bedenken, auch genügend Mittel 
bereit zu ſtellen, durch welche ſolche Theologen, die — ihre ſonſtige 
Eignung vorausgeſetzt — den Nachweis erbringen, daß ſie auch volks⸗ 
wirtſchaftliche und ſozialpolitiſche Vorleſungen gehört haben, in den 


Stand geſetzt werden, durch weiteres Univerſitätsſtudium ihre Kenntniſſe 
auf dieſem Gebiete zu erweitern, zu vertiefen und gegebenenfalls mit 
der Doktorprüfung abzuſchließen.“ 


Die vom Sozialen Ausſchuß nach einſtimmigem Beſchluß dem 
KS. vorgelegten Richtlinien zur Anwendung des Kirchengeſetzes über 
die Verſtärkung des landeskirchlichen Hilfsfonds von 1904 ſind 
von letzterem am 22. Auguſt 1928 gebilligt worden und haben 
fortan als Grundlage für die Verteilung der zur Verfügung ſtehenden 
Mittel gedient. Dem Wunſche, unbeſchadet der durch frühere Be— 
willigungen (3. B. Zuſchüſſe zur Beſoldung von Gemeindehelfern und 
Jugendpflegern) entſtandenen Verpflichtungen und ihrer laufenden 
Anſprüche, beſonders für Gemeindehelfer und Jugendpflege, den 
erweiterten Bedürfniſſen für die ſpezifiſch ſoziale Arbeit der Kirche 
einſchließlich der von freien Organiſationen im kirchlichen Sinne 
getätigten Wirkſamkeit gerecht zu werden, wurde durch Erhöhung 
des Hilfsfonds C um 50000 RAM im Etatsjahre 1929 Rechnung 
getragen. Dem gleichen Zweck konnten auch Mittel aus der fuͤr 1928 
und 1929 eingeſammelten geſamtkirchlichen Kollekte für die ſoziale 
Arbeit der Kirche dienſtbar gemacht werden. Für das Johannesſtift 
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in Spandau ift für die Jahre 1928 und 1929 eine beſondere geſamt⸗ 
kirchliche Kollekte bewilligt worden. In dieſem Zuſammenhange ſei 
auch auf die fortlaufend erhobene geſamtkirchliche Kollekte zur Förderung 
des Studiums der evangeliſchen Theologie hingewieſen. 

Dem erweiterten Wirkungskreis des Sozialen Aus— 
ſchuſſes entſprach es, daß durch Beſchluß des KS. die Zahl der 
Mitglieder auf 15 erhöht wurde, nachdem ſchon vorher Direktor 
D. Steinweg vom Zentralausſchuß für Innere Miſſion als Sach⸗ 
verſtändiger hinzugezogen worden war. Wenn auch der Aufgabenkreis 
des Sozialen Ausſchuſſes von dem der Inneren Miſſion unterſchieden 
iſt, ſo berührt ſich ihre Wohlfahrtsarbeit doch weithin mit der ſozialen 
Aufgabe. 

Zu der der GS. 1927 vorgelegten Statiſtik über den Stand 
der kirchlichen Sozialarbeit (Vhdl. I S. 120 f.) hatte der Soziale 
Ausſchuß der GS. eine weitere Spezialiſierung gewünſcht. Die hiernach 
vom EOR. angeſtellten Erhebungen über die kirchliche Sozialarbeit im 
Blick auf ihre Organiſation, ihre Wirkſamkeit und ihre Stellung in 
der Öffentlichkeit haben das in der Anlage 2 zuſammengeſtellte Ergebnis 25 
gezeitigt. Die ſo geſammelten Erfahrungen ſollen unter entfprechenber W. 
Berückſichtigung der in den einzelnen Kirchenprovinzen völlig ver- 24 
ſchiedenen Verhältniſſe und Methoden dazu dienen, für die foziale 
Arbeit der Kirche Richtlinien herauszuſtellen, welche innerhalb der 
ſozialen Ausſchüſſe der Kirchenprovinzen und der ſozialen Pfarrämter 
eine an die Beſtimmungen der Verfaſſung gebundene Einheitlichkeit 
des Vorgehens verbürgen. 

Eine vom Sozialen Ausſchuß an den EOK. weitergegebene 
Anregung, die Feier eines beſonderen „Sonntags der Arbeit“ 
anzuordnen und durchzuführen, begegnete beim EOR. bei aller Würdi⸗ 
gung des Gedankens und ſeiner erfolgreichen Geſtaltung in größeren 
Induſtriegemeinden grundſätzlichen Bedenken. Bei der in Vorbereitung 
befindlichen Neugeſtaltung der Agende ſoll aber mit darauf Bedacht 
genommen werden, daß ſie Handreichung auch für Ausgeſtaltung von 
Gottesdienſten gibt, bei denen in beſonderer Weiſe der ſozialen Auf- 
gabe der Kirche gedacht wird. 

Die Vorgänge in dem nordweſtdeutſchen Induſtriekonflikt 
des Herbſtes 1928 wurden vom EOK. von Anfang an als eine die 
altpreußiſche Kirche betreffende Angelegenheit unter dem Geſichtspunkt 
einer etwaigen geſamtkirchlichen Aktion verfolgt. Nachdem in dem 
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kritiſchen Zeitpunkt die Generalſuperintendenten und Provinzial⸗ 
ſynodalpräſides der nächſtbetroffenen Kirchenprovinzen Rheinland und 
Weſtfalen in der Eingabe an die Reichsregierung vom 8. November 
zu den Vorgängen vom kirchlichen Standpunkt aus Stellung genommen 
hatten und durch den einſtweiligen Stillſtand der Ausſperrung eine 
Entſpannung der Lage und eine Milderung der Notlage eingetreten 
war, hat ſich der KS. in ſeiner Sitzung vom 5. Dezember 1928 
darauf beſchränkt, in einer Entſchließung dem Vorgehen der General- 
ſuperintendenten und Präſides von Rheinland und Weſtfalen ſeine 
dankbare Zuſtimmung auszuſprechen und dem Wunſche Ausdruck zu 
geben, daß nach Beilegung des Kampfes die verantwortlichen Führer 
auf beiden Seiten ſich mit größtem Ernſt für die Schaffung einer 
haltbaren Vertrauensgrundlage einſetzen werden. 

Über die Frage des Bildungsaufſtiegs der Arbeitnehmer— 
ſchaft wird der GS. eine beſondere Denkſchrift vorgelegt. Im engen 
Zuſammenhange mit dem Gedankenkreis der vorgelegten Denkſchrift 
ſtand die grundſätzliche Frage nach den aus dem Weſen der Volks⸗ 
kirche ſich ergebenden Folgerungen für den Aufbau der kirchlichen 
Verwaltungsbehörden und das Verhältnis von Kirche und freien 
Organiſationen. Der KS. erkannte die grundlegende Bedeutung einer 
engen Verbindung zwiſchen Kirche und Arbeiterſchaft an und betonte 
die Wichtigkeit und Notwendigkeit einer ſtärkeren Beteiligung von 
Vertretern der Arbeitnehmerſchaft an den auf ſynodaler Baſis auf⸗ 
gebauten Organen der Kirche. 


Zu Abſchnitt VI hat die Generalſynode am 11. März 1930 
folgende Entſchließung gefaßt: 

Generalſynode hat dankbar Kenntnis genommen von der fort⸗ 
ſchreitenden ſozialen Betätigung der Kirche. Sie begrüßt im beſonderen 
die Erhöhung des Hilfsfonds C, die Erweiterung des Sozialen 
Ausſchuſſes des Kirchenſenats, ſowie das vermittelnde Eintreten 
kirchlicher Führer im weſtdeutſchen Eiſeninduſtriekonflikt. 

Die vorgelegte Überſicht über den Stand der kirchlichen Sozial⸗ 
arbeit wird weiteſter Beachtung empfohlen. Die Generalſynode 
bittet dieſe Erhebungen laufend fortzuführen und auf die ſoziale 
Arbeit der freien evangeliſchen Verbände auszudehnen. 
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VII. Kirche und Öffentlichkeit. 

Die zehnjährige Wiederkehr des Tages der Unterzeichnung 
des Verſailler Diktats am 28. Juni 1929 hat dem EOR. Anlaß 
gegeben, einer Anregung des DEKA. folgend, Weiſungen zur Begehung 
dieſes Tages als kirchlichen Trauertages in den Gemeinden ergehen 
zu laſſen. Die getroffenen Anordnungen ſind in weiteſten Kreiſen 
der evangeliſchen Bevölkerung dankbar aufgenommen worden. 

Die ablehnende Haltung des Preußiſchen Innenminiſters gegen— 
über den Bemühungen des EOK. um eine den Forderungen der 
Volksgeſundheit entſprechende Feſtſetzung der Polizeiſtunde hatte die 
GS. von 1927 veranlaßt, nochmals ſchwere Bedenken gegen die 
Außerungen des Miniſters des Innern in ſeiner Antwort vom 
27. Dezember 1926 zu erheben und in dem zur Kenntnis des Miniſters 
gebrachten Beſchluß Nr. 76 Ziff. 1 (Vhdl. I S. 597) zu erklären: 
wenn es wirklich (wie der Miniſter geäußert hatte) nicht Aufgabe der 
Polizei ſei, durch bevormundende Maßregeln die Bevölkerung vor 
übermäßigem Alkoholgenuß zu bewahren, ſo ſollten ihre Maßnahmen 
und Beſtimmungen doch nicht dazu dienen, eine Unſitte zur erlaubten 
Sitte zu geſtalten; könnten Polizeimaßnahmen auch keine ſittlichen 
Werte ſchaffen, ſo vermöchten ſie doch öffentlichen Mißbräuchen zu 
wehren und dürften nicht im Widerſpruch zu allen geſunden Grund— 
ſätzen der Volkswirtſchaft ſtehen. Gleichwohl hat der Miniſter an 
ſeinem — auch in einer Denkſchrift an den Präſidenten des Landtags 
vom 31. März 1927 vertretenen — Standpunkt feſtgehalten. Auch 
die Entſchließungen der Kreisſynodalvorſtände und einer Reihe von 
Presbyterien und großen freien kirchlichen Verbänden der Provinz 
Weſtfalen, die dem EOK. den Nachweis ermöglichten, daß die ent⸗ 
ſchiedenſten Einſprüche gegen die neue Ordnung der Polizeiſtunde 
gerade aus den großen Induſtrieſynoden und Induſtriegemeinden 
ſtammten und daher Beachtung verdienten und daß die Ausſtellungen 
des EOK. durch die Ausführungen des Miniſters nicht behoben ſeien, 
blieben ohne Erfolg. 

Angeſichts dieſer Stellungnahme des Miniſters wurde von einem 
gemeinſamen Vorgehen der evangeliſchen Kirchen Preußens wegen 
Wiederaufhebung des Runderlaſſes vom 15. Oktober 1926, wie es 
eine preußiſche Kirchenregierung angeregt hatte, abgeſehen. Dagegen 
nahm der EOK. die Mitteilung des Miniſters vom 3. Auguſt 1927, 
daß er die Oberpräſidenten mit der Regelung der Polizeiſtunde in 
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allen Stadt⸗ und Landgemeinden bis zu rund 100 000 Einwohnern 
betraut habe, zum Anlaß, in einem Runderlaß an die Konſiſtorien 
anzuregen, daß dieſe oder die Provinzialkirchenräte ihrerſeits alsbald 
an die Oberpräſidenten mit beſtimmten Forderungen herantreten 
möchten. Dabei wurde die vom Bunde der Hotel-, Reſtaurant- und 
Caféangeſtellten im Geſamtverbande der chriſtlichen Gewerkſchaften im 
allgemeinen geforderte Feſtſetzung der Polizeiſtunde für Orte mit über 
100000 Einwohnern auf 1 Uhr, für Orte mit weniger als 100009 Ein- 
wohnern auf 12 Uhr als auch kirchlicherſeits erträglich bezeichnet. 

Zur Frage der grundſätzlichen Neuregelung der Beſtimmungen 
über die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feiertage, die, 
wie bereits 1927 der GS. berichtet wurde (Vhdl. II S. 63 f.) zwiſchen 
den beteiligten Reſſorts erneut aufgenommen iſt, haben die kirchlichen 
Behörden inzwiſchen Stellung genommen. Im völligen Einvernehmen 
mit den anderen preußiſchen oberſten Kirchenbehörden wurden in einem 
eingehenden Schriftſatz die vielfachen Wünſche und Abänderungs⸗ 
vorſchläge der kirchlichen Stellen dem Miniſter durch den EOK. unter: 
breitet. Der Miniſter hat darauf eine unmittelbare Ausſprache mit 
den Vertretern der beiden chriftlichen Konfeſſionen für erwünſcht erklärt 


und zu einer Beſprechung auf den 27. Juni 1929 eingeladen. In. 


dieſer Verhandlung, an der neben den Vertretern des EOK. noch 
Beauftragte der anderen leitenden preußiſchen Kirchenbehörden teil— 
nahmen, ſind wiederholt die kirchlichen Wünſche für die Neuregelung 
des Sonn⸗ und Feiertagsſchutzes zur Geltung gebracht worden. Bei 
Überſendung der Verhandlungsniederſchrift hat der Miniſter in ſeinem 
letzten in dieſer Angelegenheit an den EOK. gerichteten Schreiben 
vom 27. Auguſt 1929 zugeſagt, nach weiterer Prüfung der Angelegenheit, 
die vorausſichtlich noch längere Zeit in Anſpruch nehmen werde, darauf 
zurückkommen zu wollen. 

In der Frage der Sonntagsheiligung gegenüber ſportlichen 
Veranſtaltungen hat die vom DEKA. aufgrund einer Denkſchrift 
erwartete Verhandlung im Reichsminiſterium des Innern mit dem 
Reichsausſchuß für Leibesübungen und der Zentralkommiſſion für 
Arbeiterſport und Körperpflege am 26. April 1927 ſtattgefunden. 
Da hierbei die vom Kirchenbundesamt vorgelegten Richtlinien nicht 
die Zuſtimmung der Vertreter des Reichsverbandes fanden, wurde 
eine weitere Beſprechung in Ausſicht genommen, nachdem der Reichs— 
ausſchuß ſeinerſeits die von ihm zugeſagten Richtlinien dem Reichs⸗ 


miniſterium des Innern eingereicht haben würde. Nach Eingang 
dieſer Richtlinien wurde zunächſt den oberſten Kirchenbehörden der im 
Kirchenbund zuſammengeſchloſſenen Kirchen Gelegenheit zu einer 
Äußerung zu den beiderſeitigen Entwürfen geboten. Die vom Reichs— 
verband für Leibesübungen aufgeſtellten Richtlinien mußten vom EOK. 
als völlig unzulänglich für die Wahrung der kirchlichen Belange ab- 
gelehnt werden. Da auch die anderen Landeskirchen zu dem gleichen 
Ergebnis kamen, wurde der Präſident des DEKA. von dieſem ermächtigt, 
an den vom Kirchenbundesamt dem Reichsminiſter vorgelegten Richt— 
linien als Grundlage für weitere Verhandlungen feſtzuhalten. Der 
EOR. nahm daraufhin Veranlaſſung, die Konſiſtorien entſprechend zu 
verſtändigen und ſie zu erſuchen, nach Maßgabe der Richtlinien auf 
jede Weiſe eine Förderung der Sonntagsheiligung auch auf dieſem 
beſonderen Gebiete ſich angelegen ſein zu laſſen. Dabei wurde noch aus— 
drücklich darauf hingewieſen, daß zur Beſeitigung von Entſchuldigungs⸗ 
gründen der Sportverbände unter Umſtänden von Wichtigkeit ſein 
würde, daß die Kirche ſich zur Mitwirkung bei Beſchaffung von 
Übungsſtätten aller Art in entſprechender Entfernung von Kirchen und 
Friedhöfen bereit erklärt und eine Mitwirkung in der Erlangung 
eines freien Samstagnachmittags für die Jugend zuſagt. Wenn bei 
dieſer Sachlage aus gewichtigen Gründen vorderhand von weiteren 
unmittelbaren Verhandlungen mit den Sportverbänden unter Führung 
des Reichsminiſteriums des Innern vom DEKA. abgeſehen werden 
mußte, ſo konnte doch von ihm feſtgeſtellt werden, daß ſein Vorſtoß 
nicht ohne Wirkung geblieben iſt. Vom EO. iſt bei dieſer Sachlage 
wiederholt auf die Konſiſtorien eingewirkt worden, im Sinne der vom 
DEKA. aufgeſtellten Richtlinien mit den Spitzenverbänden der Sport— 
vereine ihres Bezirks in ſtändiger Fühlung zu bleiben. 

An allgemeineren Maßnahmen des EOK. in der Frage der 
Sonntags- und Feiertagsheiligung ſeien hier noch erwähnt Schritte 
beim Preußiſchen Miniſterium des Innern zur Beſeitigung von 
Auktionsvorbeſichtigungen an Sonntagen, das Erſuchen an den DER A. 
um ſein Eintreten für eine Sonntagsruhe im Handelsgewerbe im 
Zuſammenhang mit dem in Ausſicht ſtehenden Reichsarbeitsſchutzgeſetz, 
ſowie die Befürwortung des 5 Uhr-Ladenſchluſſes am Heiligen Abend 
gegenüber dem Preußiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Die Konſiſtorien haben nach den vorliegenden Berichten alles 
in ihren Kräften Stehende getan, um den Beſchlüſſen der GS. von 
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1925 und 1927 in der Frage der Sonntagsheiligung Geltung zu 
verſchaffen. Ebenſo ſind die kirchlichen Gemeindekörperſchaften ſowie 
die Kreis- und teilweiſe auch die Provinzialſynoden bemüht geweſen, 
eine ernſtere Heilighaltung der Sonn- und Feiertage zu erreichen. 
Die Erfolge im einzelnen ſind nach den provinziellen Verhältniſſen 
ungleichartig. Erfreulicherweiſe haben weitgehend die ſportlichen Ver- 
bände Verſtändnis und Entgegenkommen bewieſen. Vielfach hat ſich 
als beſonders ſchwer erwieſen, gegen die Fülle von Luſtbarkeiten vor 
und am Sonntag anzugehen und die Arbeit an Sonntagen einzu— 
ſchränken. Allgemein wird aber doch in den Berichten der Konſiſtorien 
betont, daß Anſätze und Wendungen zum Beſſeren nicht zu verkennen 
ſind. Der zielbewußte Eifer, mit dem jetzt faſt allenthalben die 
Arbeit zur Rettung des Sonntags für unſer Volk aufgenommen iſt, 
wie die Tatſache, daß man dabei doch auf viel entgegenkommendes 
Verſtändnis ſtößt, geben die Hoffnung, daß die Bemühungen der 
Kirche um die Sonntagsheiligung bei treuer Weiterarbeit nicht ver— 
geblich ſein werden, zumal wenn es ihr gelingt, ihren Gliedern den 
Segen der Sonntagsheiligung immer mehr auch innerlich nahe zu 
bringen. 

Die Entſchließung der GS. vom 4. Mai 1927 zur Wochen— 
endfrage (Beſchluß Nr. 24 — Vhdl. IT S. 234) wurde den 
Konſiſtorien zur Kenntnis gebracht mit dem Auftrage, das Erforder— 
liche in die Wege zu leiten. Die erſtatteten Berichte zeigen, daß die 
Wochenendfrage hauptſächlich für die Großſtädte und Induſtrie⸗ 
gegenden, in zweiter Linie für die ſtark vom Wander-, Ferien- und 
Ausflugsverkehr berührten Orte brennend iſt. Das ſtärkſte Bedürfnis 
und den ſtärkſten Widerhall auf die Aufforderung der GS. zeigen 
Brandenburg-Berlin und die beiden Weſtprovinzen. In Branden— 
burg ſuchte man in großzügiger Weiſe durch Anſtellung eines Wochen— 
endpfarrers, umfaſſende Bekanntgabe der Veranſtaltungen, Schaffung 
einer Zentrale für die Arbeit und Herausgabe eines Wochenendblattes 
„Die Raſt“ den mannigfaltigen Bedürfniſſen zu dienen. Im Jahre 
1928 find ſchätzungsweiſe etwa 600 000 Menſchen erreicht worden. 
Das Wochenendblatt mußte infolge des Verbots des Vertriebs am 
Sonntagmorgen eingehen; dennoch erſcheint die Arbeit durchführbar 
und lohnend. Störungen waren bis auf einen Fall nicht zu beobachten. 
In den Weſtprovinzen iſt in den Induſtriezentren und Ausflugs- 
gebieten, die vielfach räumlich ſehr nahe verbunden ſind, ſeit längeren 
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Jahren die kirchliche Fürſorge für die Ausflügler in Übung und wird 
neuerdings energiſch gefördert. In vielen größeren Städten ſind 
beſondere Wochenendfeiern eingerichtet, doch fehlen auch hier Bedenken 
nicht. An Orten, wo die vorhandenen Mittel und perſönlichen 
Kräfte nicht ausreichen, wird das Eintreten benachbarter Gemeinden, 
Pfarrer und Chöre angeſtrebt. Schwierig erſcheint die Löſung an 
den ſtark beſuchten Winterſportplätzen des Gebirges, wo Tauſende 
von Ausflüglern meiſt nur für die wenigen Sonnenſtunden des Sonntags 
weilen. Ein Plakat mit der Mahnung an die wandernde Jugend 
zum Gottesdienſtbeſuch hat ſich als wirkſam erwieſen. In der Rhein⸗ 
provinz iſt die Einſchaltung des kirchlichen Einfluſſes durch den 
Eintritt des Sachbearbeiters des Evangeliſchen Konſiſtoriums als 
Vertreter der evangeliſchen Jugendverbände in den Verwaltungsaus⸗ 
ſchuß und engeren Vorſtand des rheiniſchen Jugendwanderwerks ſehr 
gefördert worden. In den öſtlichen Kirchenprovinzen iſt die 
Arbeit noch nicht in größerem Maßſtabe in Angriff genommen. 
Vielfach wird auch das Bedürfnis verneint und eine Schädigung der 


regelmäßigen Gottesdienſte befürchtet. Immerhin ſind auch im Oſten 


namentlich in Bade- und Ausflugsorten Wochenſchlußfeiern eingerichtet 
worden. Auch von den ſtärker in die Wochenendbewegung hinein— 
gezogenen Stellen wird betont, daß Abſchließendes noch nicht zu ſagen 
und dauernde Beobachtung durchaus notwendig ſei. 

Leider beſtand in der Berichtszeit mehrfach Anlaß, der Ver⸗ 
folgung von Gottesläſterungen und Beſchimpfungen der 
Kirche (§ 166 StGB.) beſondere Aufmerkſamkeit zu widmen. Be⸗ 
ſondere Empörung hat der ſogenannte Trinkliedermarſch von Linde— 
mann hervorgerufen, in dem der Schluß der Melodie des Lutherliedes 
„Ein feſte Burg iſt unſer Gott“ verunſtaltet wird. Leider iſt der 
Antrag des zuſtändigen Konſiſtoriums auf Strafverfolgung ſowohl 
vom Oberſtaatsanwalt als auch vom Generalſtaatsanwalt abgelehnt 
worden, weil ſich nicht feſtſtellen laſſe, daß der Beſchuldigte das Be— 
wußtſein einer Beſchimpfung der Kirche oder ihrer Einrichtungen 
gehabt habe. Der EOR. hat aber eine neuerdings bekannt gewordene 
rechtskräftige Verurteilung wegen groben Unfugs durch entweihende 
Benutzung des Liedes „Wer weiß, wie nahe mir mein Ende“ zum 
Anlaß genommen, um durch entſprechenden Hinweis an die Kon- 
ſiſtorien zu verſuchen, aufgrund des in jenem Fall ergangenen Urteils 
des Bayeriſchen oberſten Landesgerichts, das beachtenswerte allgemeine 


Geſichtspunkte für das Schutzbedürfnis des religiöſen Empfindens auf: 
ſtellt, dem Trinkliedermarſch beizukommen. Beſonders zu bedauern 
iſt auch, daß die Strafverfolgungsanträge des zuſtändigen Konſiſtoriums 
gegen die Komödie von Haſenclever „Ehen werden im Himmel 
geſchloſſen“ im Gegenſatz zu der Stellungnahme der Behörden außer— 
deutſcher Länder ohne Erfolg geblieben find. Wegen der Ende Sep- 
tember 1929 in Berlin unter polizeilichem Schutz veranſtalteten Um⸗ 
züge der Freidenker mit vier die Kirche und ihre Einrichtungen gröblich 
beſchimpfenden Propagandawagen hat der EOK. Strafverfolgungs⸗ 
antrag wegen Vergehens gegen $ 166 StGB. und Strafantrag wegen 
Beleidigung der Geiſtlichkeit geſtellt. Das Ermittlungsverfahren ſeitens 
der Staatsanwaltſchaft ſchwebt noch. Immerhin hat ſchon jetzt der 
Preußiſche Miniſter des Innern den Polizeipräſidenten in Berlin an- 
gewieſen, dafür Sorge zu tragen, daß die Mitführung von Dar- 
ſtellungen, die gegen § 166 oder § 360 Ziff. 11 StGB. verſtoßen, 
bei öffentlichen Umzügen des Verbandes für Freidenkertum und Feuer⸗ 
beſtattung künftig unterbleibt. In dem Aufſehen erregenden Prozeß 
gegen den Kunſtmaler Groß wegen der Zeichnung: Chriſtus am 
Kreuz mit der Gasmaske und Soldatenſtiefeln und der Unterſchrift 
„Maul halten und weiter dienen“ ſteht die letzte Entſcheidung 
noch aus. 

Wichtiger als dieſe Einzelfälle iſt die grundſätzliche Frage 
des ſtrafrechtlichen Schutzes des religiöſen und beſonders 
auch des chriſtlichen Empfindens überhaupt — eine Frage, 
die angeſichts der ſchwebenden Verhandlungen über die Reichsſtraf⸗ 
rechtsreform die Aufmerkſamkeit des DEKA. naturgemäß ganz be 
ſonders in Anſpruch nimmt. Die genannte Entſcheidung des Bayeriſchen 
oberſten Landesgerichts hat der DEKA. auf Anregung des EOK. den 
oberſten Kirchenbehörden der im Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbund 
zuſammengeſchloſſenen Landeskirchen zugeleitet. Zu grundſätzlicher 
Stellungnahme gab auch die Tatſache Anlaß, daß eine kommuniſtiſche 
Zeitung eine gröbliche Verunſtaltung des Lutherliedes „Ein feſte 
Burg iſt unſer Gott“, derentwegen auf Antrag des zuſtändigen Kon- 
ſiſtoriums eine Verurteilung erfolgt war, unter einem anderen ver- 
antwortlichen Schriftleiter, der dann gleichfalls deswegen beſtraft wurde, 
wiederholt hat. Zur Kennzeichnung der Ungeeignetheit des jetzigen 
Strafſyſtems im Reichspreßgeſetz für ſolche Fälle hat der Präſident 
des DEKA. dieſen Vorgang den zuſtändigen Reichsminiſterien zugeleitet. 
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Die allgemein als Schmach empfundene Einrichtung des Bordell: 
weſens im beſetzten Gebiet zu Gunſten der Beſatzungstruppen 
iſt von der Kirche mit immer wieder neuem Nachdruck bekämpft worden. 
Insbeſondere hatte die Entſchließung einer nach tauſenden zählenden 
Verſammlung evangeliſcher Männer und Frauen am Bußtag 1925 im 
Gürzenich zu Köln a. Rh. dem EOK. willkommenen Anlaß gegeben, 
bei dem Reichspräſidenten, dem Reichskanzler, den zuſtändigen Miniſterien 
und Reichsſtellen, einer größeren Anzahl von Parlamentariern vor— 
ſtellig zu werden und ſich mit dem DEKA. in Benehmen zu ſetzen. 
Das wiederholte Erſuchen des EOK. um Mitteilung über den Stand 
der Angelegenheit und das Eintreten des Präſidenten des DEKA. beim 
Reichsminiſter für die beſetzten Gebiete wurde von dieſem am 
25. Dezember 1927 mit der Mitteilung an den DEKA. beantwortet, 
„daß die franzöſiſchen Militärbehörden gegen den Vollzug des Reichs⸗ 
geſetzes zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten keinerlei Einwendungen 
mehr erhöben und insbeſondere die Schließung der im beſetzten Gebiet 
beſtehenden Bordelle als eine ausſchließlich deutſche Angelegenheit 
betrachteten. Die Aufhebung der Beſatzungsbordelle werde, ſoweit ſie 


nicht ſchon inzwiſchen geſchehen ſei, alsbald erfolgen“. Damit hat ein 


das chriſtliche Gewiſſen wie das nationale Ehrgefühl ſchwer bedrückendes 
Kapitel der Beſatzungsgeſchichte ſeinen Abſchluß gefunden. Der Reichs- 
miniſter hat am Schluß des Schreibens dem DEKA. für feine unermüdliche 
Mitwirkung zur Erreichung dieſes Zieles ſeinen beſten Dank aus— 
geſprochen. Der EOR. hat ſich auf die an ihn ergangene Mitteilung 
des DEKA. dieſem Dank von Herzen angeſchloſſen. 


Die Kirchenaustritte und übertritte wieſen in der Berichts— 
zeit hohe, z. T. wachſende Zahlen auf. Beſonders der Austauſch 
zwiſchen den Konfeſſionen zeigte eine ſteigende Tendenz. Das „Kirchliche 
Jahrbuch“ 1928 ſchreibt darüber: Der Konfeſſionswechſel wird immer 
flüffiger nach allen Richtungen hin, ſowohl Kirchenaustritte als Kirchen- 
übertritte mehren ſich. 


Der Konfeſſionsaustauſch mit dem Katholizismus war in ſteigendem 
Maße für die evangeliſche Kirche günſtig. Im Jahre 1910 traten im 
Gebiet der altpreußiſchen Kirche 5583 Katholiken zur evangeliſchen 
Kirche über, im Jahre 1928 war die Zahl auf 9941, d. i. faſt das 
doppelte gewachſen. Die amtlichen Zahlen ergeben für die Jahre 1924 
bis 1928 folgendes Bild: 


Übertritte von Katholiken zur evangeliſchen Kirche 


1924 = 7216 
1925 = 9066 
1926 = 9996 
1927 = 9893 
1928 = 9941 


Übertritte von Proteſtanten zur katholiſchen Kirche nach den 
Angaben des katholiſchen kirchlichen Jahrbuchs 
192 


4 = 4377 
1925 = 5155 
1926 = 5138 
1927 = 5468 
1928 = (noch nicht veröffentlicht) 


Die Austritte aus der Kirche zu den Freikirchen und Sekten 
dauerten fort, doch hielten ſie ſich, auf das ganze geſehen, in beſcheidenen 
Grenzen: 


1924 = 5257 Austritte 854 Rücktritte 
1925 = 5751 = 1182 7 
1926 = 11638 7 1150 1 
1927 3 909 „ 1921 x 
1928 = 3258 1613 


" " 


Die Austritte zum Freidenkertum und zur Religionsloſigkeit 
waren dagegen in den letzten 4 Jahren wieder ſehr zahlreich. Während 
in dem 1925 der GS. erſtatteten Bericht (Vhdl. II S. 370) feſtgeſtellt 
werden konnte, daß die Zahl der Austritte von 163819 im Jahre 1920 
auf 27528 im Jahre 1924 geſunken war, brachten die Jahre 1925 
bis 1928 wieder ein ſtarkes Anſchwellen der Bewegung: 

1925 = 61 691 Austritte 10417 Rücktritte 


1926 = 94811 „ 8314 „ 
1927 = 81876 „ 7992 „ 
1928 83 732 „ 7 666 , 


Im ganzen hat alſo die altpreußiſche Kirche in den letzten 
4 Jahren rund 320000 Mitglieder durch Austritte zur Religions- 
lofigfeit verloren, während etwa 34000 zur Kirche zurückkehrten. Die 
Austrittsbewegung iſt auch heute noch vorwiegend eine Erſcheinung 
der Großſtädte mit ſtarker Induſtriebevölkerung. In einzelnen Jahren 
entfielen über 40% aller Austritte auf die Stadt Berlin. 

Der Abwehrkampf gegen die Austrittsbewegung iſt wie bisher 
nicht ohne Erfolg in der im Vorbericht geſchilderten Weiſe geführt 
worden. Es gelten auch heute noch die dort (a. a. O. S. 375 f.) 
abgedruckten Erlaſſe vom 20. Dezember 1920 und vom 16. Februar 1924. 
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Im übrigen ſei hier darauf hingewieſen, daß die „Ordnung des 
kirchlichen Lebens“, welche der GS. im Entwurf vorgelegt werden 
wird, auch das Verhalten der Kirche zu den Ausgetretenen neu regelt. 


VIII. Kirche und Schule. 

In zwei Entſchließungen, von denen die eine an die Reichs 
regierung, die andere an den Reichstag gerichtet war, hat ſich die GS. 
durch Beſchluß 77 Ziffer La und b vom 12. Mai 1927 (Vhdl. I 
S. 619) nachdrücklich für das Zuſtandekommen eines „Reichsſchul— 
geſetzes“ eingeſetzt. Wenige Wochen ſpäter — am 19. Juli 1927 — 
ließ die Reichsregierung dem Reichsrate den Entwurf eines Geſetzes zur 
Ausführung der Artikel 146 Abſ. 2 und 149 der Reichsverfaſſung zugehen. 

Während Reichsrat und Bildungsausſchuß in eingehenden Ver⸗ 
handlungen den Entwurf durchberieten, entbrannte im Lande ein 
Kampf um das Reichsſchulgeſetz, der teilweiſe ungewöhnlich 
erbittert und ſcharf geführt wurde. Für die kirchlichen Kreiſe war 
die Stellung in dieſem Kampfe gegeben. Seit dem Dresdener Kirchen⸗ 
tag im Jahre 1919 hatten ſich kirchliche Amtsſtellen ebenſo wie 
Gemeinden und freie evangeliſche Verbände für die Erhaltung der 
chriſtlichen Schulerziehung und für die Sicherung der evangeliſchen 
Schule durch ein Reichsſchulgeſetz nachdrücklich und zielbewußt ein- 
geſetzt. Es war ſelbſtverſtändlich, daß ſie auch jetzt ihre Stimme 
erhoben, und daß insbeſondere die leitenden Stellen der Kirche alles 
Erforderliche taten, um für die evangeliſche Schule die Sicherung 
durch das in der Reichsverfaſſung vorgeſehene Reichsgeſetz zu erlangen. 
Die Forderung der „Neutralität“ der Kirche darf nicht dazu führen, 
die Kirche in der Wahrnehmung der von ihr zu vertretenden Belange 
lahmzulegen. Im Schulkampfe galt es, bewußt und entſchloſſen der 
Verantwortung Rechnung zu tragen, die der Kirche für die durch die 
Taufe ihr anvertrauten Kinder auferlegt iſt. Die evangeliſche Eltern- 
ſchaft, die in vorderſter Reihe den Kampf um die evangeliſche Schule 
führte, hatte ein Anrecht zu wiſſen, daß die Kirchenleitung ſie nicht 
im Stich ließ, ſondern ihr, ohne jede Einzelheit ihrer Kampfeshaltung 
zu billigen oder ſich zu eigen zu machen, alle erbetene und notwendige 
Förderung und Leitung gewährte. Der KS. konnte dem Satz in 
einer Erklärung des Konſiſtoriums in Münſter durchaus zuſtimmen: 
„Es ſoll jedermann in unſeren Gemeinden wiſſen, daß ... die 
evangeliſche Kirche Weſtfalens wie die Evangeliſche Kirche der alt- 
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preußischen Union überhaupt ſich mit aller Kraft für die evangeliſche 
Bekenntnisſchule und ihre volle Gleichberechtigung mit allen anderen 
Schulen einſetzt, und daß ſie nicht gewillt iſt, bei dem Entſcheidungs⸗ 
kampfe um den Geiſt unſeres öffentlichen Erziehungsweſens ſeitab zu 
ſtehen, als ob ſie dieſer Kampf nichts angehe“. Dementſprechend 
haben KS. und EOK. den Gang der Verhandlungen über das Reichs— 
ſchulgeſetz und die Entwicklung des Schulkampfs auf das ſorgſamſte 
verfolgt und, wo es nottat, eingegriffen. 

Der Ausgangspunkt für ihre Maßnahmen war der Kirchenleitung 
in der Tatſache gegeben, daß fie den von der Reichsregierung vor- 
gelegten Geſetzentwurf, ohne für jede ſeiner Einzelbeſtimmungen ein⸗ 
zutreten, als eine geeignete Grundlage für eine gerechte Reichsſchul⸗ 
geſetzgebung werten konnte. Ihre Aufgabe ſah ſie darin, für die 
Erhaltung und Entfaltungsfreiheit der beſtehenden evangeliſchen Schule 
und für die Sicherung des evangeliſchen Charakters des Religions- 
unterrichts für evangeliſche Kinder einzutreten. Hierbei war ſie ſorgſam 
darauf bedacht, daß durch die Beſtimmungen über die evangeliſche 
Schule und den evangeliſchen Religionsunterricht dem grundſätzlichen 
Gedanken des durch Beſchluß 71 der GS. vom 11. Mai 1927 (Vhdl. I 
S. 561) nahezu einſtimmig gebilligten Beſchluſſes des KS. betr. Über- 
einſtimmung des Religionsunterrichts der Schule mit den Grundſätzen 
der evangeliſchen Kirche Raum zur Verwirklichung geſchaffen würde. 
Das iſt erreicht worden; und als angeſichts der Neuformulierung der 
einſchlägigen Beſtimmungen im Geſetzentwurf Zweifel darüber geäußert 
wurden, war der EOK. in der Lage, auf eine Anfrage des Reichs— 
elternbundes, ob nach der Meinung des EOK. durch die Nteufor- 
mulierung des § 16 des Reichsſchulgeſetzentwurfs die Beſchlüſſe des 
KS. über die Einſichtnahme in den Religionsunterricht in Frage 
geſtellt ſeien, auf das beſtimmteſte zu erklären: 

„Der KS. der Evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union hat 
ſich in ſeiner letzten Sitzung dahin ausgeſprochen, daß die für die Durch⸗ 
führung der kirchlichen Einſichtnahme in den Religionsunterricht in 
ſeinem von der GS. nahezu einſtimmig gebilligten Beſchluſſe zu Art. 149 
der Reichsverfaſſung feſtgelegten Geſichtspunkte für ihn nach wie vor 
maßgebend ſind. Danach ſoll die Einſichtnahme durch Schulmänner 
erfolgen und dem Generalſuperintendenten das Beſuchsrecht erhalten 
bleiben. Durch die in der 1. Leſung des Bildungsausſchuſſes des Reichs⸗ 
tags beſchloſſene Faſſung des § 16 des Reichsſchulgeſetzes iſt die Durch⸗ 
führung des Beſchluſſes des KS. unſeres Erachtens weder unmöglich 

gemacht noch in Frage geſtellt.“ 
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Die Verhandlungen über den Geſetzentwurf find geſcheitert, nach- 
dem die erſte Leſung im Bildungsausſchuß des Reichstags beendet 
war. Der KS. hat hierzu in ſeiner Sitzung vom 22. Februar 1928 
durch folgende Entſchließung Stellung genommen: 

„Der KS. nimmt von dem Scheitern der Verhandlungen über ein 
Reichsſchulgeſetz mit tiefſtem Bedauern Kenntnis. Nach wie vor fordert 
er in übereinſtimmung mit den Beſchlüſſen des Stuttgarter Kirchentags 
für evangeliſche Kinder nachdrücklich evang. Schulen. Er erwartet zuver⸗ 
ſichtlich, daß die evang. Eltern als die in erſter Linie Berufenen und 
Verantwortlichen nicht nachlaſſen im Kampfe um die Sicherung der 
bewährten evangeliſchen Staatsſchule durch ein Reichsſchulgeſetz, das der 
Gewiſſensfreiheit und der Elternverantwortung den ihnen gebührenden 
und in der Reichsverfaſſung gewährleiſteten Raum ſchafft“. 

In dieſer Entſchließung ſieht die Kirchenleitung auch für die 
Zukunft die maßgebenden Geſichtspunkte für ihre Haltung in der 
Frage der Reichsſchulgeſetzgebung. 

Wie notwendig nach wie vor eine Klärung und Sicherung des 
Schulweſens durch ein Reichsgeſetz iſt, das haben mannigfache Vor: 
gänge auf dem Schulgebiet in der Berichtszeit erwieſen. Nur folgendes 
ſei hervorgehoben: 

Obwohl nach der eigenen Erklärung des preußiſchen Regierungs- 
vertreters in der 50. Sitzung des Bildungsausſchuſſes des Reichstags 
vom 25. Oktober 1927 die Zuſammenfaſſung von am Religions- 
unterricht nicht teilnehmenden Kindern in Sammelſchulen und 
Sammelklaſſen „rechtlich nicht unbedenklich“ iſt, werden immer 
neue derartige Schulen oder Klaſſen eingerichtet. Bereits beſtehen 
in Preußen (nach dem Stande vom 1. Mai 1927) 249 Sammel⸗ 
ſchulen mit 77 168 Kindern“) und 2 064 Lehrkräften“), alle bis auf 
wenige Ausnahmen innerhalb unſeres Kirchengebiets. Über den 
Charakter faſt aller dieſer Schulen beſteht kein Zweifel. Sie ſind 
ausgeſprochene „weltliche“ Schulen und werden ſelbſt amtlicherſeits 
ſo bezeichnet, z. B. in dem von der „Staatlichen Auskunftsſtelle für 
Schulweſen“ herausgegebenen „Verzeichnis aller preußiſchen Volks- 
ſchulen“, obwohl in Miniſterialerlaſſen mit Rückſicht auf Art. 174 
RV. dieſe Bezeichnung unterſagt iſt. 


*) Darunter 19 709 ev., 4071 kath., 150 jüd., 610 ſonſtigen Bekenntniſſen 
angehörige und 52 628 bekenntnisfreie Kinder. 
) darunter 1357 ev., 286 kath., 7 jüd., 9 ſonſtigen Bekenntniſſen an⸗ 
gehörige und 405 bekenntnisfreie Lehrkräfte. 
Pr 
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Vor welche ernſten Fragen und Aufgaben die Kirchenleitung, 
die ſelbſtverſtändlich auch bisher ſchon dieſer Entwicklung nicht un- 
tätig zugeſchaut hat, ſich durch die Einrichtung immer neuer Sammel- 
ſchulen, in denen ſich tauſende von evangeliſchen Kindern befinden, 
geſtellt ſieht, braucht hier nicht näher dargelegt zu werden. Gegen: 
wärtig ſchwebt eine Klage beim Staatsgerichtshof über die rechtliche 
Zuläſſigkeit der Sammelſchulen. Der Erfolg dieſer Klage muß ab— 
gewartet werden, ehe kirchlicherſeits weitere Maßnahmen ergriffen 
werden. So viel iſt aber ſchon jetzt zu jagen: Mag der Staats⸗ 
gerichtshof ſeine Entſcheidung bejahend oder verneinend fällen, in 
jedem Falle erheiſchen die mit der Frage der Sammelſchulen zuſammen⸗ 
hängenden Zuſtände dringend der Klärung durch ein Reichsſchulgeſetz. 

Gleichzeitig muß eine andere Frage geklärt werden, die den 
EOR. mehrfach beſchäftigt hat: die Anſtellung diſſidentiſcher 
Lehrkräfte. In Berlin wie anderwärts iſt dieſe Frage brennend 
geworden. Nachdem in Berlin die Anſtellung diſſidentiſcher Jung⸗ 
lehrer zunächſt beſtätigt war, hat ſich die Schulverwaltung ſpäterhin 
entſchloſſen, vor weiterem das Ergebnis der genannten Klage vor dem 
Staatsgerichtshof abzuwarten. Es iſt anzunehmen, daß der Staats⸗ 
gerichtshof gleichzeitig über die Frage der Belaſſung von Lehrern, 
die nach ihrer Anſtellung aus der Kirche ausgetreten ſind, 
an konfeſſionellen Schulen eine Entſcheidung treffen wird. Aber 
auch hier iſt eine endgültige Klärung durch ein Reichsſchulgeſetz un⸗ 
erläßlich, damit untragbaren Zuſtänden ein Ende gemacht werden kann. 

Die Untragbarkeit liegt darin, daß bei Aufrechterhaltung des 
äußerlich⸗rechtlichen Charakters der evangeliſchen Schulen der innere 
Gehalt der Schulen ausgehöhlt zu werden droht. Die evan— 
geliſche Kirche will keine Verengung der evangeliſchen Schule, die 
im Widerſpruch zu ihrem Charakter als Volkskirche ſtünde. Aber 
ſie fordert zugleich, daß in der evangeliſchen Schule das Evangelium 
ſeinen Platz behält und daß den aufbauenden und tragenden Kräften 
evangeliſchen Glaubens und Lebens nicht nur Raum zu ihrer freien 
Entfaltung und Auswirkung bleibt, ſondern daß ſie auch bewußt 
eingeſetzt werden für die Entwicklung und zur Erziehung der evan⸗ 
geliſchen Kinder. Der Name „Evangeliſche Schule“ ſoll nicht zum 
leeren Begriff werden. 

Die Gefahr einer ſolchen Entleerung droht dort, wo der Lehr- 
körper der Schule mit diſſidentiſchen Lehrkräften durchſetzt wird. 
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Deshalb hat die GS. durch Beſchluß 77 Ziff. 3 vom 12. Mai 1927 
(Vhdl. 1 S. 619) den EOR. beauftragt, dahin zu wirken, daß die 
Schulaufſichtsbehörden und die Schulverwaltungen von dem Miniſter 
für Volksbildung angewieſen werden, vor der Wahl von Rektoren, 
Konrektoren und Lehrern an evangeliſchen Schulen von ſich aus die 
Feſtſtellung ihrer Zugehörigkeit zur evangeliſchen Kirche vorzunehmen. 
Auf ein entſprechendes Schreiben des EOK. hat der Reſſortminiſter 
durch Schreiben vom 1. Oktober 1928 anerkannt, daß es Pflicht der 
Schulaufſichtsbehörden wäre, ſich vor der Beſtätigung der Wahl von 
Rektoren und Lehrern an evangeliſchen Schulen zu vergewiſſern, ob 
der Gewählte evangeliſchen Bekenntniſſes iſt. Von einer allgemeinen 
Anordnung darüber, wie dies zu erfolgen habe, hätte er Abſtand 
genommen, da ihm nicht bekannt geworden wäre, daß ſich Schwierig⸗ 
keiten ergeben hätten. Die Konſiſtorien haben von dieſer Stellung- 
nahme des Miniſters Kenntnis erhalten. 

Wie aus der Durchſetzung der Lehrkörper der evangeliſchen 
Schulen mit diſſidentiſchen Lehrkräften, ſo kann auch durch die 
Unterſtellung von evangeliſchen Schulen unter Schulräte, 
die der evangeliſchen Kirche und der evangeliſchen Schul— 
erziehung ablehnend gegenüberſtehen, der innere Charakter der 
evangeliſchen Schule bedroht werden. Die Gefahr iſt um ſo größer, 
als der Schulrat, wie immer wieder ausdrücklich hervorgehoben wird, 
nicht nur Aufſicht üben, ſondern auch, und zwar in erſter Linie, die 
Pflege und Förderung der einzelnen Schule ſich zur Aufgabe machen 
ſoll und damit die Perſon und die Arbeit des Schulrats eine nicht 
zu unterſchätzende Bedeutung für die einzelne Schule gewinnt. Kirch⸗ 
licherſeits wird dieſer Auffaſſung von den Aufgaben des Schulrats 
volles Verſtändnis entgegengebracht. Aber gerade deshalb muß es 
auch auf das entſchiedenſte abgelehnt werden, wenn die Pflege und 
Förderung evangeliſcher Schulerziehung Perſönlichkeiten übertragen 
wird, deren Verhalten beweiſt, daß ſie ſich in Gegenſatz zu den 
Erforderniſſen einer evangeliſchen Erziehung ſetzen. 

In der Berichtszeit hat die Ernennung eines Schulrats, der als 
Rektor einer evangeliſchen Schule, wie der Miniſter rügend feſtgeſtellt 
hat, durch ſein außerdienſtliches Verhalten die Gefühle der evangeliſchen 
Elternſchaft verletzt hatte, und gegen den außerdem der Gemeindekirchen⸗ 
rat auf Grund des Kirchengeſetzes vom 30. Juli 1880 betr. die Ver⸗ 
letzung der kirchlichen Pflichten vorzugehen ſich gezwungen geſehen hatte, 
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die betroffenen evangeliſchen Kreiſe aufs ſtärkſte erregt. Der EOK. iſt 
deshalb bei dem Miniſter für Volksbildung nachdrücklich vorſtellig 
geworden. Er hat vor allem betont, daß die Ausübung der ſtaat— 
lichen Aufſicht über den evangeliſchen Religionsunterricht durch dieſen 
Schulrat das evangeliſche Empfinden auf das tiefſte verletzen müßte 
und deshalb untragbar wäre. Mit Ernſt iſt auch darauf hingewieſen 
worden, wie ſolche Maßnahmen die Gefahr in ſich ſchließen, das 
Vertrauen der evangeliſchen Elternſchaft zu den Staatsbehörden und 
damit auch die Staatsautorität zu erſchüttern. Der KS. hat ſich dem 
Schritte des EOK. angeſchloſſen. Ein ausreichender Erfolg iſt nicht 
erzielt worden. Insbeſondere iſt dem Schulrat die Aufſicht über den 
evangeliſchen Religionsunterricht belaſſen worden. 

Zu welchen verhängnisvollen Zwiſchenfällen es führen kann, 
wenn die ſtaatliche Aufſicht über den evangeliſchen Religions— 
unterricht ungeeigneten Perſönlichkeiten anvertraut wird, hat der 
bekannte Fall eines Schulrats in Schleſien erwieſen. Es erübrigt 
ſich, auf die Vorgänge, die weiteſtes Aufſehen erregt und in chriſt— 
lichen Kreiſen mit vollem Recht ſtärkſte Entrüſtung hervorgerufen 
haben, näher einzugehen. Aber gegenüber den Verſuchen, die von 
einigen Stellen, bedauerlicherweiſe auch von einer — den Verhält— 
niſſen allerdings nicht naheſtehenden — kirchlichen Seite gemacht 
worden ſind, das Verhalten jenes Schulrats in Schutz zu nehmen, 
muß hier feſtgeſtellt werden, daß die Vorgänge völlig ausgereicht 
haben, um den Miniſter zu veranlaſſen, den Schulrat „wegen ſeines 
vom pädagogiſchen Standpunkt aus ſchwer zu verurteilenden Verhaltens“ 
mit einem Verweis beſtrafen und ihm in beſtimmteſter Form eröffnen 
zu laſſen, daß ihm die Aufſicht über den evangeliſchen Religions- 
unterricht entzogen werden würde, wenn er irgendwie erneut zu 
ähnlichen Beſchwerden Anlaß gäbe. 

Freilich kann dieſe Erledigung des Falles, ſo wenig das Ein— 
ſchreiten der ſtaatlichen Zentralinſtanz verkannt werden ſoll, als voll 
befriedigend nicht angeſehen werden. Es kommt hinzu, daß ſich der 
Schulrat durch die Art feiner Reviſion im Religionsunterricht in 
Widerſpruch zu der Beſtimmung in Ziff. 10 Abſ. 2 des von dem 
Miniſter als noch gültig anerkannten Miniſterialerlaſſes vom 18. Februar 
1876 — UU III 1025 — geſetzt hat, wonach eine Einwirkung auf den 
ſachlichen Inhalt der Religionslehre der ſtaatlichen Schulaufſichtsbehörde 
nur inſoweit zuſteht, als die Religionslehre nichts enthalten darf, was 
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den bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Pflichten zuwiderläuft. Der 
EOR. hat nicht unterlaſſen, auch dieſe Seite des Falles an zuſtändiger 
Stelle klar und entſchieden zu betonen. 


Angeſichts dieſer Vorkommniſſe gewinnt die Frage der Durch— 
führung des Beſchluſſes des KS. über die Sicherung der 
durch Art. 149 RV. gewährleiſteten Übereinſtimm ung des 
evangeliſchen Religionsunterrichts mit den Grundſätzen der 
evangeliſchen Kirche — durch Beſchluß der GS. vom 11. Mai 1927 
(Vhdl. I S. 552 f.) gebilligt — erneute Bedeutung. Hierzu iſt mit⸗ 
zuteilen, daß der EOK. die erforderlichen Verhandlungen mit dem 
Staat ſogleich eingeleitet hat. Da bald darauf die Reichsregierung 
den Entwurf eines Geſetzes zur Ausführung des Art. 146 Abſ. 2 
und 149 RV. vorlegte, mußten die Verhandlungen unterbrochen werden; 
ſie ſind zu gegebener Zeit wieder aufgenommen worden, aber noch 
nicht zum Abſchluß gekommen. 


Durch eine Umfrage bei den Konſiſtorien hatte der EOkK. feſt⸗ 
geſtellt, daß die Übertragung von evangeliſchem Religions— 
unterricht an Lehrkräfte, die von der katholiſchen zur evan— 
geliſchen Kirche übergetreten waren, von den einzelnen Re— 
gierungen verſchieden gehandhabt wurde. Während die einen die 
Erteilung von evangeliſchem Religionsunterricht durch ſolche Lehr⸗ 
kräfte ohne weiteres als ſtatthaft anſahen, ſtellten die anderen die 
Lehrbefähigung dafür erſt durch eine Prüfung feſt. Auf eine An⸗ 
regung des EOK., die zugleich im Namen der anderen leitenden 
Kirchenbehörden Preußens erging, hat der Miniſter für Volksbildung 
durch Erlaß vom 13. Mai 1929 — U III 697. 1 — eine für alle 
Bezirke einheitliche Regelung geſchaffen, in der die kirchlichen Vor⸗ 
ſchläge volle Berückſichtigung gefunden haben. 


Die bereits im Jahre 1926 an die beteiligten Miniſter gerich⸗ 
tete, im Beſchluß 77 Ziff. 7 der GS. vom 12. Mai 1927 (Vhdl. I 
S. 619) aufgenommene und durch Übermittlung dieſes Beſchluſſes an 
die ſtaatlichen Stellen erneut ausgeſprochene Forderung, den Reli- 
gionsunterricht auch an den Berufs-(Fortbildungs-)Schulen 
einzuführen, iſt bisher noch nicht erfüllt. Um ihrer Bedeutung 
willen ſeien die Antworten auf die Schreiben des EOK. hier im 
Wortlaut angeführt. 
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Der Minijter für Handel und Gewerbe antwortete unter dem 
19. Dezember 1928 — IVa 10994 — wie folgt: 

„Dem GOR. ſpreche ich für die mir übermittelte Außerung zu den 
mit der Frage der Einführung des lehrplanmäßigen Religionsunterrichts 
an den Berufsſchulen zuſammenhängenden Einzelfragen meinen ergebenſten 
Dank aus. Allerdings vermag ich die entgegenſtehenden Bedenken, wie 
ſie ſich aus der Aufgabe und der beſonderen Stellung der Berufsſchule 
ergeben, damit nicht als behoben zu betrachten. Hinzu kommt, daß der 
Landtag ſich in den letzten Jahren wiederholt mit der Angelegenheit 
befaßt und Anträge, die auf Anderung der in Geltung ſtehenden Ordnung 
abzielten, immer abgelehnt hat. Ich halte es nicht für angängig, dem⸗ 
gegenüber eine abweichende Haltung einzunehmen. Sollte der Landtag 
in einem anderen Sinne als bisher Beſchluß faſſen, ſo würde ich in eine 
erneute Prüfung der Frage eintreten.“ 

Die Antwort des Miniſters für Landwirtſchaft vom 8. Februar 
1929 — I 21957/28 — lautet: 

„Unter Bezugnahme auf die Entſcheidung des Herrn Miniſters 
für Handel und Gewerbe vom 19. 12. 28 — IVa 10 994 — auf den auch 
ihm vorgelegten Beſchluß der 8. GS. der Evangeliſchen Kirche der alt⸗ 
preußiſchen Union vom 12. Mai 1927 beehre ich mich ergebenſt zu 
erwidern, daß der religiöſen Unterweiſung der Schüler und Schülerinnen 
ländlicher Fortbildungsſchulen nach Maßgabe des gemeinſamen Rund- 
erlaſſes vom 26. März 1927 wie bisher möglichſte Förderung zuteil werden 
ſoll. Einer Anderung jener Ordnung kann ich aus den ſchon vom Herrn 
Miniſter für Handel und Gewerbe angeführten Gründen z. Zt. nicht 
näher treten.“ 

Die Bemühungen, die Einführung des Religionsunterrichts als 
eines ordentlichen Lehrfachs an den Berufsſchulen zu erreichen, werden 
vom KS. und EOR. fortgeführt. Die Kirchenleitung kann ſich nicht 
damit abfinden, daß der berufsſchulpflichtigen werktätigen Jugend in 
den für die innere Entwicklung entſcheidenden Jahren der Reifezeit 
die religiöſe Führung vorenthalten wird, die man der Jugend in den 
höheren Schulen als etwas ganz Selbſtverſtändliches gewährt. Die 
Kirche muß darauf dringen, daß dieſem Zuſtande ein Ende gemacht 
wird. Solange dieſes Ziel noch nicht erreicht iſt, muß allen beteiligten 
Kreiſen, inſonderheit den Eltern und Gemeinden, ihre Verantwortung 
für die religiöſe Förderung der Jugend eindrücklich zum Bewußtſein 
gebracht werden und muß von den Möglichkeiten Gebrauch gemacht 
werden, die der Miniſterialerlaß vom 26. März 1897 bietet. Was 
ſeitens der Kirchenleitung dazu getan werden konnte, iſt geſchehen. 
Der Erfolg iſt in den einzelnen Provinzen verſchieden. Am beſten iſt 


er in den weſtlichen Provinzen, wo teilweiſe außerordentlich erfreuliche 
Ergebniſſe erzielt ſind und gleichzeitig der Nachweis gebracht iſt, daß, 
wo die Erteilung des Religionsunterrichts an den Berufsſchulen in 
der richtigen Weiſe angefaßt wird, eine geradezu überraſchende Beteiligung 
der Jugend feſtzuſtellen iſt. 

Von beſonderer Bedeutung iſt die geeignete Zurüſtung der 
Lehrkräfte für dieſen Unterricht. Es gilt, die beſondere Art der 
religiöſen Führung der berufsſchulpflichtigen Jugend mit der Fülle 
ihrer Problematik zu erfaſſen und die Wege zur Erfüllung der damit 
ſich ergebenden Aufgaben zu finden. Vielfach muß auch den Pfarrern 
Mut zur Übernahme eines derartigen Unterrichts gemacht werden. 
Der EO K. hat dieſen Fragen ernſte Beachtung geſchenkt und ſich um 
ihre Löſung bemüht. Sehr weſentliche Dienſte hat hierbei die 
„Geſellſchaft für evangeliſche Pädagogik“ geleiſtet, indem ſie 
auf einer Reihe von Kurſen und Freizeiten für Pfarrer die Frage des 
Religionsunterrichts in Berufsſchulen zum Gegenſtand der Beſprechungen 
gemacht hat. f 

In dieſem Zuſammenhange ſei erwähnt, daß auch im Religions- 
pädagogiſchen Inſtitut ſich eine Möglichkeit ergeben hat, dadurch 
eine Verbindung mit der Arbeit der ländlichen Fortbildungsſchulen zu 
gewinnen, daß mit Hilfe der dem Inſtitut vom EOR. bewilligten 
Mittel jährlich einigen evangeliſchen Lehrerinnen die Teilnahme an 
den vom Landwirtſchaftsminiſterium eingerichteten Aufbaulehrgängen 
für Lehrerinnen an landwirtſchaftlichen Fortbildungs- und Haus⸗ 
haltungsſchulen ermöglicht wird. Den Lehrerinnen wird auch durch 
das Religionspädagogiſche Inſtitut Gelegenheit geboten zur Ver⸗ 
innerlichung und Vertiefung ihrer Arbeit unter kirchlich -evangeliſchen 
Geſichtspunkten. Durch die Angliederung dieſer Aufgaben iſt gleich— 
zeitig der durch Beſchluß 70 der GS. vom 11. Mai 1927 (Vhdl. I 
S. 552) angeregte Ausbau des Religionspädagogiſchen Inſtituts im 
Rahmen der von ſeiner Leitung an den EOR. geſtellten Anträge erfolgt. 

Als ein erfreuliches Faktum auf dem Gebiete der Fach- und 
Beruf3-Schulen iſt zu vermerken, daß der Miniſter für Handel und 
Gewerbe durch Erlaß vom 25. Juni 1928 — IVa 7910 — ange⸗ 
ordnet hat, daß am Gedenktage der Reformation die evangeliſchen 
Lehrer und Schüler, die es wünſchen, zur Teilnahme an den kirchlichen 
Feiern vom Unterricht zu befreien ſind, und daß es den Schul⸗ 
leitern überlaſſen bleibt, zu beſtimmen, ob mit Rückſicht auf den Umfang 
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der hiernach eintretenden Unterrichtsbefreiungen der Schulunterricht 
ganz auszufallen hat. — Entſprechende Beſtimmungen hat der Miniſter 
für Landwirtſchaft für die ländlichen Fortbildungsſchulen erlaſſen. 

Auf dem Gebiet der höheren Schulen ſind die Bemühungen der 
Kirchenleitung auch in der Berichtszeit darauf gerichtet geweſen, die 
Erhaltung der humaniſtiſchen Gymnaſien zu fördern. Ter 
Beſchluß 77 Ziff. 5 der GS. vom 12. Mai 1927 (hdl. 1 S. 619), 
ſoweit er ſich auf das humaniſtiſche Gymnaſium bezieht, iſt dem 
Miniſter zur Kenntnis gebracht und, dem Willen der GS. entſprechend, 
den Konſiſtorien zur weiteren Behandlung überwieſen worden. 

Gemäß Beſchluß 77 Ziff. 6 der GS. vom 16. Mai 1927 
(Vhdl. I S. 597 f.) hat ſich der EOK. bei den ſtaatlichen Inſtanzen 
immer wieder bemüht zu erreichen, daß der hebräiſche Unterricht 
an Gymnaſien und gymnaſialen Studienanſtalten wieder innerhalb der 
Pflichtſtundenzahl erteilt wird. Auf das letzte darauf bezügliche 
Schreiben an den Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
iſt unter dem 8. Auguſt 1929 die Antwort ergangen: 

„Zu meinem Bedauern bin ich nicht in der Lage, der Anregung 

Folge zu geben, da ich einen Antrag auf Einſtellung neuer Mittel in 

den Staatshaushalt für völlig ausſichtslos halten muß.“ 

Der EOK. hat es ſich, wie bereits früher, jo auch in der 
Berichtszeit angelegen ſein laſſen, die Gymnaſien durch Einrichtung 
- und Ausbau evangeliſcher Alumnate zu ſtützen. Um die vor- 
handenen Kräfte nicht zerſplittern zu laſſen, und der Planloſigkeit bei 
der Errichtung von evangeliſchen Schülerheimen vorzubeugen, hat er 
nach Möglichkeit darauf hingewirkt, daß die mannigfachen Beſtrebungen 
auf dieſem Gebiete beſtimmten Grundſätzen und den Geboten geſunder 
Planwirtſchaft folgen. Er hat ſich dabei wertvoller Unterſtützung 
ſeitens des Miniſteriums erfreuen dürfen. Die Arbeit des EOK. hat 
ſich nicht auf Anregungen und Beratung beſchränkt, ſondern es ſind 
auch erhebliche Mittel bereit geſtellt worden. 

In gleicher Weiſe hat ſich der EOK. im Rahmen der vorhandenen 
Möglichkeiten der beſtehenden evangeliſchen Privatſchulen ange— 
nommen. Nach wie vor ſteht die Kirchenleitung zu dem vom KS. 
beſchloſſenen Grundſatz: „Die Kirche ſieht in dem ſtaatlichen, öffent⸗ 
lichen Charakter der Schule die Regelform, die den geſchichtlich 
gewordenen deutſchen Verhältniſſen entſpricht“. Das bedeutet aber 
nicht, daß ſie dem beſtehenden evangeliſchen Privatſchulweſen nicht 
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volle Beachtung ſchenkt. Welche beſondere Bedeutung den evangeliſchen 
Privatſchulen in der Geſamtentwicklung der Schulerziehung unter 
Umſtänden zukommen wird, kann hier unerörtert bleiben; es ſoll nur 
betont werden, daß unter den verſchiedenſten Geſichtspunkten Veran— 
laſſung vorliegt, ſorgſam und ernſt auf die Erhaltung des beſtehenden 
Privatſchulweſens bedacht zu ſein. 

Mit Aufmerkſamkeit muß auch die Frage eines ausreichenden 
Nachwuchſes evangeliſcher Lehrkräfte für höhere Schulen 
verfolgt werden. Was hierüber in dem der GS. im Jahre 1925 
erſtatteten Tätigkeitsberichte ausgeführt iſt, gilt im weſentlichen auch 
heute noch. Es kann darauf verwieſen werden. Nur eines ſei hier 
ausgeſprochen: Hie und da ſcheitert die notwendige Berückſichtigung 
evangeliſcher Belange in höheren Schulen an der Tatſache, daß keine 
evangeliſchen Lehrkräfte zur Verfügung ſtehen. Das hat ſich z. B. 
in Oberſchleſien erwieſen. In ſolchen Fällen hilft nur eine geeignete 
Selbſthilfe der Kirche, wie die evangeliſche Kirche je länger deſto 
mehr auf verſchiedenen Gebieten der Schulfrage dazu wird übergehen 
müſſen, durch eigene Maßnahmen einzugreifen. So hat der EOK. 
in Oberſchleſien eine Anzahl von größeren Stipendien für Studierende 
bewilligt, die ſich die Lehrbefähigung für den evangeliſchen Religions⸗ 
unterricht und daneben noch möglichſt für ſog. Geſinnungsfächer 
erwerben wollen und ſich verpflichten, mindeſtens 10 Jahre im ober: 
ſchleſiſchen Schuldienſt zu bleiben. 

Die GS. hat durch den Beſchluß 29 vom 4. Mai 1927 (Vhdl. I 
S. 281) ihre Stellung zu den Pädagogiſchen Akademien zum 
Ausdruck gebracht. Soweit dieſer Beſchluß für die ſtaatlichen Behörden 
von Bedeutung war, ift er dem Minifter für Wiſſenſchaft überſandt 
worden. Soweit er ſich im beſonderen an die kirchlichen Stellen 
richtete, iſt er den Konſiſtorien bekannt gegeben worden. 

Die GS. hat in dem angeführten Beſchluß u. a. den Wunſch 
nach Studentenheimen bei den Pädagogiſchen Akademien 
ausgeſprochen. Der EOK. hat dieſem Wunſche inſofern Rechnung 
getragen, als er in Elbing und in Breslau die Einrichtung evangeliſcher 
Studentenheime für Studierende an der Pädagogiſchen Akademie hat 
ermöglichen helfen. 

Für die Kirche hat die Berufung der Religionsdozenten 
an den Pädagogiſchen Akademien und die Feſtſtellung der 
Lehrbefähigung für den evangeliſchen Religionsunterricht 
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beſondere Bedeutung. Beide Fragen ſind im Sinne der im Beſchluß 
des KS. zur Durchführung des Art. 149 RV. dafür aufgeſtellten 
Forderungen entſchieden. Zur Prüfung auf der Akademie wird nach 
$ 4 der „Ordnung der Erſten Prüfung für das Lehramt an Volks. 
ſchulen in Preußen“ ein Vertreter der Kirche eingeladen. Dieſer hat 
bei der Abſtimmung über die Lehrbefähigung zur Erteilung des 
Religionsunterrichts Stimmrecht und unterzeichnet das Zeugnis, 
ſoweit es ſich auf dieſe Lehrbefähigung bezieht (§ 10 der genannten 
Ordnung). 

Je länger deſto mehr hat es ſich als notwendig erwieſen, der 
Frage einer beſſeren pädagogiſchen Durchbildung der Pfarrer 
ernſte Aufmerkſamkeit zu widmen. Es kann ſich im Zuſammenhang 
dieſes Berichtsteils natürlich nicht darum handeln, dieſe Aufgabe in 
ihrer ganzen Bedeutung aufzuzeigen. Hier ſei nur vermerkt, daß, um 
für die mannigfache kirchliche Arbeit auf dem Unterrichts- und Er⸗ 
ziehungsgebiet mehr geſchulte Kräfte zu gewinnen, der EOK. im Oktober 
1929 ein geſamtkirchliches religionspädagogiſches Seminar für 
Kandidaten der Theologie am evangeliſch ſtiftiſchen Gymnaſium 
in Gütersloh eingerichtet hat. Hier ſollen bis zu 15 Kandidaten der 
Theologie in Kurſen, die 5 Monate dauern und jährlich im Winter⸗ 
halbjahr ſtattfinden, die Grundlage für eine möglichſt gründliche theo- 
retiſche und praktiſche pädagogiſche Ausbildung empfangen. Beſonders 
dankbar iſt es zu begrüßen, daß der zuſtändige Fachminiſter, das 
Provinzialſchulkollegium und die Regierung der Durchführung der 
Kurſe bereitwillige Förderung haben zuteil werden laſſen und dadurch 
die praktiſche Unterrichtsbetätigung der Kandidaten im Gymnaſium 
und in einer Volksſchule ermöglicht worden iſt. Leiter und Lehr⸗ 
kräfte des Gymnaſiums und der Volksſchule haben ſich dankenswerter 
Weiſe für die Ausbildung der Kandidaten zur Verfügung geſtellt. 
Als hauptamtlicher Leiter iſt ein Pfarrer berufen, der gleichzeitig 
zum Anſtaltspfarrer beſtellt iſt. Es war dem EOR. eine Freude, 
auf dieſe Weiſe dem altbewährten Gymnaſium die Anſtellung eines 
Anſtaltspfarrers zu ermöglichen. 

Es iſt zu hoffen, daß die Kurſe in Gütersloh mit dazu beitragen 
werden, eine für die Arbeit der Schule wie der Kirche gleich wert⸗ 
volle engere Verbindung der religiöſen Unterweiſung in 
Kirche und Schule herzuſtellen. Wenn ſich daraus eine engere ver- 
trauensvolle Arbeitsverbindung zwiſchen Pfarrern und 
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Lehrern ergeben würde, ſo wäre das ganz beſonders zu begrüßen. 
Denn der gemeinſame Dienſt an der Seele des Kindes und des 
Jugendlichen fordert geradezu gebieteriſch ein verſtändnisvolles und 
bereitwilliges Zuſammenarbeiten von Kirche und Schule. 


Deshalb legt die Kirchenleitung Wert auf die Pflege und den 
Ausbau von Arbeitsgemeinſchaften zwiſchen Lehrern und 
Pfarrern; deshalb verfolgt ſie auch mit lebhaftem Intereſſe die 
Bemühungen der „Geſellſchaft für evangeliſche Pädagogik“, 
die völlig unabhängig von den Kirchenbehörden als freie Organiſation 
arbeitet, aber durch ihre Tätigkeit dem Religionsunterricht in Schule 
und Kirche wertvollſte Dienſte leiſtet und darüber hinaus in Pfarrer- 
und Lehrerkreiſen Erſchloſſenheit zu wecken ſucht für die Fragen und 
Aufgaben einer Erziehungswiſſenſchaft vom Evangelium aus, wie es 
in der Reformation neu gewonnen iſt. Religionspädagogiſche 
Tagungen, pädagogiſche Lehrgänge und Freizeiten für Pfarrer und 
Lehrer ſind in Gemeinſchaft mit Lehrer- und Schulorganiſationen und 
verwandten Verbänden veranſtaltet worden und waren von ſichtlichem 
Erfolge begleitet. Der EOK. hat deshalb die Arbeit der Geſellſchaft 
gern gefördert. 


Alle dieſe Bemühungen um eine ihres Weges gewiſſe evangeliſche 
Erziehung und um die Stärkung des Willens zur verantwortungs⸗ 
freudigen Betätigung evangeliſcher Erziehungsgrundſätze ſind in den 
gegenwärtigen Zeitläufen von entſcheidender Bedeutung. Die Lage 
auf dem Erziehungsgebiete mit dem erſchreckenden Durcheinander 
gegenſätzlicher Einflüſſe und mit den Gefahren auflöſender Tendenzen, 
die von außen, von dem Geiſte moraliſchen Niedergangs und eines 
ſittlichen Nihilismus her in das Leben der Schule eindringen, iſt 
bitter ernſt. Über den Ernſt dieſer Lage hilft kein Optimismus hin⸗ 
weg. Hier heißt es, die Dinge ſehen, wie ſie ſind, und einerſeits in 
entſchloſſener Gegenwehr und andererſeits in poſitiv aufbauender 
gewiſſenhafter Kleinarbeit und zielbewußter Zuſammenfaſſung der zu 
Gebote ſtehenden Kräfte alles tun, was die Stunde von der Kirche 
fordert. Die Erfahrungen lehren, daß ſolche Arbeit nicht vergeblich 
iſt. Als beſonders wertvoll hat ſich dabei erwieſen, daß ſämtliche 
leitenden Kirchenbehörden in Preußen auf dem Geſamtgebiet der 
Beziehungen zwiſchen Kirche und Schule ſtets in enger Fühlung und 
voller Einmütigkeit die gemeinſamen Aufgaben in Angriff genommen 
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haben und auch für die Zukunft gewährleiſtet ift, daß die gemeinſame 
Verantwortung von einer geſchloſſenen Front der Kirchen getragen 
werden wird. 


Zu Abſchnitt VIII hat die Generalſynode am 11. März 1930 
folgende Eutſchließung gefaßt: 

1. Unbeirrt durch das abermalige Scheitern der Verhandlungen 
über ein Reichsſchulgeſetz wie auch durch die jüngſten Erklärungen 
des Reichsinnenminiſters fordert die Generalſynode im Blick auf die 
mannigfachen untragbaren Zuſtände auf dem Schulgebiete die in der 
Reichsverfaſſung vorgeſehene reichsgeſetzliche Regelung des Schulweſens, 
die unter ſorgſamer Wahrung der verfaſſungsmäßig allen gewährleiſteten 
Gewiſſensfreiheit und unter Anerkennung der Eltern verantwortung für 
evangeliſche Kinder die evangeliſche Schule ſichert. 

Die Generalſynode ſieht in dem im Evangelium wurzelnden 
geſinnungseinigen Erzieherwillen von Eltern und Lehrern die ſicherſte 
Gewähr für eine gedeihliche Erziehung evangeliſcher Kinder. Sie 
ruft im beſonderen die evangeliſche Elternſchaft auf, ihrer Verantwortung 
vor Gott bewußt ihren Kindern den Segen des evangeliſchen Hauſes 
zu erhalten und ſich für die Sicherung und Förderung der evangeliſchen 
Schulerziehung nachdrücklich einzuſetzen. 

2. Die Generalſynode verlangt, daß bis zum Erlaß eines Reichs⸗ 
ſchulgeſetzes die beſtehende Rechtslage auf dem Schulgebiete gem. Art. 174 
der Reichsverfaſſung unangetaſtet bleibt. Sie nimmt mit ernſter Sorge 
Kenntnis von der ſchweren Erſchütterung des Schulfriedens durch die 
immer weitergehende Einrichtung von Sammelklaſſen und Sammel⸗ 
ſchulen („weltlichen Schulen“), deren Grundlage die Schulverwaltung 
ſelber als „rechtlich nicht unbedenklich“ anſieht, und von der Bedrohung 
des chriſtlichen Charakters der evangeliſchen Schulen durch die rechtlich 
anfechtbare Belaſſung von diſſidentiſchen Lehrkräften an ihnen. 

Sie beauftragt den Kirchenſenat, zu prüfen, auf welche Weiſe 
ſich die Sicherung der im Volksſchulunterhaltungsgeſetz gegebenen Rechts⸗ 
grundlagen erreichen läßt. 

Von der evangeliſchen Elternſchaft erwartet ſie zuverſichtlich, daß 
ſie ſich allen Werbungen für die Sammelſchulen widerſetzt und ihre 
Kinder vor den Gefahren einer religionsloſen Erziehung bewahrt. 
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3. In Übereinſtimmung mit der Auffaſſung pädagogiſcher Kreiſe 
ſieht Generalſynode die wichtigſte Aufgabe des Schulrats in der wirkſamen 
Pflege und Förderung der Arbeit der Schule. 

Sie folgert daraus, daß evangeliſche Schulen grundſätzlich evan- 
geliſchen Schulräten zur Betreuung zu überweiſen ſind und fordert dem⸗ 
gemäß, daß bei der Auswahl der fachmänniſch vorgebildeten Schul⸗ 
aufſichtsbeamten auf die Art der ihnen unterſtellten Schulen jede mögliche 
Rückſicht genommen werde. 

Die Übertragung der ſtaatlichen Aufſicht über den evangeliſchen 
Religionsunterricht an Schulräte, die die Kirche ablehnen, nach deren 
Grundſätzen der Religionsunterricht zu erteilen iſt, erklärt die General⸗ 
ſynode für untragbar. 

4. Die Generalſynode dankt dem Kirchenſenat dafür, daß er für 
die Erhaltung des humaniſtiſchen Gymnaſiums eingetreten iſt. Angeſichts 
verſchiedener erneuter Angriffe auf das Gymnaſium und des Abbaues 
mehrerer humaniſtiſcher Anſtalten bittet fie in Übereinſtimmung mit 
dem Beſchluß der Generalſynode 1927 den Kirchenſenat, energiſch dafür 
einzutreten, daß das humaniſtiſche Gymnaſium nicht nur als die beſte 
Stätte der Vorbereitung zum Studium der evangeliſchen Theologie, 
ſondern auch als ein unentbehrliches, wertvolles Mittel der Erziehung 
deutſcher Jugend neben den andern Schularten in vollem Umfang 
und in der überlieferten Form erhalten bleibt. 

Die Generalſynode bittet daher erneut den Kirchenſenat, alle 
ihm geeignet erſcheinenden Mittel zu ergreifen, um die Mitglieder 
der Kirche zur Mitarbeit an der Durchſetzung dieſer Förderung zu 
gewinnen. 


IX. Kirche und Staat. 


Das Verhältnis der Kirche zum Staat iſt gegenwärtig durch die 
peinliche, die evangeliſche Mehrheit des Volkes tief bedrückende Ent- 
wicklung der Konkordatsfrage beherrſcht. Der Gang der Dinge ſeit 
der außerordentlichen, der Konkordatsfrage gewidmeten Tagung der 
GS. vom Juni 1929 iſt im allgemeinen bekannt. Die Forderung 
der Synode, daß der Preußiſche Landtag den Vertrag mit der 
katholiſchen Kirche, wenn er ihm zuſtimmen ſollte, nicht genehmige, 
ohne gleichzeitig einen die evangeliſche Kirche befriedigenden Vertrag 
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zu verabſchieden, wurde nicht erfüllt. Das Geje zu dem Vertrag 
mit dem päpſtlichen Stuhle wurde am 3. Auguſt 1929 verkündet und 
der Vertrag ſelbſt am 13. Auguſt 1929 ratifiziert. Zu Gunſten der 
evangeliſchen Kirchen nahm der Landtag in der entſcheidenden Sitzung 
vom 9. Juli 1929 lediglich folgende Entſchließung an: 

„Das Staatsminiſterium wird erſucht, unverzüglich in Verhandlungen 
mit den evangeliſchen Kirchen einzutreten über Verträge, die auf dem 
Gebiete der Religionsübung, des kirchlichen Eigentums und anderer 
kirchlicher Rechte, der innerkirchlichen Geſetzgebung und der Verwaltung, 
der Dotationen und der Beſetzung der leitenden Amter die paritätiſche 
Behandlung mit der katholiſchen Kirche ſicherſtellen. Dabei iſt weiter zu 
prüfen, ob die bisherige Rechtslage hinſichtlich der Beſetzung der theo- 
logiſchen Lehrſtühle vertraglich feſtgelegt werden kann.“ 

Dieſe Entſchließung wurde aus der Reihe der ſonſtigen Beſchlüſſe 
des Landtags dadurch herausgehoben, daß das Staatsminiſterium ſich 
in der Landtagsſitzung vom 5. Juli 1929 ausdrücklich durch den Mund 
ſeines Miniſterpräſidenten zu der beantragten Entſchließung in allen 
ihren Einzelheiten bekannte. 


Zur Einleitung der Verhandlungen mit der altpreußiſchen Kirche 
hat am 11. Juli v. Is. zwiſchen dem zuſtändigen Reſſortminiſter, 
Staatsminiſter D. Dr. Becker, und den kirchlichen Vertretern eine 
Unterredung ſtattgefunden, der am 15. Auguſt eine weitere gleiche 
Unterredung folgte. Die daran anſchließenden ausführlichen Beſprechungen 
über den möglichen Inhalt des Vertrags ſind lediglich vorbereitender 
und unverbindlicher Art geweſen. Da es hiernach zu amtlichen Ver⸗ 
handlungen in der Sache ſelber bisher nicht gekommen iſt, hat der EOK. 
im Einvernehmen mit den leitenden Behörden der anderen preußiſchen 
Kirchen an den Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, 
Staatsminiſter D. Dr. Becker, unter dem 25. Januar 1930 folgendes 
Schreiben gerichtet: 

„Der bisherige Verlauf der Verhandlungen über einen Vertrag 
zwiſchen dem Freiſtaat Preußen und den evangeliſchen Kirchen nötigt 
uns, die Aufmerkſamkeit Euer Hochwohlgeboren auf folgenden Tatbeſtand 
hinzulenken. 


In einer Entſchließung vom 9. Juli 1929 hat der Preußiſche Landtag 
das Staatsminiſterium erſucht, zwecks Sicherſtellung einer paritätiſchen 
Behandlung der evangeliſchen und der katholiſchen Kirche unverzüglich 
mit den evangeliſchen Kirchen in Verhandlungen wegen eines Vertrags⸗ 


ſchluſſes einzutreten. Dieſe Entſchließung und die ſichere Erwartung ihrer 


ſchleunigen Durchführung war für ausſchlaggebende Parteien des Landtags 
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die Vorausſetzung ihrer Zuſtimmung zu dem Vertrage mit der Kurie. 
Das Staatsminiſterium hat ſich in der Landtagsſitzung vom 5. Juli 1929 
durch den Mund des Herrn Miniſterpräſidenten zu der beantragten Ent⸗ 
ſchließung in allen ihren Einzelheiten ausdrücklich bekannt. 


Zwecks Ausführung des Landtagsbeſchluſſes haben Euer Hoch⸗ 
wohlgeboren am 11. Juli v. Is. die Verbindung mit der altpreußiſchen 
Kirche perſönlich aufgenommen, die Beſprechungen haben ſich aber im 
weſentlichen auf eine Erörterung des bei den Verhandlungen einzuſchlagenden 
Verfahrens beſchränkt. Euer Hochwohlgeboren haben dabei den Wunſch 
geäußert, für eine auf den 13. Auguſt anberaumte Beratung des Staats⸗ 
miniſteriums über die Richtlinien des Vertragsinhalts noch eine nähere 
Darlegung der evangeliſchen Wünſche zu erhalten. Dem haben wir unter 
dem 27. Juli v. Is. — E. O. I 1558 — entſprochen. 

Bei einer weiteren Unterredung am 16. Auguſt v. Is. haben Euer 
Hochwohlgeboren den Vertretern unſerer Kirche perſönlich mitgeteilt, daß 
das Staatsminiſterium einſtweilen davon abgeſehen habe, für die Ver⸗ 
handlungen Richtlinien aufzuſtellen; vielmehr erſcheine es zweckmäßiger, 
zunächſt an Hand unſerer Aufzeichnung vom 27. Juli v. Js. in Beſprechungen 
einzutreten. Dieſe Beſprechungen haben in ausgiebiger Weiſe zwiſchen 
Herrn Miniſterialdirektor Trendelenburg und dem unterzeichneten 
Präſidenten unſeres Kollegiums ſtattgefunden, konnten aber keinerlei 
beſtimmte Ergebniſſe zeitigen, da ſie nach den ausdrücklichen Erklärungen 
von ſtaatlicher Seite nur den Charakter unmaßgeblicher Vorbeſprechungen 
haben ſollten. Die uns als unerläßliche Vorausſetzung für die Ver⸗ 
handlungen bezeichnete und wiederholt in Ausſicht geſtellte Stellungnahme 
des Staatsminiſteriums iſt, ſoweit wir unterrichtet ſind, bisher nicht erfolgt. 

Wir müſſen danach feſtſtellen, daß die ſachlichen Verhandlungen 
über den Kirchenvertrag bis jetzt überhaupt noch nicht eröffnet worden 
ſind. Nachdem inzwiſchen ſeit dem Beſchluß des Landtags ſechs Monate 
verſtrichen ſind, müſſen wir ergebenſt das dringende Erſuchen ausſprechen, 
daß nunmehr die ſachlichen Verhandlungen über einen Vertragsabſchluß 
mit den beteiligten Kirchen ohne weiteren Verzug aufgenommen werden. 
Wir fühlen uns zu dieſer Vorſtellung umſomehr verpflichtet, als wir der 
am 22. Februar d. Is. zuſammentretenden Generalſynode über die Aus⸗ 
führung des Euer Hochwohlgeboren unter dem 26. Juni 1929 — E. O. J 
7494 — überreichten Generalſynodalbeſchluſſes vom 25. Juni 1929 
Rechenſchaft ſchuldig ſind. 

Die leitenden Kirchenbehörden der anderen evangeliſchen Kirchen 
Preußens haben uns ausdrücklich ermächtigt, zugleich auch in ihrem Namen 
dieſes dringende Erſuchen um ſchleunige Aufnahme der Verhandlungen 
vorzutragen.“ 


Kapler. 
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Nähere Mitteilungen müfjen mündlichem Bericht vorbehalten 
bleiben. 

Mit reger Aufmerkſamkeit haben KS. und EOR. auch die in 
der evangeliſchen Offentlichkeit mit Spannung und Sorge beachteten 
Abſichten der Staatsregierung verfolgt, die evangeliſchen Domſtifter 
Brandenburg, Naumburg und Merſeburg ſowie das evangeliſche 
Kollegiatſtift Zeitz neuzugeſtalten. Zur Wahrung der kirchlichen 
Intereſſen iſt ſowohl mit der Staatsregierung wie auch mit den 
Stiftskapiteln Fühlung genommen. In gewiſſen Punkten berühren 
ſich die hier in Betracht kommenden Fragen mit der Kirchenvertrags⸗ 
frage, ſo daß es ſich empfiehlt, nähere Mitteilungen auch hierüber 
mündlichem Bericht vorzubehalten. 

Wenn der Staat der evangeliſchen Kirche in der Frage des 
Kirchenvertrags bisher nicht gewährt hat, was ſie nach den Grund— 
ſätzen der Parität und der Gerechtigkeit fordern darf und fordern 
muß, ſo hat dadurch die grundſätzliche Einſtellung der Kirche 
zum Staat nicht beeinflußt werden können, wie dies auch die Ent- 
ſchließung der GS. vom 25. Juni 1929 (Vhdl. S. 23) in ihrem 
Schlußabſatz (Ziff. 7) klar zum Ausdruck bringt. Der grundlegende 
Beſchluß der GS. vom 24. April 1920 über die politiſche Neutralität 
der Kirche und die vaterländiſche Kundgebung des Königsberger 
Kirchentags vom 21. Juni 1927 ſind auch in der jetzigen geſpannten 
Lage die Richtſchnur des kirchlichen Handelns geweſen. In den 
politiſch bewegten Zeiten der Berichtsperiode iſt mehrfach Anlaß 

geweſen, Geiſtlichen und Gemeinden dieſe Dokumente in Erinnerung 
zu bringen, und es war dankbar zu begrüßen, daß der Verlag des 
Evangeliſchen Preßverbands für Deutſchland 1929 die erwähnten 
Beſchlüſſe mit anderem verwandten Material der Offentlichkeit in 
einem Quellenheft „Kirche, Staat und Volk“ darbot. 

Von der gleichen grundſätzlichen Einſtellung iſt auch das Ver⸗ 
halten der Kirche bei der Feier des 10 jährigen Verfaſſungstags 
beſtimmt geweſen. Wie der EOR. bereits in früheren Jahren die 
ſeit 1923 von der Preußiſchen Staatsregierung und wiederholt auch 
von der Reichsregierung ausgeſprochenen Wünſche, daß der Wieder⸗ 
kehr des Verfaſſungstags auch im Gottesdienſte gedacht werden möge, 
den Gemeinden hat bekannt geben laſſen, ſo iſt auch im vergangenen 
Jahre dieſer Wunſch der Reichsregierung, den der Deutſche Evange— 
liſche Kirchenausſchuß unter Hinweis auf die vaterländiſche Kundgebung 
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von Königsberg empfehlend an die Kirchen weitergegeben hatte, den 
Gemeinden und Geiſtlichen übermittelt worden. Unter Wiederholung 
früherer Ausführungen des Deutſchen Evangeliſchen Kirchenausſchuſſes 
konnte bei dieſem Anlaß erneut darauf hingewieſen werden, wie die 
Reichsverfaſſung nach den Erſchütterungen der Umſturzzeit wieder einen 
Rechtsboden geſchaffen und auch den Kirchen wieder eine feſte Rechts- 
grundlage für ihre Stellung im öffentlichen Recht und für ihre freie 
Entwicklung gegeben habe, und wie die Erinnerung daran geeigneten 
Anlaß bieten könne, die Stellung des evangeliſchen Chriſten zu Volk 
und Vaterland in das Licht des Wortes Gottes zu rücken. Unter 
ausdrücklichem Hinweis, daß die Entſchließung in den einzelnen 
Gemeinden aus ſorgfältiger Erwägung ihrer beſonderen Verhältniſſe 
heraus zu treffen ſein werde, hat der EOK. mit Zuſtimmung des KS. 
den Geiſtlichen anheimgegeben, in dieſem Sinne im Gottesdienſt am 
Sonntag, dem 11. Auguſt v. Is., des 10 Jahrtags der Reichsverfaſſung 
zu gedenken. 

Die in neuerer Zeit aufgetauchte Frage der Überlaſſung 
kirchlicher Gebäude zu evangeliſchen Feiern politiſcher 
oder wirtſchaftlicher Verbände iſt bereits in anderem Zuſammen⸗ 
hange (S. 13) berührt worden. 

Der in dem Tätigkeitsbericht von 1927 erwähnte Entwurf eines 
Staatsgeſetzes zum Schutze der Denkmale (Vhdl. II S. 73), 
der eine erhebliche geldliche Belaſtung der Kirche unter Einſchränkung 
ihres Selbſtbeſtimmungsrechts befürchten läßt, iſt vom Landtage nicht 
verabſchiedet und nach den Neuwahlen 1928 von der Staatsregierung 
bisher nicht wieder vorgelegt worden. 

Die Frage einer geſetzlichen Trennung und Vermögens- 
auseinanderſetzung der vereinigten Kirchſchulämter iſt wegen 
der in dem Bericht an die GS. vom Jahre 1927 (Vhdl. II S. 74) 
dargelegten finanziellen Verhältniſſe auf der Staatsſeite bisher noch 
nicht weiter gediehen. Der Gegenſatz in der Rechtsauffaſſung der 
Kirchen⸗ und Schulbehörden über die für die Vermögens ausein- 
anderſetzung maßgeblichen Grundſätze beſteht unvermindert fort. 
Um eine neue grundſätzliche Entſcheidung des Reichsgerichts in der 
Rechtsfrage herbeizuführen, hat der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung die Schulaufſichtsbehörden angewieſen, in allen 
Fällen verwaltungsmäßiger Trennung und Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung vereinigter Schulämter ſich auf den Standpunkt eines ihm von 
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dem Miniſterialdirektor a. D. Rechtsanwalt Dr. Fleiſcher⸗Berlin er- 
ſtatteten Gutachtens zu ſtellen, das bei der Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung — entgegen der Rechtſprechung des Reichsgerichts — die 
Zweckbeſtimmung des einzelnen Vermögensſtücks als entſcheidend 
anſieht. Es ſchweben z. Zt. einige Prozeſſe vor den ordentlichen 
Gerichten, in denen die Rechtsverhältniſſe der Auseinanderſetzung 
erneut zur höchſtrichterlichen Entſcheidung geſtellt werden. Die Be- 
mühungen der Schulbehörden, die von ihnen vertretene „Zweck— 
beſtimmungstheorie“ gegen die bisher vom Reichsgericht anerkannte 
und von den Kirchenbehörden geteilte Theorie der Auseinanderſetzung 
nach privatrechtlichen Eigentumsgrundſätzen durchzuſetzen, haben anderer⸗ 
ſeits zu mehreren Verwaltungsſtreitverfahren geführt. In ihnen ver⸗ 
folgen die Schulbehörden das Ziel, den durch das Volksſchulunter⸗ 
haltungsgeſetz für die Vermögensauseinanderſetzung eröffneten ordent- 
lichen Rechtsweg durch die Verwaltungsgerichtsbarkeit zu ergänzen. 
Insbeſondere wird auf dieſem Wege die Feſtſtellung erſtrebt, daß 
den Kirchengemeinden über die Trennung der vereinigten Amter 
hinaus kraft einer öffentlich⸗rechtlichen Obſervanz die Bereitſtellung 
der Küſterſchulgebäude und des übrigen Dotationsvermögens an die 
Schulverbände im bisherigen Umfange auch dann obliege, wenn das 
Eigentum am Vermögen den Kirchengemeinden zuſteht. Durch die 
bis jetzt ergangenen Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
wurden zwar aus prozeſſualen Gründen die Klagen der Schulver⸗ 
bände abgewieſen; das Oberverwaltungsgericht bejaht jedoch im 
übrigen bemerkenswerter Weiſe die Möglichkeit, Auseinanderſetzungs⸗ 
ſtreitigkeiten über das Vermögen vereinigter Amter vor die Ver⸗ 
waltungsgerichte zu bringen, und tritt deutlich erkennbar der Auf⸗ 
faſſung des Reichsgerichts entgegen, daß bei der Auseinanderſetzung 
lediglich privatrechtliche Grundſätze maßgebend ſeien; es will, zum 
mindeſten daneben, die öffentlich-rechtlichen Geſichtspunkte der „Zweck⸗ 
beſtimmung“ zur Geltung bringen. Demgemäß ſind nunmehr von 
mehreren Schulverbänden weitere Verwaltungsſtreitverfahren anhängig 
gemacht worden, bei denen die Klage auf einen anders gelagerten 
Tatbeſtand geſtützt wird, um den vom Oberverwaltungsgericht geltend 
gemachten prozeſſualen Bedenken Rechnung zu tragen. Zur Wahrung 
des von der kirchlichen Seite eingenommenen Standpunkts, daß die 
geſamte Vermögensauseinanderſetzung vereinigter Amter allein in dem 
durch das Volksſchulunterhaltungsgeſetz eröffneten ordentlichen Rechts⸗ 
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wege zu erfolgen habe, werden in dieſen Auseinanderſetzungsfällen 
gleichzeitig die ordentlichen Rechtsverfahren betrieben. 

Die verwaltungsmäßige Trennung vereinigter Amter, 
die bisher im allgemeinen nur nach dem Bedürfnis des einzelnen 
Falles vorgenommen wurde, iſt jetzt durch das Vorgehen der Schul: 
behörden ſtärker in Fluß gekommen. Nach einer allgemeinen An— 
weiſung des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung ſoll 
aufgrund der Beſtimmung des § 18 des Preußiſchen Volksſchul⸗ 
lehrerbeſoldungsgeſetzes vom 1. Mai 1928, daß die organiſche Ver⸗ 
bindung zwiſchen Kirchen- und Schulamt zu löſen ſei, in allen Fällen, 
bei denen die Auseinanderſetzung des gemeinſchaftlichen Vermögens 
bereits erfolgt iſt oder ein gemeinſchaftliches Vermögen fehlt, ab- 
geſehen von beſonderen Ausnahmen die Trennung herbeigeführt 
werden. Dieſe Anweiſung wurde von den Regierungen zu einem 
Teil ſo ausgeführt, daß in Einzelfällen die kirchlichen Belange an den 
vereinigten Amtern nicht unweſentlich beeinträchtigt erſcheinen konnten. 
Die Angelegenheit wird danach in nächſter Zukunft ganz beſondere 
Aufmerkſamkeit der zuſtändigen kirchlichen Stellen erfordern. 

Zum Schluß ſeien hier einige Mitteilungen über die neuere 
Entwicklung der durch Art. 141 der Reichsverfaſſung geſicherten 
Militärſeelſorge angefügt. Die in Preußen ſeit alters beſtehenden 
militärkirchlichen Einrichtungen, wie ſie zuletzt in der Evangeliſchen 
Militärkirchlichen Dienſtordnung (E. M. D.) von 1902 verfaßt und 
im Weltkriege zur höchſten Entfaltung gelangt waren, wurden für die 
neue Wehrmacht innerhalb des Kirchengebiets ſinngemäß fortgeſetzt. 
Da die Reichswehr als geſchloſſenes Ganzes in 19 Landeskirchen ein⸗ 
gelagert iſt, ergab ſich die Notwendigkeit, durch Vereinbarung mit 
den Kirchen zu einer im weſentlichen einheitlichen Reichswehrſeelſorge 
zu gelangen. So kam die neue E. M. D. vom 28. Februar 1929 
(RGBl. Teil II S. 141, abgedruckt im KGVBl. S. 103) unter führender 
Mitwirkung des DEKA. zuſtande. Für die Evangeliſche Kirche der 
altpreußiſchen Union bleibt es im ganzen bei den früheren Beſtimmungen. 
Die Zugehörigkeit zu den Militärgemeinden regelt ſich nach den beſtehenden 
ſtaatlichen und kirchlichen Vorſchriften. Es gibt planmäßig angeſtellte 
Militärpfarrer und vertraglich beauftragte Zivilgeiſtliche. Die Militär⸗ 
gemeinden teilen den Bekenntnisſtand der Landeskirche, in deren Bereich 
ſie ſich befinden. Leiter der evangeliſchen Militärſeelſorge iſt der 
Evangeliſche Feldpropſt des Heeres und der Marine. Er wird vom 
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Reichspräſidenten auf Antrag des Reichswehrminiſters ernannt, der 
ſich der Zuſtimmung des DEKA. verſichert. Der Feldpropſt iſt die 
ausführende Stelle des Reichswehrminiſteriums in militärkirchlichen 
Angelegenheiten; ſeine Stellung zu den Kirchen wird durch Vermittlung 
des DEKA. geregelt. Die Militärpfarrer in Heer und Marine unter⸗ 
ſtehen als Reichsbeamte dem Feldpropſt; ihre Rechte und Pflichten 
als kirchliche Amtsträger beſtimmen ſich nach den kirchlichen Vor— 
ſchriften. Es gibt im Bereich der Evangeliſchen Kirche der alt- 
preußiſchen Union je einen Wehrkreispfarrer in Königsberg i. Pr., 
Stettin und Berlin; der Wehrkreispfarrer VI iſt zur Zeit in Hannover 
ſtationiert ſtatt in Münſter. Außerdem befinden ſich in Königsberg i. Pr., 
Allenſtein, Frankfurt a. O., Berlin und Potsdam zu hauptamtlicher 
Tätigkeit im Vertragsverhältnis angeſtellte Standortpfarrer, von denen 
drei in neu bewilligte Planſtellen übergehen. In den übrigen Stand- 
orten des Reichsheeres und der Reichsmarine iſt wie früher je ein 
Ortsgeiſtlicher mit der Verſorgung der Militärgemeinde nebenamtlich 
betraut. 


Zu Abſchnitt IX hat die Generalſynode am 11. März 1930 
folgende Entſchließung gefaßt: 

Die Generalſynode ſtellt mit tiefem Bedauern feſt, daß — 
entgegen ihrer nachdrücklichen Forderung vom Juni 1929 — der 
preußiſche Staat mit der Kurie einen Vertrag zum Abſchluß gebracht 
hat, ohne gleichzeitig die evangeliſchen Kirchen vertraglich zu ſichern. 
Dadurch iſt ein mit den Grundſätzen der Parität nicht vereinbarer 
Zuſtand geſchaffen. 

Die Generalſynode ſtellt mit Bedauern weiter feſt, daß die 
preußiſche Regierung nach Abſchluß des Konkordats zwar unver⸗ 
bindliche Beſprechungen mit der evangeliſchen Kirche geführt, die 
offiziellen ſachlichen Verhandlungen aber erſt jetzt, ſieben Monate 
nachher, eröffnet hat. 

Die Generalſynode hält es für ſelbſtverſtändlich, daß die ver⸗ 
antwortlichen ſtaatlichen Stellen nunmehr die Verhandlungen im 
Intereſſe der Parität und der auch für den Staat weſentlichen Be⸗ 
friedung zu einem ſchleunigen Abſchluß führen. Sie fordert, daß 
dabei die Intereſſen der Kirche gewahrt werden, ihr ein voller 


Rechtsſchutz geſichert und ihre Freiheit im Staat, wie jie der Reichs- 
verfaſſung entſpricht, gewährleiſtet wird. 

Die Generalſynode ſpricht dem Kirchenſenat und dem Evan⸗ 
geliſchen Oberkirchenrat für die bisherige Verhandlungsführung 
ihren Dank und für die weiteren Verhandlungen ihr volles Ver⸗ 
trauen aus. 


X. Die unierte evangeliſche Kirche in den außerpreußiſchen Gebieten. 
Saargebiet. 


Den Glaubensgenoſſen in den außerpreußiſchen Gebieten beſondere 
Fürſorge zuteil werden zu laſſen, iſt dem KS. und dem EOK. auch 
weiterhin ein ernſtes Anliegen geweſen. Über den Stand der Ver⸗ 
faſſungsfrage in der unierten evangeliſchen Kirche in Polen iſt 
auf Seite 15 des Berichts geſprochen. Bedauerlicherweiſe hat es auch 
in der Berichtsperiode nicht an Liquidationen kirchlichen Beſitztums 
durch den polniſchen Staat gefehlt. Beſonders erwähnt ſei die über 
das Diakoniſſenhaus in Vandsburg verfügte Liquidation. Es iſt zwar 
bisher noch nicht zu einer Durchführung der Liquidation gekommen, 
aber alle Bemühungen, eine Aufhebung des Liquidationsbeſchluſſes zu 
erreichen, haben bisher nicht zum Ziele geführt. Schwierig iſt im 
polniſchen Abtretungsgebiet die Lage auf dem Gebiete des Schulweſens. 
Kirchlicherſeits werden die größten Anſtrengungen gemacht, um 
wenigſtens zu erreichen, daß den Kindern in ausreichender Weiſe 
evangeliſcher Religionsunterricht erteilt wird. Einen Höhepunkt im 
kirchlichen Leben von Poſen⸗Pommerellen bedeuten die jetzt ſchon zu 
einer regelmäßigen Einrichtung gewordenen, im Herbſt veranſtalteten 
kirchlichen Wochen, die ſich in einen Männer-, einen Frauen⸗ und 
einen Jugendtag teilen. An dieſen kirchlichen Wochen nimmt die 
evangeliſche Bevölkerung des ganzen Gebiets regſten Anteil. Der noch 
immer außerordentlich drückende Mangel an geiſtlichen Kräften hat es 
der Kirchenleitung in Poſen als notwendig erſcheinen laſſen, die 
Unternehmungen zur Heranbildung theologiſchen Nachwuchſes aus⸗ 
zugeſtalten. Für das Alumnat in Liſſa, in dem befähigte, das dortige 
Gymnaſium beſuchende Knaben aus dem Lande, die willig ſind, ſpäter 
evangeliſche Theologie zu ſtudieren, unter kirchlicher Leitung unter⸗ 
gebracht ſind, iſt ein Neubau im Gange. Das Predigerſeminar und 
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die mit ihm räumlich vereinigte Theologiſche Schule in Poſen find 
gut beſucht. Das Predigerſeminar weiſt 6 Kandidaten auf. Die 
Beſucherzahl der Theologiſchen Schule, in der Abiturienten der deutſchen 
höheren Schulen in Polen ſich die für das ſpätere theologiſche Studium 
notwendige Kenntnis der klaſſiſchen Sprachen und des Hebräiſchen 
aneignen, beträgt z. Zt. über 30. Zu der Konfirmandenanſtalt in 
Wolfskirch iſt als neue eine ſolche in Villiſaß hinzugetreten. Die 
beſonders ſchwierige Lage des Geſamtproteſtantismus in Polen hat 
die dortigen 6 evangeliſchen Kirchen in ein näheres Verhältnis zuein- 
ander gebracht. In einer Zuſammenkunft in Wilna im November 
1926 haben dieſe Kirchen einen „Rat der evangeliſchen Kirchen in 
Polen“ gegründet, der, unter voller Wahrung der Selbſtändigkeit und 
Unabhängigkeit der einzelnen Kirchen, ein näheres gegenſeitiges Ver- 
hältnis anbahnen und vor allem die gemeinſamen proteſtantiſchen 
Intereſſen dem Staate gegenüber vertreten ſoll. 


Die evangeliſchen Kirchengemeinden in Polniſch-Oberſchleſien 
haben gleichfalls in vorbildlicher Treue das ihnen aus der Reformation 
überkommene Erbe der Väter behütet. In zwei Fällen iſt es zu bedauer⸗ 
lichen Störungen der Würde des evangeliſchen Gotteshauſes und 
Gottesdienſtes gekommen. 


Im Memelgebiet haben unter der Wirkſamkeit des zwiſchen 
dem Staate und der Kirche getroffenen Abkommens vom 31. Juli 1925 
(KGVBl. S. 115) die evangeliſchen Kirchengemeinden ſich einer gedeih- 
lichen Fortentwicklung erfreuen können. In Ausführung des Art. 7 
Abſ. 2 des genannten Abkommens, in dem der Staat ſich zur Er⸗ 
füllung der ihm als Rechtsnachfolger des Preußiſchen Staates der 
Kirche gegenüber obliegenden Verpflichtungen ausdrücklich bekannt hat, 
iſt im Dezember 1929 zwiſchen dem Staat und der Kirche ein Finanz⸗ 
abkommen geſchloſſen worden, das die Leiſtungen des Staates an die 
Kirche im einzelnen feſtſtellt. Die Einweihung zweier neu erbauter 
Kirchen in Heydekrug und Ramutten bot dem verewigten geiſtlichen 
Vizepräſidenten des EOK. D. Dr. Conrad und ſeinem Nachfolger 
D. Burghart Gelegenheit, in die kirchlichen Verhältniſſe des Memel⸗ 
gebiets unmittelbaren Einblick zu gewinnen. Bei beiden Beſuchen 
iſt in ſtarker Weiſe zum Ausdruck gekommen, wie feſt ſich die evan⸗ 
geliſchen Kirchengemeinden des Memelgebiets mit der Mutterkirche 
verbunden fühlen. 
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Die evangeliſchen Kirchengemeinden im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig ſehen ſich neuerdings einer verſtärkten Tätigkeit der katho— 
liſchen Kirche gegenübergeſtellt. Weitgehende Aufmerkſamkeit hat 
die in Angriff genommene umfaſſende Inſtandſetzung der altehrwürdigen 
Oberpfarrkirche von St. Marien in Danzig auf ſich gelenkt. Das 
ſich auf eine Reihe von Jahren erſtreckende Bauprogramm wird vor— 
ausſichtlich etwa 2 Millionen Danziger Gulden erfordern. Das dringend 
notwendige Unternehmen darf auf einen weiten Kreis hilfsbereiter 
Intereſſenten im Danziger Gebiet wie im Reiche rechnen. 

Die Zahl der Glaubensgenoſſen im Hultſchiner Ländchen 
iſt ſoweit zuſammengeſchmolzen, daß der EOK. geglaubt hat, ſich 
damit einverſtanden erklären zu ſollen, daß die Verſorgung der nur 
noch wenige alteingeſeſſene Familien umfaſſenden Evangeliſchen von 
Troppau aus erfolge. Nach Berichten aus letzter Zeit haben die 
betroffenen Evangeliſchen zu dieſer Neuregelung, die ſich bewährt hat, 
bereits Vertrauen gewonnen. 

In Eupen-Malmedy ift die Lage der kirchlichen Verhältniſſe 
noch unverändert. 

Von den evangeliſchen Kirchengemeinden des unter politiſchem 
Sonderrecht ſtehenden Saargebiets iſt zu ſagen, daß die Treue 
dieſer Gemeinden zur Mutterkirche auch in der Berichtszeit bei ver⸗ 
ſchiedenen Gelegenheiten wiederum ſtärkſten Ausdruck gefunden hat, 
ſo z. B. bei der unter Teilnahme des geiſtlichen Vizepräſidenten 
D. Burghart erfolgten Einweihung der neu erbauten Kirche in Völk— 
lingen. Seine damalige Anweſenheit im Saargebiet hat der geiſtliche 
Vizepräſident auch zum Beſuch einer Anzahl anderer dortiger Kirchen— 
gemeinden benutzen können. Bei der Eigenart der Verhältniſſe des 
Saargebiets kommt den Gemeindehäuſern dort beſondere Bedeutung 
zu; der EOK. hat deshalb die Errichtung neuer Gemeindehäuſer im 
Saargebiet in weitgehendem Umfange durch Gewährung geſamtkirch⸗ 
licher Beihilfen gefördert. 


XI. Auslandsdiaſpora. 

Die Übernahme der Auslandsarbeit in den Wirkungs— 
kreis, des Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbundes, welche 
bereits in dem der GS. im Jahre 1925 erſtatteten Sonderbericht 
des EOK. (Vhdl. II S. 251) angekündigt wurde, iſt in erheblichem 
Umfange durchgeführt worden. Der überwiegende Teil der der alt- 
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preußiſchen Kirche angeſchloſſenen Gemeinden und Geiſtlichen iſt in 
Verfolg des damals (a. a. O. S. 281) mitgeteilten Erlaſſes vom 
1. Juni 1925 — E. O. IV 782 — in das Anſchlußverhältnis zum 
Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbund übergegangen. Dies trifft zu 
für alle Gemeinden in den Gebieten von Europa, Aſien und Afrika 
mit Ausnahme der erſt in neuerer Zeit wieder ins Leben gerufenen 
Gemeinden in San Remo, Beirut und Smyrna ſowie der Gemeinden 
in Johannesburg und Pretoria in Südafrika. 

Nur noch in Südamerika find in größerem Umfange Anſchluß— 
gebiete der altpreußiſchen Kirche vorhanden. So ſind dieſer noch 
angeſchloſſen die Gemeinden in Mexiko, Caracas (Venezuela) und 
Lima (Peru). Die Gemeinden in Mexiko und Caracas, die bei der 
Erſtattung des Vorberichts noch in der Wiederherſtellung begriffen 
waren, haben ſich erfreulich entwickelt und die erheblichen Aufwendungen 
der Heimat reichlich gelohnt. Die Pfarrſtelle in Lima hat nur vor⸗ 
übergehend durch einen gleichzeitig im Schuldienſt beſchäftigten Geiſt⸗ 
lichen wieder beſetzt werden können. In Braſilien ſind mit dem Beginn 
des Jahres 1929 die Gemeinden und Geiſtlichen der Riograndenſer 
Synode, die als ſelbſtändige Kirche ihren Anſchluß an den Deutſchen 
Evangeliſchen Kirchenbund vollzogen hat, aus dem Anſchlußverhältnis 
zur altpreußiſchen Kirche ausgeſchieden. Im übrigen ſind die braſi⸗ 
lianiſchen Gemeinden wenigſtens vorläufig bei dieſer verblieben. Auch 
Argentinien, Uruguay und Paraguay ſind noch Auslandsgebiete der 
altpreußiſchen Kirche. In Chile hat ſoeben, als letzte der bisher 
unſerer Kirche angeſchloſſenen Gemeinden, Puerto Montt, den Anſchluß 
an den Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbund vollzogen. 

Die Gemeinden in Honolulu und in Auſtralien kommen, wie 
ſchon 1925 berichtet wurde, für die Auslandsarbeit des EOK. nicht 
mehr in Betracht. 

So ſind jetzt ſtatt der 1925 nachgewieſenen 177 Gemeinden 
nur noch 57 der altpreußiſchen Kirche angeſchloſſen oder ihr durch den 
perſönlichen Anſchluß der Geiſtlichen verbunden. 

Trotz dieſer Verengung des Diaſporagebiets iſt der Umfang 
der Auslandsarbeit des EOK. recht erheblich geblieben. Es liegt 
auf der Hand, daß der Übergang ſelbſt, der ſich auch nur allmählich 
im Laufe der Berichtsperiode vollzog, vielfach ſchwierige Verhandlungen 
nötig machte, wie insbeſondere im Fall der Riograndenſer Synode. 
Sodann kommt in Betracht, daß der altpreußiſchen Kirche die Alters- 
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und Hinterbliebenenverſorgung für die vor dem Übergang zum Kirchen— 
bund in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen verbleibt, daß ferner aus 
ihr ein großer Teil der Geiſtlichen hervorgeht, die im Auslandsgebiet 
des DEKA. Verwendung finden und ſpäterhin in Altpreußen wieder 
Verſorgung im Pfarramt ſuchen. Endlich hat, wie die Heimat, ſo 
auch ein großer Teil der Auslandsgemeinden noch ſchwer unter den 
Folgen des Krieges zu leiden und ſtellt aus dieſem Anlaß ſtändig 
erhebliche Anſprüche an die ratende und helfende Hilfsbereitſchaſt der 
Heimatkirche. 

Die Verſuche, den kirchlichen Grundbeſitz (Pfarrhaus und Friedhof) 
in Beirut wieder zu erlangen, haben nach angeſtrengteſten Bemühungen 
des EOK. als ausſichtslos aufgegeben werden müſſen. Die ſtark zu- 
ſammengeſchmolzene Gemeinde Beirut wurde bisher nebenamtlich von 
Haifa aus verſorgt und wird jetzt durch einen mit den Verhältniſſen 
betrauten Ruheſtandsgeiſtlichen betreut werden. 

Im Jahre 1928 hat das Mitglied des EOK. Geh. Konſiſtorialrat 
D. Rahlwes die deutſchen evangeliſchen Gemeinden in Braſilien 
und den La Plata-Staaten beſucht. Der DEKA. fügte den 
Auftrag zum Beſuch der ihm angeſchloſſenen Gemeinden in Chile hinzu. 
Ein Hauptzweck der Reiſe war die Durchführung des oben erwähnten 
Anſchluſſes der Riograndenſer Synode an den Deutſchen Evange- 
liſchen Kirchenbund. Auf der Synode von Taquara, die vom 13. bis 
16. Juli 1928 tagte, wurde mit voller Einmütigkeit der Anſchluß 
beſchloſſen. 

Von den beim EOR. verbliebenen Gebieten der ſüdamerikaniſchen 
Diaſpora wurde zuerſt Mittelbraſilien beſucht. Es fehlen dort die 
geſchloſſenen größeren deutſchen Siedlungen bäuerlichen Charakters, 
wie ſie vor allem Rio Grande do Sul aufweiſt. Die Zukunft 
mancher Gemeinde dort bereitet dem EOK. Sorge; doch ſcheint in 
den Großſtädten wie Rio de Janeiro, Sao Paulo und Santos der 
Beſtand des deutſch-evangeliſchen Gemeindeweſens für abſehbare Zeit 
geſichert, und auch auf den vorgeſchobenen Poſten iſt die Lage nirgends 
ſo, daß die Heimatkirche an ein Aufgeben ihrer Arbeit denken dürfte. 
Ende Oktober 1928 konnte in Rio die ſtattliche neue Kirche der 
deutſchen evangeliſchen Gemeinde (mit Pfarrhaus und reichlichen 
Nebenräumen) eingeweiht werden. 

Für das große Gebiet von Santa Catharina und Parana ſtand 
auf der Reiſe nur wenig Zeit zur Verfügung. In Santa Catharina 
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ſind weite Gebiete weſentlich von deutſchen, überwiegend evangeliſchen 
Siedlern bewohnt. Die Zahl der gegenwärtig dort tätigen Pfarrer 
reicht längſt nicht aus, um die evangeliſchen Deutſchen ausreichend zu 
bedienen. Es ſtehen aber weder die nötigen Kräfte, noch die nötigen Mittel 
zur Verfügung, um ihre Zahl ſo zu vermehren, wie es erforderlich wäre. 
Um einigermaßen dem Mangel abzuhelfen, wird es nötig ſein, einige 
unverheiratete Diakone zur Bedienung der Gemeinden auszuſenden. 

Die Gemeinden der La Plata⸗Synode find über gewaltige Land- 
ſtriche zerſtreut. Der feſte Kern und Halt für das Ganze iſt die 
große Gemeinde in Buenos Aires, der 2 ½ Millionenſtadt, in der etwa 
40000 Deutſche wohnen, von denen reichlich / evangeliſch fein mögen. 
Die Synodallaſten werden faſt ausſchließlich von der Gemeinde 
Buenos Aires aufgebracht, der man Dank wiſſen muß für die brüder⸗ 
liche Art, in der ſie mit ihren ſtarken Kräften die ſchwächeren 
Gemeinden trägt. 

Die La Plata⸗Synode, die vom 20.— 23. Oktober 1928 in An⸗ 
weſenheit des vom EOK. entſandten Mitglieds in Buenos Aires 
tagte, beſchäftigte ſich eingehend mit dem Sprachenproblem, das für 
manche der dortigen Gemeinden eine beſonders brennende Frage bildet 
und zur Zeit überhaupt in der ſüdamerikaniſchen Diaſpora mannigfach 
erörtert wird. Die Heimatkirche kann zweifellos nur ſo lange und ſo 
weit dort drüben eine Aufgabe haben, als es ſich um die kirchliche 
Verſorgung von evangeliſchen Volksgenoſſen handelt, die ſich ihre 
Mutterſprache bewahrt haben, auch wenn ſie längſt Staatsbürger 
ihres Wohnlandes geworden find. Das Letztere iſt ja bei dem aller- 
größten Teile der evangeliſchen Deutſchen drüben der Fall. Die La 
Plata⸗Synode faßte bei ihrer Tagung einſtimmig den Beſchluß, ſich 
dem Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbunde anzuſchließen. Die Ver- 
handlungen über die Form des Anſchluſſes haben begonnen. 

Es wird eine Hauptaufgabe für die Arbeit in der ſüdamerikaniſchen 
Diaſpora ſein, den Ausbau der Synoden zu fördern und damit das 
Gemeinſchaftsbewußtſein unter den evangeliſchen Deutſchen zu ſtärken. 
Nur ein ſtarkes evangeliſches Kirchentum kann die Zukunft der zerſtreuten 
Gemeinden ſichern. 

Mit dem Beginn des Jahres 1930 iſt die Verlegung des 
Aus landsſeminars von Stettin nach Ilſenburg vollzogen worden. 
Die Verlegung war notwendig, weil die Kückenmühler Anſtalten der 
Inneren Miſſion das bisher von ihnen für die Unterbringung des 
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Seminars eingeräumte Haus für eigene Zwecke brauchten; auch reichte 
der zur Verfügung ſtehende Raum für die Arbeit des Seminars nicht 
mehr aus. In Ilſenburg iſt das Stolbergiſche Schloß und das 
Herrenhaus der Domäne, der Marienhof, auf 30 Jahre gemietet 
worden. Der EOR. hofft, hier eine dauernde Stätte für das Auslands⸗ 
ſeminar gefunden zu haben. Die Zahl der Seminarmitglieder iſt ſtark 
gewachſen, ſodaß jetzt 4 Theologen als hauptamtliche Lehrer an der 
Anſtalt tätig ſind. Doch reicht die Zahl der zur Verfügung ſtehenden 
Kandidaten immer noch nicht aus, um die Anforderungen der ſüd— 
amerikaniſchen Diaſpora zu decken. Es werden neuerdings in der 
Regel nur Abiturienten aufgenommen; doch ſollen Ausnahmen, namentlich 
bei auslanddeutſchen Bewerbern, zugelaſſen werden. Es beſteht die 
Abſicht, eine zweite (Abſchluß-⸗)Prüfung einzuführen, die nach abgelegtem 
Vikariatsjahr geleiſtet werden ſoll. 


Zu Abſchnitt XI hat die Generalſynode am 10. März 1930 
folgende Eutſchließung gefaßt“): 

Daß auch die Evangeliſche Kirche der altpreußiſchen Union nunmehr 
auf über 1 Jahrhundert amtlicher Fürſorge für die Auslandsdiaſpora 
zurückblicken kann, deſſen gedenkt Generalſynode in dem gegenwärtigen 
Zeitpunkt, in dem / der 177 in der Pflege der Evangeliſchen 
Kirche der altpreußiſchen Union befindlich geweſenen Auslandgemeinden 
ſich dem Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbund angeſchloſſen haben, 
mit beſonderer Freude und dem Ausdruck des wärmſten Dankes gegen 
den Evangeliſchen Oberkirchenrat, der allezeit in großzügiger und 
weitſchauender Weiſe der Auslandsdiaſpora ſich angenommen hat. 

Generalſynode iſt der Zuverſicht, daß die dem Evangeliſchen 
Oberkirchenrat auf dieſem Gebiet gebliebene nicht geringe Aufgabe 
auch fernerhin von ihm mit beſonderer Liebe erfüllt werden wird, und 
wünſcht ihm dazu Gottes Segen. Sie nimmt mit Befriedigung davon 
Kenntnis, daß das Auslandsſeminar nunmehr eine dauernde aus⸗ 
reichende Stätte gefunden hat und ſpricht den Wunſch aus, daß jüngere 
Leute in größerer Zahl der dort gebotenen trefflichen Ausrüſtung für 
den Dienſt an der ſüdamerikaniſchen Diaſpora ſich unterziehen möchten. 


*) Anm.: Dieſe Entſchließung iſt auch im Kirchlichen Geſetz- und Verord⸗ 
nungsblatt 1930 Seite 148 abgedruckt. 
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XII. Beziehungen zu den anderen preußiſchen Kirchen und Mitarbeit 
im Deutschen Evangeliſchen Kirchenbund. Ökumenifhe Beziehungen. 

Die in Abſchnitt VIII des 1927 erſtatteten Berichts gekenn⸗ 
zeichnete ſtändige Arbeitsgemeinſchaft mit den anderen preußiſchen 
Kirchen hat ſich auch ohne ausdrücklich vereinbarte Formulierungen 
weiter entwickelt und bewährt. Dies iſt im Laufe der Berichtszeit 
vornehmlich bei den Bemühungen um die wirtſchaftliche Verſorgung 
des Pfarrerſtandes, in den Schulfragen ſowie vor allem bei den Kirchen⸗ 
vertragsverhandlungen mit dem Staat in Erſcheinung getreten. Es 
ſei in dieſem Zuſammenhang an die kirchengeſchichtlich bedeutſame 
feierliche Bekundung dieſer Arbeitsgemeinſchaft durch das Erſcheinen 
von Vertretern aller anderen preußiſchen Kirchen bei der 2. außer- 
ordentlichen Tagung der 8. GS. am 25. Juni 1929 (Vhdl. S. 20— 22) 
erinnert. Auf dem für die kirchliche Finanzwirtſchaft beſonders 
wichtigen und daher angeſichts ſeiner Gefährdung durch die Unruhe 
der Reformbewegungen in Reich und Ländern ſtändigen Schutzes 
bedürftigen Gebiet des Kirchenſteuerweſens iſt ein dauernder gemein⸗ 
ſamer Referentenausſchuß aller preußiſchen Kirchen tätig. 

Die Mitarbeit unſerer Kirche an den Aufgaben des Deutſchen 
Evangeliſchen Kirchenbundes iſt auch ſeither treu gepflegt worden. 
Soweit ſich die eigenen Aufgabengebiete der beiden Köxperſchaften 
berühren, wie z. B. in Sachen der Auslandsarbeit, der kirchlichen 
Statiſtik, des Preſſe⸗ und Rundfunkweſens, der Schulung von kirchlichen 
ſozialen Facharbeitern, der Behandlung gemeinſamer Finanzprobleme, 
hat der EOR. mit dem DEKA. in vertrauensvoller und enger Arbeits- 
gemeinſchaft unter gegenſeitiger Nutzbarmachung der beiderſeitigen 
Arbeitskräfte und Arbeitserfahrungen geſtanden. Über die Tätigkeit 
des Kirchenbundes und ſeiner Organe wird ein neuer Geſchäftsbericht 
nähere Mitteilung machen, der dem in dieſem Jahre zujammen- 
tretenden 3. Deutſchen Evangeliſchen Kirchentag vom DEKA. vorgelegt 
und durch den Druck der Kirchentagsverhandlungen der Offentlichkeit 
übergeben werden wird. An dieſer Stelle ſei des halb nur über folgende, 
die Beziehungen zum Kirchenbunde beſonders berührende Vorgänge 
berichtet. 

Da der neue Kirchentag bereits in der Zeit vom 26.— 30. Juni 
1930 zu Nürnberg abgehalten werden wird, hatte der DEKA. die 
Kirchenregierungen dringend gebeten, die erforderliche Neuwahl der 
ſynodalen Kirchentagsmitglieder für die mit dem Kirchentag 1930 
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beginnende neue ſechsjährige Kirchentagsperiode möglichſt bis Anfang 
Dezember 1929 zu vollziehen, damit danach alsbald über die Berufung 
der Mitglieder der Ausgleichsgruppe Entſchließung getroffen werden 
könne. Der KS. mußte anerkennen, daß ein Aufſchub der Wahlen 
bis zu der erſt im Februar 1930 tagenden GS. nicht angängig war, 
und beſchloß dementſprechend, die Wahlen gemäß $ 2 der Kirchen⸗ 
bundesverfaſſung ſelbſt vorzunehmen. Nach Anhörung der Provinzial⸗ 
kirchenräte erfolgte die Neuwahl der ſynodalen Kirchentagsmitglieder 
in der Kirchenſenatsſitzung vom 1. November 1929. 

Die Pflege der ökumeniſchen Beziehungen gehört nach der 
Kirchenbundesverfaſſung in den Aufgabenkreis des DEKA. Wenn 
hier dieſer Arbeit gedacht wird, ſo geſchieht es aus der Erkenntnis, 
daß die wachſende Verflochtenheit des geſamten kulturellen Lebens der 
Welt die chriſtlichen Kirchen zu einem gewiſſen Zuſammenſchluß nötigt, 
falls ſie die ihnen anbefohlenen Belange zur Geltung bringen wollen, 
und aus der Erfahrung, daß innerhalb der ökumeniſchen Beſtrebungen 
die altpreußiſche Kirche um ihres Unionscharakters willen einen beſonders 
ſchwierigen Stand und eine beſondere Aufgabe hat. 

Die Arbeit der Allgemeinen Konferenz der Kirche Chriſti 
für praktiſches Chriſtentum (Stockholm) hat in erfreulicher 
Weiſe fortgeführt werden können. Für die altpreußiſche Kirche 
beſonders bemerkenswert iſt die Tatſache, daß der Präſident des EOK. 
in ſeiner Eigenſchaft als Präſident des DEKA. 1928 als Nachfolger 
von Erzbiſchof D. Söderblom-Upſala zum Präſidenten der Europäiſch⸗ 
Kontinentalen Gruppe des Fortſetzungsausſchuſſes der Konferenz ge 
wählt wurde. Als ſolcher war er 1929 Präſident des Executiv⸗ 
Komitees dieſes Ausſchuſſes und führt für 1930 das Präſidium des 
Fortſetzungsausſchuſſes. 

Das Erecutivfomitee und der Fortſetzungsausſchuß haben vom 
2.— 9. September 1929 auf deutſchem Boden in Eiſenach getagt. Im 
Zuſammenhang damit fand ein Beſuch der Lutherſtadt Erfurt, ver⸗ 
bunden mit Teilnahme am Gottesdienſt und Beſichtigung der Luther⸗ 
ſtätten, ſtatt. Dem tiefen Eindruck dieſes Beſuchs, zu welchem der 
KS. die Konferenzmitglieder als Gäſte der altpreußiſchen Kirche geladen 
hatte, iſt beſonders auch von Teilnehmern aus dem Auslande in 
bemerkenswerter Weiſe Ausdruck verliehen worden. 

Von der Teilnahme an der 1. Tagung der Weltkonferenz 
für Glaube und Kirchenverfaſſung vom 31. Juli bis 21. Auguſt 
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1927 in Lauſanne hat, wie ſchon im vorigen Geſchäftsbericht (Vhdl. 
II S. 80) erwähnt iſt, die altpreußiſche Kirche abſehen müſſen. 
Dementſprechend hat ſie auch, nachdem ein Fortſetzungsausſchuß dieſer 
Weltkonferenz eingerichtet und ihm ein deutſcher Ausſchuß angegliedert 
worden iſt, auf eine Aufforderung zur Beteiligung an demſelben 
erklärt, daß die notwendigen Beziehungen zu dem Fortſetzungsaus— 
ſchuß der Weltkonferenz ebenſo wie zu dem deutſchen Ausſchuß für 
Glaube und Verfaſſung der Kirche von dem DEKA. entſprechend der 
Bundesverfaſſung zu pflegen ſein werden und ſo die erforderliche Ein— 
heitlichkeit der im Kirchenbund zuſammengeſchloſſenen Landeskirchen 
gegenüber den Beſtrebungen der Weltkonferenz zu wahren ſein wird. 
Doch iſt dadurch, daß Generalſuperintendent D. Zoellner in den Vor- 
ſtand des deutſchen Ausſchuſſes eingetreten iſt, eine Beziehung zu 
dieſem vorhanden. 

An dem vom Weltbund für internationale Freundſchafts— 
arbeit der Kirchen in der Zeit vom 24.—31. Auguſt 1928 ver⸗ 
anſtalteten Kirchenkongreß für Frieden und Freundſchaft in Prag hat 
ſich die altpreußiſche Kirche aus den oben angeführten Gründen gleich- 
falls nicht beteiligt. Den Vorſitz der deutſchen Sektion des Welt- 
bundes hat neuerdings der geiſtliche Vizepräſident des EOK. D. Burg⸗ 
hart übernommen. 

Die erſchütternden Vorgänge auf kirchlichem und religiöſem Ge— 
biet in der Sowjetunion, welche die chriſtlichen Kreiſe in aller Welt 
zu ernſtem Beſinnen und fürbittendem Gebet mahnen, ſind in den 
letzten Wochen in ihren Auswirkungen auch im Gebiet der altpreußiſchen 
Kirche unmittelbar ſpürbar geworden, als deutſchſtämmige Bauern 
aus Rußland gehetzt wie verfolgtes Wild deutſchen Boden betraten. 
Die altpreußiſche Kirche hat die Flüchtlinge mit der Bekundung tiefſter 
Anteilnahme und williger Hilfsbereitſchaft empfangen; zu ihrer feel- 
ſorgerlichen Betreuung in den Lagern Hammerſtein und Prenzlau ſind 
Geiſtliche, die früher ſelbſt im Innern Rußlands im kirchlichen Dienſt 
geſtanden haben, beſtellt. An dem Hilfswerk zur Linderung der wirt— 
ſchaftlichen Not der Rußlandflüchtlinge hat ſich die Kirche nach Maß 
ihrer Kräfte beteiligt. Die Erlebniſſe dieſer Auswanderer können vom 
geſamten deutſchen Volk, inſonderheit von der deutſchen evangeliſchen 
Chriſtenheit, nicht ernſt genug genommen werden. Unerhörte wirtſchaft— 
liche Drangſalierung und Haß gegen das Chriſtentum und alle chriſtlichen 
Grundlagen der Kultur ſind die klar erkennbaren Urſachen der Not, 


97 
deren Zeugen wir find. Aufgabe aller evangeliſchen Arbeit wird es 
ſein, dieſe Quellen nicht für unſer eigenes Vaterland und Volk zum 
Verhängnis werden zu laſſen. Dabei wird das Augenmerk der Kirche 
vor allem auf die religiöſe Aufgabe gerichtet ſein. Die Kirche wird 
unabläſſig mit allen Kräften an der Vertiefung des perſönlichen Glaubens⸗ 
lebens und an der Belebung und Umgeſtaltung des Gemeindelebens zu 
arbeiten haben und ſich dabei deſſen getröſten dürfen, daß ſie dadurch 
auch wirkſam ausgleichender wirtſchaftlicher Gerechtigkeit und der Er⸗ 
haltung echten Deutſchtums dient. 


Berlin, im Januar 1930. 


Der Kirchenſenat. Evangeliſcher Oberkirchenrat. 
D. Winckler. D. Dr. Kapler. 


Anlage 1. 


Aunderlaß des Evangeliſchen Oberkirchenrats vom 23. April 1929 

— E. 0. 167 — betr. die Einräumung kirchlicher Gebände zu gottes- 

dienſtlichen Handlungen nicht ausgeſprochen evangeliſcher Vereinigungen 
(Art. 25 Abſ. 2 B., § 92 Abſ. 2 K.). 


Art. 25 Abſ. 2 VU. hat in Erweiterung der Vorſchrift von § 15 Abſ. 4 
KGSd., wonach 
der Gemeindelirchenrat über die Einräumung des Kirchengebäudes 
zu einzelnen nicht gottesdienſtlichen Handlungen, welche der Beſtimmung 
des Kirchengebäudes nicht widerſprechen, entſcheidet, 
die Beſtimmung aufgenommen, 
daß der Gemeindekirchenrat über die Einräumung der kirchlichen 
Gebäude zu gottesdienſtlichen Handlungen evangeliſcher Vereinigungen 
entſcheidet. 

f Bei der Auslegung des genannten Artikels iſt zunächſt entſprechend dem 
zu § 15 Abſ. 4 RGSO. ergangenen Erlaß des Evangeliſchen Oberkirchenrats 
vom 12. März 1891 (KGV Bl. S. 27) zu beachten, daß das Recht zur Veran⸗ 
ſtaltung außerordentlicher Gemeindegottesdienſte in Art. 25 Abſ. 2 nicht 
berührt iſt, ſondern in ihm ausſchließlich ſolche Fälle in Betracht kommen, in 
denen Dritten auf ihr Verlangen die Benutzung kirchlicher Gebäude eingeräumt 
werden ſoll. Andererſeits hat der genannte Erlaß anerkannt, daß es nach 
$ 15 Abſ. ARGSD. der Zuſtimmung des Gemeindekirchenrats auch bei Benutzung 
des Kirchengebäudes zu Feſtgottesdienſten des Guſtav Adolf-Vereins und anderer 
innerhalb der Landeskirche ſtehender Vereine bedürfe, und zwar, wie amtlich 
erklärt wurde (gedr. Verhdl. der Generalſynode 1891 S. 631), weil derartige 
Gottesdienſte zu anderen Zwecken als denen des Gemeindegottesdienſtes ver⸗ 
anftaltet werden und inſofern mit unter den Begriff der „nichtgottesdienftlichen 
Handlungen“ im Sinne des § 15 Abſ. 4 KGSd. einzuordnen find (vgl. Hinſchius 
Bem. 5 zu $ 15 KSO. und Schoen, KRecht I S. 369 und II S. 476). 

In dieſem weiteren Sinne iſt auch die Beſtimmung des Art. 25 Abſ. 2 VII. 
(8 92 Abſ. 2 KO.) zu verſtehen und auch auf nicht ſpezifiſch evangeliſche kirchliche 
Vereinigungen und Verbände anzuwenden, welche die Kirche zu einer gottes⸗ 
dienſtlichen Feier begehren. Demnach iſt es geſetzlich nicht ausgeſchloſſen, die 
Kirche auch Verbänden politiſchen oder wirtſchaftspolitiſchen Charakters, unge⸗ 
achtet, ob ſie nur evangeliſche Glieder aufnehmen, zu öffnen, wenn die begehrte 
Feier einen ausſchließlich evangeliſchen Charakter hat und lediglich unter 
religiös⸗kirchlichen Geſichtspunkten geſtaltet wird. 

überläßt das Geſetz unbeſchadet der kirchlichen Aufſicht und der allgemeinen 
kirchlichen Verwaltungsgrundſätze die Entſcheidung über die Einräumung der 
Kirchengebäude zu derartigen gottesdienſtlichen Handlungen kraft des Grundſatzes 
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der Selbſtverwaltung der Gemeinden dem Gemeindekirchenrat, jo legt es dieſem 
damit zugleich die ernſte und ſchwere Verantwortung auf, dafür Sorge zu tragen, 
daß jede mißbräuchliche Verwendung des Kirchengebäudes vermieden wird. Er 
wird bei Anträgen nach Art. 25 Abſ. 2 VU. (8 92 Abſ. 2 KO.) mit beſonderer 
Sorgfalt zu prüfen haben, ob die geplante Veranſtaltung mit den allgemeinen 
Aufgaben der Kirche und Kirchengemeinde, wie ſie in Art. 4 VU. ($ 2 KO.) 
feſtgeſtellt ſind, im Einklang ſteht; er wird dementſprechend in dem Bewußtſein 
handeln müſſen, daß nicht nur die Intereſſen der Einzelgemeinde, ſondern geſamt⸗ 
kirchliche Intereſſen in Frage ſtehen. Bei der Einräumung der Kirchenräume 
an Vereinigungen, welche einen politiſchen Charakter tragen oder wirtſchafts⸗ 
politiſche Tendenzen verfolgen, wird jede Entſcheidung des Gemeindekirchenrats 
auch eine Verantwortung für die Zukunft einſchließen, da entſprechend der Kund⸗ 
gebung der Generalſynode vom 24. April 1920 betreffend die politiſche Neutralität 
der Kirche (gedr. Verhdl. S. 530) ſolche Entſcheidung zur Folge hat, daß in 
künftigen Fällen unter gleichen Vorausſetzungen Anträge auf Einräumung der 
kirchlichen Gebäude ohne Rückſicht auf die ſonſtige Einſtellung der Beteiligten 
nicht abgelehnt werden können, wenn nur der rein religiöſe und gottesdienſtliche 
Charakter der Veranſtaltung im Gotteshauſe geſichert iſt. Unter allen Umſtänden 
wird es Aufgabe des Gemeindekirchenrats ſein, ſich darüber Sicherheit zu ver⸗ 
ſchaffen, daß der Geiſtliche, welcher den Gottesdienſt halten ſoll, die Gewähr für 
Einhaltung der gebotenen Schranken gibt. 

Schwierigkeiten und Unzuträglichkeiten werden am beſten vermieden, wenn 
Vereinigungen mit politiſchem oder wirtſchaftspolitiſchem Charakter die geplante 
gottesdienſtliche Feier mit dem ordentlichen Gemeindegottesdienſt verbinden, wobei 
den Wünſchen der beteiligten Vereinigung im Rahmen des Gemeindegottesdienſtes 
Rechnung getragen werden kann, in kleineren Verhältniſſen gegebenenfalls unter 
zeitlicher Verlegung des Gottes dienſtes für den betreffenden Tag. Wird eine 
Feier im Zuſammenhange mit einer größeren Tagung eines derartigen Verbandes 
zu deren Weihe begehrt, ſo iſt beſondere Zurückhaltung geboten und die Ein⸗ 
räumung der Kirche zu einem Sondergottesdienſt jedenfalls dann zu vermeiden, 
wenn die Gefahr beſteht, daß die kirchliche Feier in Verbindung mit öffentlichen 
Kundgebungen politiſcher oder wirtſchaftspolitiſcher Art gebracht werden kann. 
In ſolchem Falle wird die Verbindung des gottesdienſtlichen Aktes mit dem 
ordentlichen Gemeindegottesdienſt mit beſonderem Nachdruck empfohlen. 

Die Evangeliſchen Konſiſtorien wollen auf Beachtung dieſer Geſichtspunkte 
in geeigneter Weiſe hinwirken. Der Veröffentlichung des Erlaſſes ſteht kein 
Bedenken entgegen. 


Kapler. 


An die Evangeliſchen Konſiſtorien unſeres inländiſchen Aufſichtsbereichs — einſchl. 
der Stolbergiſchen —. 


1. 


Aulage 2. 


Der Stand der kirchlichen Sozialarbeit im Vereich der Evangeliſchen 
Kirche der altpreußiſchen Anion nach den Berichten der Konſiſtorien. 


Der EOK. erließ am 1. März 1928 auf Wunſch des Sozialen Sonder: 


ausſchuſſes des KS. ein Rundſchreiben an die Konſiſtorien (EO.I 6538), mit 
dem Erſuchen, die folgenden Fragen zu beantworten: 


Beſtehen ſoziale Ausſchüſſe 

a) im Sinne des Art. 98 Abſ. 4 u. 5 VU. ? 

b) als Teil des Provinzialausſchuſſes für die Innere Miſſion oder ent⸗ 
ſprechender Organiſationen? 

e) in einer Kombination von a und b und in welcher? 

d) welches find ihre Aufgaben? (Mitteilung formulierter Richtlinien erwünſcht). 


Welches ſind die Aufgaben der ſozialen Berufsarbeiter? (Mitteilung 


von Dienſtanweiſungen erbeten). 


Welche Wege werden gegangen zur Weckung des ſozialen Verſtändniſſes 


a) bei Pfarrern und Kandidaten? 
b) bei Unternehmern? 
e) bei Arbeitern? 
a) kirchenfreundlichen? 
A) kirchlich Indifferenten? 
d) in der kirchlichen Offentlichkeit überhaupt? (Akademiker, Jugend, Frauen?) 


Welche Arbeitszweige ſcheinen beſonderen Erfolg zu verſprechen, ſei es 


im Sinne einer ſtarken Teilnahme der Kreiſe, die von ihnen berührt werden, 
ſei es im Sinne innerer Förderung der Beteiligten? 


Welche Schwierigkeiten, perſonale wie ſachliche, find aufgetreten? 
Wie iſt die Stellung der Öffentlichkeit 


a) der kirchlichen? 
b) der nichtkirchlichen? 


Wie regeln ſich die Beziehungen zu den freien ſozialen 


Arbeitsorganiſationen? 
In Ergänzung dieſes Rundſchreibens wurde unter dem 30. April 1928 


(EO. I 6538 II) noch ergänzender Bericht in folgender Richtung angefordert: 


I. bezüglich der hauptamtlichen Sozialpfarrer durch Angabe der 
Stelle, von der ſie angeſtellt worden ſind, 

II. bezüglich der als nebenamtliche Sozialpfarrer bezeichneten Geiſt⸗ 
lichen durch Angabe, ob und wieviele von ihnen 
a) einen Sonderauftrag zu einer beſtimmten Betätigung auf dem 

kirchlich⸗ſozialen Arbeitsgebiet erhalten haben und von wem, 
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b) lediglich als Synodalvertreter (Art. 71 Abſ. 3 VU.) beſtellt worden 
find, 

o) wie ihre Stellung und Tätigkeit ſonſt etwa geregelt worden ift. 

Die Berichte der Konſiſtorien ergeben, bis auf Ende Januar 1930 ergänzt, 


für die einzelnen Fragen das folgende Reſultat: 


A. 


Zu Frage La: 


Soziale Ausſchüſſe im Sinne von Art. 98 Abf. 4 u. 5 VU. beſtehen 
in Oſtpreußen, 
„Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen, 
„Pommern, 
„Brandenburg, 
„Sachſen, 
„ Weſtfalen, 
„ Rheinprovinz. 
Schleſien hat einen in das Vereinsregiſter eingetragenen ſozialen 
Ausſchuß, in welchem Provinzialkirchenrat und Konſiſtorium vertreten ſind. 


Zu Frage 1b: 


In Sachſen hat der Provinzialkirchenrat den Provinzialaus⸗ 
ſchuß für Innere Miſſion als ſeinen Sonderausſchuß im Sinne des Art. 98 
Vu. beſtellt. Die Konſiſtorien in Wernigerode, Stolberg und Roßla find dem 
Sächſ. Provinzialausſchuß für Innere Miſſion angegliedert. In ſämtlichen 
Kirchenkreiſen iſt ein Synodalvertreter für kirchlich⸗ſoziale Arbeit beſtellt. 


Zu Frage le: 


In Oſtpreußen liegt die Geſchäftsführung in den Händen des 
Provinzialvereins für Innere Miſſion unter Vorſitz des Generalſuper⸗ 
intendenten; 

in Weſtfalen iſt der ſoziale Ausſchuß vom Provinzialkirchenrat 
im Einvernehmen mit dem Provinzialverband für Innere Miſſion gebildet, 
mit dem er in enger Arbeitsgemeinſchaft ſteht; 

in der Rheinprovinz iſt der Direktor des Provinzialausſchuſſes 
für Innere Miſſion als Perſon Mitglied des ſozialen Ausſchuſſes, der 
Sozialpfarrer als ſolcher Mitglied des Provinzialausſchuſſes für Innere 
Miſſion. Eine Bindung irgendwelcher Art liegt nicht vor. 


Zu Frage ld: 


Pommern hat Richtlinien für die Arbeit des ſozialen Aus⸗ 
ſchuſſes dahin feſtgelegt, daß er ſein Augenmerk zu richten hat auf die 
Förderung der evangeliſchen Standes-, Berufs- und Geſinnungsvereine, 
auf die Verbreitung kirchlich-ſozialer Kenntniſſe durch Veranſtaltung von 
Lehrgängen, auf das Eindringen in die tatſächlichen ſozialen Verhältniſſe 
der pommerſchen Gemeinden, auf die Ausbildung von Mitgliedern der 
kirchlichen Körperſchaften, insbeſondere aus der Arbeiterſchaft, auf das 
Verhältnis der ſozialen Fürſorge zur kirchlichen Armenpflege und die 
Beobachtung anderer Wohlfahrtsbeſtrebungen, insbeſondere derer mit 
kirchenfeindlichen Tendenzen, auf die Bewegung der religiöſen Sozialen. 


Brandenburg ſtellt dem ſozialen Ausſchuß die Aufgabe, für die 
Kirchenprovinz ein Geſamtbild der ſozialen Verhältniſſe in ihrem Zuſammen⸗ 
hang mit dem geiſtigen Leben und in ihren religiös⸗ſittlichen Auswirkungen 
zu gewinnen, an der Pflege und Hebung des ſozialen Verſtändniſſes und 
Verantwortlichkeitsbewußtſeins mitzuarbeiten und die daraus ſich ergebenden 
Aufgaben beim Provinzialkirchenrat in Anregung zu bringen. Eine ein⸗ 
gehende Behandlung fand das Siedlungsweſen. Der ſoziale Ausſchuß 
hat auf der Provinzialſynode 1929 zur Regelung der Polizeiſtunde, zur 
Frage des Alkoholismus, zur Sozialverſicherung und zum Siedlungs⸗ 
weſen Anregungen gegeben. Die Provinzialſynode hat zur Anſtellung 
fachlich ausgebildeter Hilfen zur Pflege und Sammlung ſozial intereſſierter 
Kreiſe einen Betrag bewilligt. 

Schleſien gibt in § 2 der Satzungen als Zweck des ſozialen Aus⸗ 
ſchuſſes an: im Bereiche der Evangeliſchen Kirchenprovinz Schleſien den 
ſozialen Gedanken im Geiſte des Evangeliums für das geſamte Volksleben 
fruchtbar zu machen und alle in dieſer Richtung arbeitenden evangeliſchen 
Vereinigungen innerhalb der Kirchenprovinz zu gemeinſamer Arbeit 
zuſammenzuſchließen. 

Sachſen hat die folgende Dienſtanweiſung für den Provinzial⸗ 
Sozialpfarrer gegeben: 


8 1 

Der Provinzial⸗Sozialpfarrer hat die Aufgabe, an der Erfüllung 
der ſozialen Aufgaben der Kirche und ihrer inneren Miſſion, wie ſie ſich 
insbeſondere vom Wirtſchaftsleben und ſeinen Auswirkungen her nach 
den Forderungen des Evangeliums ergeben, in der Provinz Sachſen — 
und zwar in den einzelnen Sprengeln nach Weiſung des zuſtändigen 
Generalſuperintendenten — nach Kräften mitzuarbeiten. Maßgebend 
dabei ſind die Kirchenverfaſſung ſowie die Kundgebungen und Beſtätigungen 
der Kirche und ihrer inneren Miſſion (vergl. Eiſenacher Richtlinien und 
Betheler Botſchaft). Innerhalb dieſes Arbeitsgebiets hat er überall da, 
wo ſeine Tätigkeit nötig iſt oder erwartet wird, zum Dienſt bereit zu 
ſein, inſonderheit ſoll er die Geſchäftsführung ſolcher Organiſationen, 
deren Tätigkeit im Rahmen ſeines Arbeitsgebiets liegt, auf Antrag nach 
Möglichkeit übernehmen. 

82 

Nähere Anweiſungen über ſeine dienſtlichen Verpflichtungen im 
Rahmen dieſer Aufgabe, vor allem über ſeine Tätigkeit als Leiter der 
Abteilung für ſoziale kirchliche Arbeit im Sächſiſchen Provinzialverband 
der Inneren Miſſion, erhält der Provinzial⸗Sozialpfarrer vom Provinzial⸗ 
ausſchuß für Innere Miſſion im Auftrage des Provinzialkirchenrats. 

Soweit dieſe näheren Anweiſungen die Dienſtobliegenheiten der 
Provinzialpfarrer im allgemeinen betreffen, ſind ſie dem Provinzial⸗ 
kirchenrat vom Provinzialausſchuß für Innere Miſſion zur Genehmigung 
vorzulegen. 
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Der Provinzialkirchenrat behält ſich vor, ihn daneben auch mit 
anderen Aufgaben auf dem Gebiet der kirchlichen ſozialen Arbeit zu 
betrauen. 

8 3 

Im übrigen erwartet der Provinzialkirchenrat von ihm, daß er 
über alles auf dem Gebiet der kirchlichen ſozialen Arbeit Beſtehende 
und ſich Ereignende ſich auf dem Laufenden hält, die Literatur ſeines 
Fachs nach Möglichkeit verfolgt und durch Schriftwechſel und perſönlichen 
Verkehr alle in Betracht kommenden Beziehungen pflegt und ausbaut. 


f 8 4 

Für Erfüllung aller feiner Aufgaben (88 1—3), auch ſoweit fie 
ihm vom Provinzialausſchuß für Innere Miſſion zugewieſen ſind, iſt der 
Provinzial⸗Sozialpfarrer in letzter Linie dem Provinzialkirchenrat und 
der Provinzialſynode verantwortlich, deren Weiſungen und Aufträgen er 
zu folgen hat. Er hat insbeſondere dem Provinzialkirchenrat am Schluſſe 
jedes Rechnungsjahrs einen Arbeitsbericht einzureichen und ihm vor 
jeder Tagung der Provinzialſynode einen ausführlichen, zur Weitergabe 
an die Provinzialſynode geeigneten Tätigkeitsbericht durch den Provinzial⸗ 
ausſchuß für Innere Miſſion vorzulegen. 

Die allgemeine Dienſtaufſicht des Evangeliſchen Konſiſtoriums über 
den Provinzial⸗Sozialpfarrer wird durch dieſe Dienſtanweiſung nicht 
berührt. 


Zu Frage 2: 


Weſtfalen hat in die Berufungsurkunde für den zum neben— 
amtlichen Sozialpfarrer der Kirchenprovinz beſtellten Pfarrer D. Mumm 
die folgende Anweiſung aufgenommen: 

Der Pfarrer Mumm wird beauftragt, für den Umfang der Provinz 
Weſtfalen im Sinne von Artikel 47 der neuen Kirchenverfaſſung, ſoweit 
es ſeine übrigen Pflichten geſtatten, zur Erfüllung der öffentlichen Miſſion 
der Kirche und für die ſoziale Aufgabe der Kirche und des kirchlichen 
Anteils an der Löſung dieſer Aufgabe tätig zu ſein, insbeſondere ſich 
der evangeliſchen Arbeitervereine und der kirchlich-ſozialen Ausbildung 
der Kandidaten, auch auf dem weſtfäliſchen Predigerſeminar im Ein⸗ 
vernehmen mit deſſen Leitung, anzunehmen. Im Rahmen der durch die 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Kirchenordnung und durch die neue Verfaſſung der 
Kirche der altpreußiſchen Union gezogenen Grenzen ſoll er dahin wirken, 
daß die Gemeindekörperſchaften das ſoziale Wohl der Gemeinden und 
ihrer Glieder fördern (Art. 22 Abſ. 1) und in allen Fällen, in denen der 
Bedarf hierfür hervortritt, ſoziale Gemeindeausſchüſſe gebildet werden 
können (Art. 37 Abf. 2); er fol, unter Umſtänden durch Kurſe, dahin wirken, 
daß der Pfarrer an der ſozialen Arbeit zur Förderung des Gemeinde— 
lebens Anteil nehmen kann (Art. 42 Abſ. 3). Wird ein Sonderausſchuß zur 
Erfüllung der öffentlichen Miſſion der Kirche und für die ſoziale Auf: 
gabe bei dem Provinzialkirchenrat gemäß Artikel 98 der neuen Verfaſſung 
gebildet, ſo ſoll er demſelben als Mitglied angehören. 
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Schleſien und Rheinprovinz teilen in den Richtlinien für 
den ſozialen Pfarrer die Arbeit in wiſſenſchaftliche und praktiſche Aufgaben. 


Zu Frage 3a: 


Pfarrer ſind zu ſozialen Lehrgängen (Spandau) entſandt von 
O ſtpreußen, 
Pommern, 
Brandenburg, 
Weſtfalen, 
Danzig. 
Mehrfach wird berichtet, daß ſoziale Fragen auf Pfarrkonventen, 
Synoden und Tagungen der Inneren Miſſion behandelt worden ſind. 
Rheinland hat für jeden Kirchenkreis einen Synodalvertreter. 
Dieſe verſammeln ſich einmal jährlich zu einer einwöchigen Arbeitstagung. 
Sie erſtatten im Pfarrkonvent ihres Kirchenkreiſes darüber Bericht. 
Regelmäßige ſoziale Lehrgänge ſind für die Kandidaten in den 
Predigerſeminaren Carlshof (Oſtpreußen), 
Naumburg (Schleſien), 
Soeſt (Weſtfalen) 
und regelmäßige Schulungskurſe für Kandidaten in der Rheinprovinz 
veranſtaltet worden. 


Zu Frage 3b: 


Schleſien hat Arbeitgeberkonferenzen und -freizeiten abgehalten; 

in Sachſen ſind nach langen Verhandlungen beſondere Konferenzen 
für Unternehmer zuſtande gekommen; 

im Rheinland haben Ausſprachen mit Unternehmern in Bezirks⸗ 
und Provinzialveranſtaltungen ſtattgefunden. Unternehmer werden als 
Berichterſtatter bei Schulungstagungen regelmäßig herangezogen. Beſichti⸗ 
gung von Betrieben. Außerdem wurden Ausſprachen zwiſchen Arbeit⸗ 
gebern und nehmern veranſtaltet. 


Zu Frage 3ca: 


Oſtpreußen hat in verſchiedenen Bezirken provinzielle Verbände 
von zuſammengeſchloſſenen evangeliſchen Arbeiter- und Arbeiterinnen⸗ 
vereinen, die eigene Berufsarbeiter haben und die, wie auch der Kirchlich⸗ 
ſoziale Bund, Provinzialverband Oſtpreußen, Arbeitstagungen und Frei⸗ 
zeiten veranſtalten; 

Pommern und Sachſen veranſtalten Lehrgänge für Mit⸗ 
glieder der kirchlichen Körperſchaften aus dem Arbeiterſtande (in Sachſen 
haben auch Arbeitgeber teilgenommen); 

in Sachſen fanden überdies Wochenfreizeiten und Wochenendlehr- 
gänge für Arbeiter ſtatt; 

Schleſien, Rheinprovinz, Weſtfalen und Oſt⸗ 
preußen erwähnen die Verbindung der Sozialarbeiter mit evange- 
liſchen Arbeiter- und Arbeiterinnenvereinen; es gelang den Arbeiter— 
ſekretären, 23 evangeliſche Arbeitervereine zu gründen; 


Schleſien veranſtaltet ſoziale Lehrgänge und Vorträge in 
Gewerkſchaften; 

in Siegen und Hagen (Weſtfalen) ſind mit Unterſtützung der 
Synoden Arbeiterſekretäre angeſtellt worden. Der Sozialpfarrer hat 
einen Lehrgang für Arbeiter abgehalten; 

Danzig berichtet über Pflege des ſozialen Verſtändniſſes in 
Männer: und Arbeiterkreiſen. Für den neugegründeten Landesverband 
der Evangeliſchen Volks-, Gemeinde-, Männer- und Arbeitervereine in 
Danzig iſt ein evangeliſcher Arbeiterſekretär angeſtellt worden. In Ver⸗ 
bindung mit dem Landesverband ſteht die „Volksſiedlung“ (Wohnungsbau). 


Zu Frage 30%: 


in Schleſien wird zu Gemeinde- und Volksverſammlungen über 
Themen aus dem ſozialen Gebiet öffentlich eingeladen; 

in Sachſen werden öffentliche Ausſprachen veranſtaltet, zu denen 
auch kirchlich indifferente und kirchengegneriſche Arbeiterkreiſe eingeladen 
werden; 

die Rheinprovinz berichtet über öffentliche Vorträge des 
Sozialpfarrers. Zu Arbeiterfreizeiten werden auch kirchlich indifferente 
Arbeiter herangezogen. 


Zu Frage 3d: 


Pommern beabſichtigt die Abhaltung eines ſozialen Lehrgangs 
für Studenten an der Univerſität Greifswald. 

Brandenburg hat eine Liſte ſozial intereſſierter Perſönlichkeiten 
der Provinz aufgeſtellt, die zu beſonderen Verſammlungen zuſammen⸗ 
berufen werden ſollen. Ein Fragebogen zu dem Zweck iſt in Vorbereitung. 

Den ſozialen Ausſchuß beſchäftigt ein beſonderes Studium der 
Landesarbeiterfrage und die Stellung zu den durch die religiös -ſoziale 
Bewegung in Berlin entſtandenen Problemen. 

In Schleſien iſt eine ſoziale Arbeitsgemeinſchaft mit Profeſſoren 
und anderen Akademikern ins Leben gerufen worden. Es werden Vorträge 
mit Ausſprache gehalten. Ebenſo Vorträge bei Jugendveranſtaltungen und 
Freizeiten (1929 eine dreitägige Freizeit für Studenten in Herrnhut). 

Sachſen verhandelt ſoziale Fragen auf Kreiskirchentagen, in den 
örtlichen Verbänden der Jugendvereine und in Vorträgen vor Studenten. 

In der Rheinprovinz erreicht die Vortragstätigkeit auch die 
akademiſchen Verbände, dagegen beſteht wenig Fühlung mit den Jugend⸗ 
verbänden. 


Oſtpreußen berichtet über ſoziale Einſtellung der Männer-, 
Frauen- und Jugendvereine. In Königsberg und Elbing beſteht eine 
interkonfeſſionelle Verbindung in der Gefangenen- und Gefährdetenfür⸗ 
ſorge; die ſozialen Ausſchüſſe der Kreisſynoden haben ihre Arbeiten 
aufgenommen. Der Kirchenkreis Heiligenbeil will einen Berufsarbeiter 
anſtellen, der ſich beſonders den kirchlich gleichgiltigen Arbeitern widmen ſoll. 


In Danzig und Zoppot werden von Zeit zu Zeit die Akade⸗ 
miker zuſammengerufen und im ſozialen Sinne beeinflußt. An der Tech⸗ 
niſchen Hochſchule ſind beſondere akademiſche Gottesdienſte durch den 
Sozialpfarrer angeregt worden. In Kahlbude iſt ein Freizeitheim be— 
gründet worden. 


Anmerkung zu 3a—d: 


Weſtfalen verweiſt noch beſonders auf den Verſuch des Pro⸗ 
vinzialverbands für die evangeliſch-weibliche Jugend, die Fabrik⸗ 
arbeiterinnen durch eine auf einer Sozialen Frauenſchule ausgebildete 
Dame zu ſammeln (Bielefeld). 

Für Studenten aller Fakultäten hat ein von der weſtfäliſchen 
Gruppe des firchlich-fozialen Bundes unter Mitwirkung des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes für Innere Miſſion und des evangeliſch-kirchlichen Studenten⸗ 
dienſtes veranſtalteter „Sozialer Informationskurſus“ ſtattgefunden. 

Erhofft wird ein Einfluß auf die in Weſtfalen beſtehende evan- 
geliſche Akademikervereinigung, die durch den Geſchäftsführer des Pro⸗ 
vinzialverbandes für Innere Miſſion und den Studentenpfarrer angebahnt iſt. 

Mit Nachdruck weiſt Weſtfalen auch auf die Tätigkeit des Provinzial⸗ 
apologeten Pfarrer Müller hin, der die kirchenfreundlichen und kirchenent⸗ 
fremdeten Arbeiter in Freizeiten ſammelt und einen Volkshochſchullehrgang 
für evangeliſche Arbeiter gehalten hat. Aus den Kreiſen der Arbeiter⸗ 
freizeiten hat ſich ein, in Kreiſe gegliederter „Kampfbund“ gebildet, der 
eine ordensähnliche Geſtalt hat und deſſen Mitglieder ſich zu Arbeit und 
Kampf für chriſtlichen Glauben und Sitte und für die Kirche verpflichten. 


Zu Frage 4: 


Oſtpreußen legt beſonderes Gewicht auf die Tätigkeit unter 
den noch nicht von der ſozialiſtiſchen Propaganda berührten Landarbeiter⸗ 
kreiſen; in Königsberg hat ſich eine chriſtliche Arbeiter-Jugendgruppe 
gebildet. 

Schleſien legt Gewicht auf die ſozialen Lehrgänge (3 tägig) für 
gemiſchte Stände und Freizeiten und auf öffentliche Verſammlungen mit 
Ausſprache (in Breslau 5 öffentliche Verſammlungen über das Thema: 
Iſt die Kirche arbeiterfeindlich?). Auf die Arbeit an der Frauenwelt iſt 
beſonderer Wert zu legen. 

Sachſen hält am wirkungsvollſten für Pfarrer: 1—2 tägige 
Konferenzen, 
für Unternehmer: Vorträge, 
für Arbeiter: Wochenendlehrgänge. 

Weſtfalen hält es für das Wichtigſte, in der Pflege der 
Arbeitervereine der chriſtlich⸗-nationalen Arbeiterbewegung, des Frauen⸗ 
und Männerdienſtes, der Jugend- und Wohlfahrtsämter Zellen zu ſchaffen, 
von denen aus ſich das Leben organiſch aufbauen kann. Es ſoll einzelnen 
Pfarrern Gelegenheit gegeben werden, ſich intenſiver mit den Fragen der 
Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik auseinanderzuſetzen. 
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In der Rheinprovinz werden durch Vorträge größere Kreiſe 
nur im Saargebiet erreicht. überraſchend wächſt das Intereſſe der Arbeit⸗ 
geber⸗Verbände, welche zu ihren Tagungen einladen. Den ſtärkſten inneren 
Erfolg weiſen die Arbeiterfreizeiten auf. Ein wachſendes ſoziales Intereſſe 
der Pfarrer iſt zu beobachten. 

Danzig ſieht den am meiſten Erfolg für ſoziales Verſtändnis 
verſprechenden Arbeitszweig in Neubelebung der Kindergärten. 


Zu Frage 5: 


Oſtpreußen: Das urſprünglich ablehnende Verhalten der ge⸗ 
bildeten und beſitzenden Stände iſt merklich beſſer geworden. Es weiſt auf 
unſoziale kirchliche Einrichtungen (Gebührenordnungen, Kirchenſtuhlfrage). 

Schleſien: Finanzieller Mangel. Bekämpfung oder Ignorierung 
ſeitens der ſozialiſtiſchen und kommuniſtiſchen Preſſe. 

Sachſen: Beurlaubung durch die Werke und Erſatz für den 
Lohnausfall. 

Rheinprovinz: Das Intereſſe und ſoziale Verſtändnis der 
Pfarrer iſt zu ſtärken. Einſeitige politiſche Haltung eines Teiles der 
kirchlichen Preſſe und ihrer Führer. 

Danzig: Die Wohlfahrtsämter werden aus dem Spielklub in 
Zoppot erhalten. Damit kann die Kirche nicht konkurrieren. überdies 
ſind die Wohlfahrtsämter meiſt katholiſch oder ſozialdemokratiſch eingeſtellt. 


Zu Frage 6 a u. b: 


Oſtpreußen: Die kirchliche Öffentlichkeit anerkennend, die nicht- 
kirchliche teils abwartend, teils abwehrend. 

Schleſien: Die Öffentlichkeit zeigt ſich den Beſtrebungen im 
allgemeinen entgegenkommend bis auf die ſozialiſtiſche und kommuniſtiſche 
Preſſe. 

Sachſen: 

a) Im allgemeinen freundlich, aber es beſteht das Vorurteil, die kirchlich⸗ 
ſoziale Arbeit werde zureichend durch Organe der Wohlfahrtspflege 
getan und durch die Wortverkündigung der Kirche erfüllt. 

b) wenn die kirchenfeindliche Preſſe überhaupt berichtet, tut ſie es in der 
gewohnten Weiſe. 

Weſtfalen: Es iſt ein Erſtarken des ſozialen Verantwortungs⸗ 
gefühls in den kirchlichen Körperſchaften zu beobachten. 

Die Unternehmer bemängeln die Sachkunde und die Einſeitigkeit 
der Pfarrer auf ſozialen Kongreſſen. 

Rheinprovinz: Die Öffentlichkeit (Preffe) iſt nur ſelten in 
Anſpruch genommen worden. 


Zu Frage 7: 


In Oſtpreußen ſind die chriſtlichen Gewerkſchaften und der 
deutſch⸗nationale Handlungsgehilfenverein im ſozialen Ausſchuß vertreten. 
Zu den freien Gewerkſchaften beſtehen keine Beziehungen. 
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Schleſien: Der Sozialpfarrer iſt Führer des Ev. Arbeitervereins 
in Breslau. 

Sachſen: Ev. Arbeiterverein und kirchlich⸗ſozialer Bund ſind 
im Arbeitsausſchuß der ſozialen Geſchäftsſtelle vertreten. 

In Weſtfalen ſind die Beziehungen eng und lebendig. 

In der Rheinprovinz ſteht der Sozialpfarrer grundſätzlich 
allen freien Organiſationen zur Verfügung. Teilweiſe ſtehen ihm dieſe 
aber mit Zurückhaltung und Mißtrauen gegenüber. 


B. 
Zu Frage I: 
Der hauptamtliche Sozialpfarrer iſt angeſtellt: 
in Schleſien durch den Sozialen Ausſchuß, 
in Sachſen durch den Provinzialkirchenrat, 
in der Rheinprovinz durch den Provinzialkirchenrat. 
Zu Frage IIa: 
Ein Sonderauftrag für nebenamtliche provinzialkirchliche ſoziale 
Tätigkeit iſt mit der Berufung in das Pfarramt verbunden in 
Oſtpreußen und Weſtfalen. 
Anmerkung: Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen hat einen Provinzialvikar 
mit einem Sonderauftrag für das Siedlungsweſen betraut. 

In Danzig iſt der Inſpektor des Paulinums gleichzeitig als 

Sozialpfarrer angeſtellt. 
Zu Frage IIb: 

In Sachſen und Rheinprovinz ſind Synodalvertreter in 
einer größeren Anzahl von Kirchenkreiſen beſtellt worden. In der Rhein⸗ 
provinz werden ſämtliche Synodalvertreter einmal im Jahr zu einer 
einwöchentlichen Arbeitstagung verſammelt und planmäßig inſtruiert. 
Sie erſtatten auf der Pfarrkonferenz ihres Kirchenkreiſes über die Tagung 
Bericht. 

Zu Frage IIe: ö 

In Oſtpreußen hat der nebenamtliche Sozialpfarrer unte 
Leitung des Generalſuperintendenten die ſoziale Frage wiſſenſchaftlich 
zu bearbeiten und die Ergebniſſe durch Vorträge oder ſchriftliche Aus⸗ 
kunft für die Provinzialkirche nutzbar zu machen. Er hat eine akade⸗ 
miſche Arbeitsgemeinſchaft für ſoziale Gegenwartskunde und ein ſoziales 
Seminar begründet. 

In Schleſien leitet der geſchäftsführende Hauptſekretär des 
Sozialen Ausſchuſſes mit dem Sozialpfarrer die dem Sozialen Ausſchuß 
angegliederten 15 (jetzt 14) Arbeiterſekretäre, die in 22 Kirchenkreiſen 
arbeiten. In jedem Kirchenkreiſe, für den ein Arbeiterſekretär angeſtellt 
iſt, unterſteht er der Aufſicht des betr. Superintendenten als dem Vor⸗ 
ſitzenden des Kreisſynodalvorſtandes. 
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